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I  Planungsgegenstand  

1.  Veranlassung und Erforderlichkeit  

Auf den Flächen des früheren US-Militärkrankenhauses in der Fabeckstraße 62 / 

Kamillenstraße 43 – in unmittelbarer Nähe zum Dahlemer Campus der Freien Universität – 

soll ein Zentrum für junge und forschungsorientierte Unternehmensgründer entstehen. 

Früher war die Fläche ein Teil des Krankenhauses des Kreises Teltow, dessen 

denkmalgeschützte Bauten nach der Teilung des Grundstücks Unter den Eichen 44-46 heute 

von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) genutzt werden.  

Veränderte Rahmenbedingungen (Kapazitätsabbau im Krankenhaussektor) führten  

seit ca. 2006 zur Einstellung des Klinikbetriebes an diesem Standort. Seit dieser Zeit liegt der 

größte Teil des beachtlichen Flächenpotentials brach. Von den verfügbaren Nutzflächen in 

allen Objekten sind derzeit ca. 25% der Flächen zeitlich befristet an Labor- und 

Forschungseinrichtungen vermietet.  

 

Die geographische und inhaltliche Nähe zu den bestehenden Universitäts- und 

Forschungseinrichtungen bieten für Studierende, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

beste Voraussetzungen, um als Gründer in der Anfangsphase in engem Kontakt mit ihren 

Forschungseinrichtungen bleiben zu können. 

Bisher wanderte ein Großteil nach erfolgreichem Studium bzw. Forschungsabschluss aus 

Steglitz-Zehlendorf in andere Bezirke und ins Umland ab, da sich dort bessere 

Voraussetzungen für die wirtschaftliche Entwicklung eines Unternehmens fanden. Gerade in 

den ersten Jahren brauchen die jungen Unternehmen aber weiterhin die Nähe zu ihren 

ehemaligen Instituten. Daher ist der Standort Fabeckstraße 62 mit seinen kurzen 

Entfernungen zur Freien Universität und zu weiteren Forschungseinrichtungen wie der 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, den Max-Planck-Instituten, dem Konrad-

Zuse-Zentrum, den veterinärmedizinischen Instituten (Düppel) sowie dem Campus Benjamin 

Franklin der Charité ideal für das geplante Technologie- und Gründungszentrum. 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sind ein wichtiger Wirtschafts- und 

Beschäftigungsfaktor für den Bezirk Steglitz-Zehlendorf. Die Entwicklung des Plangebiets zu 

einem Technologie- und Gründungszentrum ist daher ein wichtiges bezirkliches Anliegen, 

um Unternehmen und Arbeitsplätze im Bezirk zu halten.  

 

Planungsrechtlich gilt der Baunutzungsplan, der für die Fläche des Plangebiets allgemeines 

Wohngebiet mit der Baustufe II/ 2 ausweist.  
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Für das Grundstück Fabeckstraße 62 / Kamillenstr.43 wird daher ein 

Bebauungsplanverfahren durchgeführt, um die planungsrechtlichen Grundlagen für die 

Ansiedlung eines Technologie- und Gründungszentrums zu schaffen.  

Das Klinikgebäude erfordert zur weiteren langfristigen Nutzbarkeit einen Umbau zur 

Schaffung tageslichtbelichteter Arbeitsräume sowie die Erneuerung von Dach und Fassade. 

An der Stelle des vorhandenen Gebäudealtbestands auf dem Gelände sind neue 

Forschungskomplexe geplant.  

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans sollen Beurteilungskriterien und –normen 

für die vorhandene und geplante Bebauung in diesem Bereich schaffen, die allgemein 

verbindlich und nachvollziehbar sind.  

2. Beschreibung des Plangebiets 

2.1  Städtebauliche Einbindung, Gebietsentwicklung 

Das 50.726 m² große Grundstück liegt im Nordwesten von Lichterfelde, unweit der an der 

Altensteinstraße verlaufenden Ortsteilgrenze zu Dahlem. Auf dem Grundstück befinden sich 

seit 1974 die Gebäude des ehemaligen amerikanischen Militärkrankenhauses (seit Mitte 

1994 bis ca. 2006 in Verwaltung des Universitätsklinikums Benjamin –Franklin).   

 

Die Verkehrserschließung des Grundstücks erfolgt von der Fabeckstraße, die die nördlich 

verlaufende Altensteinstraße (Stufe II- übergeordnete Straße) mit der südlich verlaufenden 

Straße Unter den Eichen (Stufe I – großräumige Straßenverbindung) verbindet. 

 

Nördlich grenzt das Plangebiet an die Hausgärten der freistehenden, zweigeschossigen 

Wohnhäuser (Altensteinstraße bzw. Kamillenstraße) und das Institutsgelände der FU- Berlin. 

Die Stadtstruktur östlich der Kamillenstraße (Plangebietsgrenze) wird lt. Umweltatlas der 

Senatsverwaltung durch aufgelockerte Wohnbebauung unterschiedlicher Dimension mit 

Villen und Stadtvillen und parkartigen Gärten (überwiegend von 1870 – 1945) geprägt, die 

überwiegend zu Wohnzwecken genutzt werden. 

Südlich des Plangebiets befinden sich die denkmalgeschützten Gebäude und Anlagen der 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM). Die historische Bausubstanz 

wurde 1898 durch den Architekten Heinrich Schmieden als Krankenhauskomplex errichtet 

(Einweihung des Krankenhauskomplexes am 26. Juni 1900). Der Komplex ist in 

Pavillonbauweise konzipiert und gilt als eines der frühesten Beispiele für die 

architekturhistorische Wandlung des Krankenhauswesens. 

Die von der BAM durchgeführten Umbauten und Laborneubauten (ca. 1980-1994) wurden im 

Hinblick auf den Denkmalschutz mit Fassaden und Dächer sowie gestalterischen 

Gebäudeelementen des ursprünglichen Zustands ausgestattet. 
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Die städtebauliche Struktur westlich des Plangebiets (Fabeckstraße) ist geprägt durch eine 

aufgelockerte Wohnbebauung (Einfamilienhäuser) mit Gärten. 

Nach Baunutzungsplan ist dieser Bereich als Wohnbaufläche der Baustufe II/ 2 qualifiziert, 

was auch seiner realen Nutzung entspricht.  

FIS-Broker Kartenanzeige Stadtstruktur differenziert 2010 (Umweltatlas) 

     

 

Der Südwesten Berlins verfügt mit der Freien Universität und zahlreichen 

Forschungseinrichtungen über ein attraktives Umfeld für forschungs- und 

entwicklungsorientierte Unternehmensgründer. 

Bereits seit Anfang des 20. Jahrhunderts sind Dahlem und Lichterfelde-West etablierte 

Forschungsstandorte im Berliner Südwesten, der vom grünen Campus der Freien Universität 

Berlin mit seinen geistes- und sozialwissenschaftlichen sowie naturwissenschaftlichen 

Instituten und rund 31.000 Studierenden geprägt ist. Hier befinden sich heute außerdem 

viele weitere Wissenschaftseinrichtungen wie Max-Planck-Institute und staatliche 

Forschungseinrichtungen. So unterhält die Max-Planck-Gesellschaft vier Institute mit 

zusammen rund 1.000 Mitarbeitern: das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, das Fritz-

Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, das Max-Planck-Institut für molekulare Genetik 

und das Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte. Das Helmholtz-Zentrum für 

Materialien und Energie befindet sich in Wannsee am Standort des ehem. Hahn-Meitner-

Instituts für Kernforschung. Das Konrad-Zuse-Zentrum für Informationstechnik Berlin, die 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, die veterinärmedizinischen Institute in 

Düppel, die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, der Botanische Garten 

und das Deutsche Archäologische Institut ergänzen das wissenschaftliche Profil des 

Bereichs und kooperieren auf vielfältige Weise mit den Einrichtungen der Freien Universität.  

 

In ca. 2 km Entfernung befindet sich das Klinikum Benjamin Franklin, der südliche Campus 

der Charité – Universitätsmedizin Berlin, der eng mit dem Bio Campus Dahlem der Freien 
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Universität Berlin zusammenarbeitet. Weitere Einrichtungen dieses „Life Science“- Bereichs 

wie z.B. das Helios-Klinikum Emil v. Behring in Zehlendorf und das ev. Krankenhaus 

Hubertus komplettieren das ausgeprägte Gesundheits- Cluster im Bezirk Steglitz-Zehlendorf.  

Der Standort Fabeckstraße 62 befindet sich im Bereich der Entwicklungsachse Freie 

Universität - Klinikum Benjamin-Franklin und ist damit integraler Bestandteil des aus 

planerischer Sicht weiter zu stärkenden Wissenschafts- und Forschungsdreiecks Dahlem/ 

Lichterfelde West/ Düppel.   

2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst das 50.726 m² große Grundstück 

Fabeckstraße 62/ Kamillenstraße 43. Nach Abzug der Alliierten ging das Grundstück in das 

Eigentum des Bundes über, der es mit Kaufvertrag vom 20.12.2000 an das Land Berlin 

verkaufte. Die angrenzenden Straßenverkehrsflächen befinden sich im Eigentum des Landes 

Berlin. 

Inzwischen konnte im Berliner Senat (Senatsverwaltungen für Finanzen und 

Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe) eine grundsätzliche Verständigung 

über eine Nutzung des Geländes als Technologie- und Gründungszentrum für den Berliner 

Südwesten erzielt werden.  

Mit dem Ziel ein Technologie- und Gründungszentrums an diesem Standort einzurichten, 

wurde das Grundstück aus dem Treuhandvermögen des Liegenschaftsfonds herausgelöst 

und in das Vermögen der WISTAMANAGEMENT GMBH eingebracht. Die WISTA-

MANAGEMENT GMBH ist seit Oktober 2016 Eigentümerin des Grundstücks Fabeckstraße 

62/ Kamillenstraße 43.  

 

Die im Lageplan des öffentlich bestellten Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Klaus Matthies 

vom 3.5.04, amtlich ergänzt 31.10.07, grau angelegten Flächen ABCDA und 

EFGHJKLMNOE stehen zu Gunsten der Bebauung (Abstandflächen) des Grundstücks Unter 

den Eichen 44, 45, 46 zur Verfügung. (Baulastenblatt Nr. 5461, eingetragen 22. 11.2007) 

2.3 Städtebauliche Situation und Bestand 

Im Plangebiet befinden sich als Baumasse das größtenteils leer gezogene Klinikgebäude, 

ein Heizhaus, ein zweigeschossiges Wohnhaus (Kamillenstraße 43), die fragmentarischen 

Gebäudehüllen der Gewächshäuser und der Lagergebäude sowie ein Nebengebäude, das 

bereits von einem Forschungs- und Entwicklungsunternehmen genutzt wird. 

Ein Teil der Flächen im Klinikgebäude werden z.Zt. zeitlich befristet an 

Forschungseinrichtungen vermietet. Auf dem Klinikgelände befindet sich neben den inneren 

Erschließungsflächen eine Stellplatzanlage für ca. 200 Pkw. 
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Bei dem im Gebiet vorkommenden Vegetationsbestand handelte es sich überwiegend um 

ruderalen Gehölzaufwuchs, der sich als Spontanaufwuchs auf der kleinräumigen ehemaligen 

Parkanlage entwickeln konnte, sowie um Einzelbäume, deren schützenswerter Bestand 

weitestgehend erhalten und auch Bestandteil des Freianlagenkonzepts werden soll. 

2.4 Geltendes Planungsrecht 

Für das Plangebiet ist der Baunutzungsplan mit der Baustufe II/2 (zul. Maß der Nutzung 

GRZ: 0,2, GFZ 0,4, Geschoßzahl II) verbindlich. Nach dem geltenden Planungsrecht ist als 

Art der Nutzung allgemeines Wohngebiet zulässig. Die angrenzenden Straßen haben nur 

teilweise förmlich festgestellte Straßen- und Baufluchtlinien. Die förmlichen Festsetzungen 

von Straßen- und Baufluchtlinien nach dem Preußischen Fluchtliniengesetz (grün und blau 

dargestellte Linien in der nachfolgenden Abbildung) gelten als übergeleitetes Planungsrecht. 

(Fabeckstraße: festgesetzt: 29. August 1905; Kamillenstraße: festgesetzt: 15. Oktober 1906) 

 

 
Auszug aus dem Fluchlinienplan 

 

Im Flächennutzungsplan (FNP) ist das Grundstück als Sonderbaufläche mit der 

Zweckbestimmung „Technologie“ dargestellt. 

2.5 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet wird für den Individualverkehr über die Fabeckstraße (örtliche 

Straßenverbindung der Verbindungsstufe III) erschlossen. Eine Zufahrt von der 

Kamillenstraße besteht nicht. 
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Der Umweltatlas Berlin (FIS-Broker, Kartenanzeige 2009) enthält keine Angaben zur 

durchschnittlichen täglichen Verkehrsbelastung (DTV) für die Fabeckstraße. Diese wurde 

durch Straßenverkehrszählung im Rahmen der Verkehrsuntersuchung ermittelt. 

Verkehrsplanerischer Fachbeitrag vom Oktober 2015) 

Für den Straßenabschnitt Altensteinstraße zwischen Fabeckstraße und Kamillenstraße wird 

als Ausgangsbelastung eine Verkehrsbelastung von ca. 10.001 – 15.000 Kfz/24h1 und für die 

Straße Unter den Eichen im Abschnitt zwischen Fabeckstraße und Kamillenstraße eine 

tägliche Verkehrsbelastung von 40.001-50.000 Kfz/24h1 den verkehrstechnischen 

Ermittlungen zu Grunde gelegt.  

Eine wichtige Erschließungsfunktion im Rahmen des ÖPNV-Systems übernehmen die 

südwestlich des Plangebiets gelegene S-Bahnlinie S1, der S-Bahnhof Botanischer Garten ist 

600 m und der S-Bahnhof Lichterfelde West ist ca. 900 m entfernt, sowie die nördlich vom 

Plangebiet gelegene U-Bahn, U-Bahnhof Dahlem Dorf (Entfernung ca. 1 km).  

Die über die Straße Unter den Eichen verkehrenden Buslinien gewährleisten eine gute 

Anbindung an den weiteren öffentlichen Personennahverkehr.  

Radverkehrsanlagen sind beidseitig der Altensteinstraße und der Straße Unter den Eichen 

vorhanden.   

 

Um die Verkehrssituation in der Fabeckstraße langfristig zu entlasten, wurde eine Anbindung 

des Lieferverkehrs über das Grundstück der BAM geprüft. Eine entsprechende Zufahrt von 

der Straße Unter den Eichen besteht bereits. Auf Betreiben des Militärkrankenhauses wurde 

in den 70-er Jahren die gemeinsame Straßenanbindung zur Straße Unter den Eichen zu 

Gunsten der separaten Einfahrt über die Fabeckstraße aufgegeben.  

Allerdings wird diese Verkehrslösung vom Grundstückeigentümer und dem derzeitigen 

Nutzer mit Verweis auf die Schutz- und Fürsorgepflicht gegenüber seinen Mitarbeitern 

(Verkehrssicherung) und Belange des Arbeitsverfahrens (empfindliche Messinstrumente im 

Bereich der Zufahrt) abgelehnt.  

Die Verkehrserschließung erfolgt somit weiterhin ausschließlich über die bestehende Zufahrt 

Fabeckstraße 62. 

 

Für die innere Erschließung werden auf dem ehemaligen Krankenhausgelände private 

Verkehrsflächen angelegt.  

                                                
1  FIS-Broker Kartenanzeige Verkehrsmengen 2009 (Umweltatlas) 
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2.6 Technische Infrastruktur 

Die Versorgung des Plangebiets mit Trinkwasser, Gas, Wasser, Strom und 

Telekommunikation sowie die Beseitigung des Abwassers sind durch vorhandene Ver- und 

Entsorgungsleitungen im Plangebiet und den angrenzenden Straßen gegeben. Im 

Plangebiet ist mit Fernwärme versorgt. 

2.7 Altlasten / Geologie 2 

Geologie und Hydrologie 

Aus geologischer Sicht kommt der untersuchte Standort im westlichen Randbereich der 

Teltow-Hochfläche unweit der mächtigen Schmelzwassersandablagerungen des Grunewald-

Gebietes (weichselzeitliche Vorschüttphase) zu liegen. 

Das heutige Erscheinungsbild der Teltow-Hochfläche wurde im Wesentlichen durch die letzte 

Vereisung geprägt. An der Oberfläche steht weitflächig weichselzeitlicher Geschiebemergel 

(Grundmoränenmaterial des Brandenburger Stadiums, qw1//gm) an, der allgemein eine 

Mächtigkeit um 3 bis 6 m aufweist und im oberen Abschnitt oft kalkfrei und durchschlämmt 

(Geschiebelehm) ist.  

Der Geschiebemergel wird auf der Teltow-Hochfläche weitflächig von Sanden unterlagert, 

die während des Vorrückens vor dem aktiven weichselzeitlichen Eis aufgeschüttet wurden 

(Vorschüttsande). 

Dementsprechend weist die, in der Abbildung 1 als Ausschnitt dargestellte 

Grundwassergleichkarte (Karte 02.12 des digitalen Umweltatlas Berlin) weitflächig 

verbreitete Geschiebelehm/-mergelschichten (braunrote Schraffur) aus, denen lokal 

Schmelzwassersande (hellgelb) aufsitzen.  

Die erbohrten, natürlich gewachsenen Sande sind in Abhängigkeit des Feinkornanteils 

(schwach schluffig bis schluffig) durchlässig bis stark durchlässig einzustufen. 

Die in Teilbereichen des Rasterfeldes C/D (südöstlicher Bereich an der Kamillenstraße) 

unterhalb der Sande erbohrten Geschiebelehme und Geschiebemergelschichten sind 

wasserstauende Schichten, die erfahrungsgemäß einen Durchlässigkeitsbeiwert von etwa 

kf=10-6
 m/s besitzen und nach DIN 18130 eher schwach durchlässig sind 

(Grundwassergeringleiter). Für eine Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser aus 

der Dach- und Flächenversickerung sind diese Schichten wenig geeignet. 

 

Holozän warmzeitliche Bodenbildungen (u. a. Torf, Mudde/Faulschlamm) die in der Karte 

(Abb.1) durch eine hellgraue Färbung kenntlich gemacht sind, sind im Untersuchungsbereich 

direkt und in dessen näherer Umgebung nicht ausgewiesen. 

                                                
2 Orientierende Bodenuntersuchung, Büro für Umweltplanung, Bericht-Nr. 23275 vom 29.02.2016 
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Die natürlichen Entstehungsprozesse des Bodens (Sande, Geschiebelehm/-mergel) werden 

im urbanen Raum durch anthropogene Beeinflussungen überlagert. 

Die im Rahmen der Bodenuntersuchung durchgeführten Sondierungen ergaben eine fein- 

bis mittelsandige Auffüllung mit meist geringen Anteilen an Fremdmengen kleiner 10%. Die 

Fremdbeimengungen setzen sich aus Bauschuttresten, wie Ziegel- und Betonbruch, sowie 

untergeordnet aus Kohle-, Schlacke- und Mörtelresten zusammen. Die Mächtigkeit liegt 

zwischen 0,25 und 5,9 m, im Mittel bei 1,5 m. 

 

Die Geländehöhen liegen für die Teltow-Hochfläche i. d. R. bei etwa +40 m NHN bis 

+48 m NHN. 

 

Die Grundwasserverhältnisse des bedeckten Hauptgrundwasserleiters stehen im 

Grundstücksbereich vermutlich nicht in gespannten Zustand an.  

Gemäß den Ausweisungen der Flurabstandskarte [Abbildung 2, Umweltatlas Berlin 2009] 

beträgt der Grundwasserabstand im Untersuchungsbereich zwischen 10 bis 20 m. 

Im Bereich des untersuchten Grundstückes erfolgt die Wasserführung im oberflächennahen 

Bereich in erster Linie durch so genanntes Schichtenwasser, das unabhängig vom 

Hauptgrundwasser ist und sich in mit Sanden gefüllten Senken oberhalb oder in sandigen 

Linsen innerhalb des Geschiebemergels ausbildet. Das Vorhandensein und die Höhe des 

Schichtenwassers erfolgt in Abhängigkeit von Niederschlägen mit saisonalen 

Schwankungen. 

Entsprechend des Flurabstands des Grundwassers ist dessen Geschütztheitsgrad hoch. 
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Angaben zum „zu erwartenden höchsten Grundwasserstand“ (ze HGW) bzw. zum 

„Höchstgemessenen-Grundwasserstand“ (HGW) lagen dem Büro für Umweltplanung GmbH 

zum Zeitpunkt der Untersuchungen nicht vor. 

 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Oberflächengewässer; östlich des 

Geltungsbereichs befindet sich auf dem Gelände des Botanischen Gartens ein kleiner Teich. 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Wasserschutzgebieten.  

 

Altlasten3 

Das Plangebiet ist als Verdachtsfläche Nr. 14320 im Bodenbelastungskataster des Landes 

Berlin erfasst. 

Der Verdacht ist einerseits branchenbedingt als Krankenhausstandort (Stubenrauch-

Krankenhaus ab 1900, US-amerikanisches Militärkrankenhaus ab 1945, mit den Neubauten 

um 1975 sowie später Universitätsklinikum). Andererseits konnte das Umweltamt 

Einrichtungen und Anlagen mit Kontaminationspotential bei Recherchen zur 

Grundstücksnutzung (ab 1972) identifizieren (u.a. Kfz-Werkstatt, Heizanlagen und Tanks). 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans erfolgte durch das Büro für Umweltplanung 

GmbH die Durchführung einer orientierenden Bodenuntersuchung zur Bewertung der 

                                                
3 Orientierende Bodenuntersuchung, Büro für Umweltplanung, Bericht-Nr. 23275 vom 29.02.2016 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 14

Altlastensituation. (Bodenuntersuchung vom 29.02.2016) Das Untersuchungskonzept wurde 

mit dem Umweltamt abgestimmt. 

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurden orientierende 

Schadstoffuntersuchungen des anstehenden Auffüllmaterial bzw. der oberen 

Bodenschichten durchgeführt, aufgrund derer sich wahrscheinliche Aussagen zur 

Bodenqualität und zu erwartenden Entsorgungsklassen ziehen lassen. Im Rahmen der 

punktuellen Geländeuntersuchung wurden keine organischen Auffälligkeiten (Farbe, Geruch) 

angetroffen. 

Die Ergebnisse der Bodenuntersuchung zur Altlastenbewertung sind in den Anlagen 2.2 und 

2.3 des Gutachtens vom 29.02.2016 unter Einbeziehung der entsprechenden 

Bewertungsmatrix für die Gefährdungsbeurteilung (Anlage 2.2: BBodSchV/Berliner Liste4) 

sowie für die Abfallbewertung (Anlage 2.3: LAGA Boden5) zusammengestellt. 

Darin werden im Einzelnen zur Gefährdungsbeurteilung die Prüfwerte der BBodSchV für die 

vorgesehene gewerbliche Nutzung (BBodSchV, Anhang 2, Tab. 1.4, Industrie- und 

Gewerbegrundstücke) sowie die Beurteilungswerte der Berliner Liste für die ungesättigte 

Bodenzone (Flurabstand > 5 m) herangezogen. 

Für die analysierten Parameter treten sowohl für den Auffüllungshorizont als auch für den 

gewachsenen Boden keine Überschreitungen der relevanten Prüf- und Beurteilungswerte 

auf. 

Zur Abfallbewertung sind in der entsprechenden Tabelle (Anlage 2.3 der 

Bodenuntersuchung) die Zuordnungswerte nach LAGA mit einbezogen. Für die Auffüllungen 

erfolgt auf Grundlage der durchgeführten LAGA Analysen die Abfalleinstufung. Für den 

gewachsenen Boden werden die Ergebnisse der Untersuchung auf bestimmte Parameter 

den Zuordnungswerten gegenübergestellt. 

Die Ergebnisse der Auffüllungsproben, die teil-und bereichsweise die obersten 

Bodenschichten umfassen, zeigen für die geplante gewerbliche Nutzung keine 

Überschreitung der Prüfwerte der BBodSchV für die Parameter MKW, PAK, Schwermetalle 

und Pflanzenschutzmittel (letztere nur im Bereich der Bohrung C 2-ehemalige Gewächshaus 

untersucht). (Siehe hierzu Auswirkung Mensch, Naturhaushalt im Umweltbericht, 

Abschnitt 3) 

Im Sinne der Gesundheitsvorsorge sollen die Prüfwerte, die einen Gefahrenbezug haben, 

deutlich unterschritten werden und als planerisches Optimum die Vorsorgewerte nach der 

BBodSchV angestrebt werden. Die durchgeführten Bodenuntersuchungen ergaben nur  

                                                
4 BBodSchV - Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999,  

Berliner Liste – Bewertung für Grundwasserverunreinigungen in Berlin (Berliner Liste 2005) 
5 LAGA Boden   Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
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niedrige Schadstoffgehalte, so dass für die geplante Nutzung im Plangebiet von gesunden 

Arbeitsbedingungen auszugehen ist. 

2.8  Denkmalschutz 

Im Plangebiet selbst befinden sich keine Denkmäler, die nachrichtlich in den Bebauungsplan  

aufzunehmen sind.  

In unmittelbarer Nachbarschaft befinden sich unter Denkmalschutz gestellte Anlagen sowie 

Anlagen, die denkmalschutzrechtlich nicht erfasst sind, deren Belange der 

Erhaltenswürdigkeit von Ensembles, Straßen und Bauten aber zu berücksichtigen sind.  

In unmittelbarer Umgebung des Plangebiets befinden sich folgende Denkmäler: 

Objekt-Dok-Nr. 09066154 

Steglitz-Zehlendorf, OT Lichterfelde 

Unter den Eichen 44/46; Fabeckstraße; Kamillenstraße 

Denkmalart: Gesamtanlage 

Denkmalart: Stubenrauch-Kreiskrankenhaus Berlin-Lichterfelde 

Sachbegriff: Krankenhaus & Kesselhaus & Waschhaus & Mutterhaus & Pavillon & 

Einfriedung 

Datierung: 1898 – 1906  

Entwurf: Schmieden, Heinrich & Kleine 

Bauherr: Landkreis Teltow 

 

Objekt-Dok-Nr. 09066059 

Steglitz-Zehlendorf, OT Lichterfelde 

Patschkauer Weg 1-2A; 3-34; 34A 

Denkmalart: Gesamtanlage 

Sachbegriff: Siedlung 

Datierung:1890-1893 

Entwurf: Wohlgemuth 

Bauherr: Berliner Baugenossenschaft 

Denkmalname: Haus Gährs 

 

Objekt-Dok-Nr. 09012518 

Steglitz-Zehlendorf, OT Lichterfelde 

Altensteinstraße 44B, Patschkauer Weg 43 

Denkmalart: Denkmal 

Sachbegriff: Wohnhaus 

Datierung: 1925-1926 
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Entwurf: Buch 

Bauherr: Ministerialdirektor Gährs 

 

Objekt-Dok-Nr. 09065921 

Steglitz-Zehlendorf, OT Lichterfelde 

Kamillenstraße 10/16 

Denkmalart:: Baudenkmal 

Sachbegriff: Reihenhaus 

Datierung: 1920-1922 

Entwurf: Walter Gropius 

Bauherr: Adolf Sommerfeld 

 

Auszug Denkmalkarte 

 

 

Gestalt, Konstruktion, Material und Farbe der geplanten Gebäude im Plangebiet werden zum 

einen aus den Anforderungen an die einzelnen Funktionsbereiche und Tätigkeitsfelder 

heraus entwickelt. Zum anderen sollen der Baukomplex und die Außenanlagen auf die 

Eigenarten und die Besonderheiten des Standorts in der näheren und weiteren Umgebung 

reagieren. 

Zur Begrenzung der Höhe werden die technischen Anlagen auf dem Dach eingeschränkt.  

Der Städtebauliche Vertrag enthält hierzu umfangreiche Gestaltungsregelungen. 

In die planerische Abwägung wurden die Belange des Denkmalschutzes und der 

Denkmalpflege einbezogen.  
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In Bezug auf die vorhandene grüne Sichtbarriere zwischen dem benachbarten Denkmal und 

den baulichen Anlagen im Plangebiet wurde der Planentwurf geändert und der Erhalt des ca. 

10 m breiten Grünstreifens durch eine Festsetzung zur Pflanzbindung der Fläche mit Erhalt 

der Vegetation gesichert.  

3. Planungsrechtliche Ausgangssituation  

3.1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) 

Gemäß § 1 Abs. 2 des LEPro 2007 vom 15. Dezember 2007 (GVBl. S. 629) soll die 

Hauptstadtregion Berlin Brandenburg im Sinne des Nachhaltigkeitsprinzips im Ausgleich 

wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Ziele polyzentral entwickelt werden. Vorhandene 

Stärken sollen vorrangig genutzt und ausgebaut werden. Unter der Zielsetzung der 

Innenentwicklung vor der Außenentwicklung (§ 5 LEPro 2007) kommt der Erhaltung und 

Umgestaltung des baulichen Bestands und der Reaktivierung von Siedlungsbrachflächen 

erhöhte Bedeutung zu. Entsprechend dem Grundsatz aus § 5 Abs. 1 LEPro 2007 soll daher 

die Siedlungsentwicklung auf raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche ausgerichtet 

werden. 

Entsprechend der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung im Sinne des § 6 

LEPro 2007 sollen die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seiner 

ökologischen Funktion in Einklang gebracht werden. Das gilt insbesondere für den Schutz 

der Trinkwasserressourcen und die Anforderungen des globalen Klimaschutzes. 

 

Die Planungsabsicht entspricht den Grundsätzen zur Siedlungsentwicklung gemäß § 5 

LEPro 2007; 4.1 LEB-B. Die Grundsätze zur integrierten Freiraumentwicklung gemäß § 6 

LEPro 2007 werden im Plangebiet, das derzeit aus einem mittleren Baumbestand und einer 

ungepflegten Parkanlage auf dem ehemaligen Krankenhausgelände besteht, im weiteren 

Verfahren angemessen berücksichtigt.  

 

Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) 

Aufgrund des laufenden Gerichtsverfahrens gegen die rückwirkend erneut in Kraft gesetzten 

LEP HR 2009 im Land Brandenburg bestand die Notwendigkeit einen neuen 

Landesentwicklungsplan zu erarbeiten. Die entsprechende Senatsvorlage wurde von der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen erarbeitet. Nach jetziger Kenntnis ist 

beabsichtigt, den LEP HR zeitnah auf die Tagesordnung des Senats zu setzen. 

Nach bisherigem Stand stellt der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (Verordnung 

über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31. März 2009, GVBl. 

S. 182) den Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs als Gestaltungsraum Siedlung 
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zwischen der Metropole Berlin und dem Mittelzentrum Teltow dar. Die Siedlungsentwicklung 

soll hier vorrangig unter Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotenziale und 

vorhandener Infrastruktur innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete erfolgen. Das Plangebiet 

liegt außerhalb der festgelegten städtischen Kernbereiche. 

 

Das Plangebiet liegt nach der Festlegungskarte 1 des LEP B-B im Gestaltungsraum 

Siedlung, in dem auf der Ebene der Landesplanung eine Siedlungsentwicklung grundsätzlich 

ermöglicht wird. Dem fachrechtlich gebotenen Freiraumerhalt ist dabei Rechnung zu tragen, 

was im Plangebiet durch die parkartige Anlage umgesetzt wird. 

Das Planungsziel des Bebauungsplans entspricht auch dem Grundsatz 2.6, wonach in Berlin 

Standorte von metropolitanen Funktionen wie Innovations- und Wettbewerbsfunktionen, 

gesichert und entwickelt werden sollen. Die Metropole Berlin hat zentralörtliche Bedeutung 

im europäischen Maßstab und ist als Wirtschafts-, Kultur-, Bildungs-, Sport-, Handels-, 

Messe-, und politisches Zentrum zu stärken. 

3.2 Flächennutzungsplan (FNP)  

Flächennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom 5. Januar 2015 

(ABI. S. 31 ), zuletzt geändert am 09. Juni 2016 (ABI. S. 1362). 

Der Senat von Berlin hat am 23.06.2015 die FNP-Änderung 05/14 "Nachnutzung ehemaliges  

US-Hospital Fabeckstraße" beschlossen (ABI. Nr. 28 vom 10.07.2015, Seite 1449). Die 

geplanten Festsetzungen des B-Planes sind damit aus der geänderten Darstellung des FNP 

Sonderbaufläche (Technologie)  entwickelbar.  

3.3 Landschaftsprogramm (LaPro) 

Im Landschaftsprogramm einschließlich Artenschutzprogramm Berlin in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 8. Juni 2016 (Amtsblatt für Berlin Nr. 24, Seite 1314) werden Ziele 

und Grundsätze des Naturschutzes, der Landschaftspflege sowie der darauf aufbauenden 

Maßnahmen zu den Bereichen Naturhaushalt / Umweltschutz, Landschaftsbild, Biotop- und 

Artenschutz genannt. Es enthält verbindliche Entwicklungsziele und Maßnahmen zu den 

Bereichen Naturhaushalt / Umweltschutz, Biotop- und Artenschutz, Landschaftsbild, 

Erholung, Freiraumnutzung.  

Die Anpassung an den Klimawandel ist der vielleicht wichtigste neue Schwerpunkt im 

Landschaftsprogramm: Die Entsiegelung von Flächen, Dach und Hofbegrünung sowie 

nachhaltiges Regenwassermanagement werden darin deutlicher gewürdigt. 

Im Umweltbericht sind unter Punkt 3.2 die Ziele und Maßnahmen für das Plangebiet aus 

dem Landschaftsprogramm aufgeführt.  

 

Für das Plangebiet liegt kein Landschaftsplan vor. 
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3.4 Stadtentwicklungsplanung (StEP)  

StEP Industrie und Gewerbe 

Laut Stadtentwicklungsplan (StEP) Industrie und Gewerbe (2011) ist das Umfeld der Freien 

Universität Berlin (Stadtraum Süd-West) mit 6 anderen Berliner Standorten (HU, TU, Beuth, 

Buch, HTW, Adlershof) als „Räumlicher Schwerpunkt für Wissenschaft und Forschung mit 

gesamtstädtischer Bedeutung“, definiert6. Konkret sind diese Standorte auf einzelne 

Themen, primär aus dem Bereich der vom Berliner Senat definierten Technologiecluster 

spezialisiert, der Südwesten insbesondere auf Medizin und Biologie, Chemie und Physik, 

Ökologie und Umwelttechnik sowie Mathematik und Informatik. Gleichzeitig sind Flächen im 

Umfeld dieser Einrichtungen bevorzugt zu entwickeln. Die Karte veranschaulicht die hohe 

Dichte der Einrichtungen im Bezirk Steglitz-Zehlendorf:  

  

 
Quelle: SenStadtUm - StEP Industrie und Gewerbe, Karte 1: Wissenschafts- und Forschungsstandorte, Berlin, 

2011, S.18 (Ausschnitt)  

 

Auch der „Masterplan Industriestadt Berlin 2010-2020“ der Senatsverwaltung für Wirtschaft, 

Technologie und Frauen zielt darauf ab, die Unternehmensnetzwerke am Standort Berlin zu 

stärken und auszuweiten, um neue Formen der Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen, 

Aus- und Weiterbildungseinrichtungen und Forschungsinstituten zu etablieren.   

 

Die vorgenannten Bestandsstrukturen im Bezirk Steglitz-Zehlendorf lassen sich schematisch 

in einem weiter zu stärkenden Wirtschafts-, Wissenschafts-, Gesundheits- und 

Forschungscluster Berlin- Südwest darstellen:  

                                                
6 . StEP Industrie und Gewerbe, Berlin, 2011, Konzeptplan, S.64 
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Quelle: BA StegZeh, FB Stadtplanung, 2010  

 

StEP Zentren 

Der am 12. April 2011 beschlossene Stadtentwicklungsplan Zentren 3 trifft für den 

Geltungsbereich keine Aussagen. 

 

StEP Klima 

Der Senat hat am 31.05.2011 den Stadtentwicklungsplan Klima (StEP Klima) beschlossen. 

Der StEP Klima liefert den einen räumlichen Orientierungsrahmen, der eine Hilfestellung für 

Anpassung von gesamtstädtischen Planungen an den Klimawandel liefern soll. 

In der Analysekarte Grün- und Freiflächen werden dem Umfeld und dem Geltungsbereich 

eine sehr hohe stadtklimatische Bedeutung der Grün- und Freiflächen zugeschrieben. Die 

Flächen sind potenziell empfindlich gegen Niederschlagsrückgang im Sommer. Im 

Maßnahmeplan Grün- und Freiflächen ist das Plangebiet der Kategorie Grün- und 

Freiflächen mit prioritärem Handlungsbedarf zugeordnet. Gemäß Maßnahmeplan Bioklima 

gilt es, die Grünflächen zu qualifizieren und anzupassen. 

In der Karte Aktionsplan- Handlungskulisse wird das Plangebiet mit prioritärem 

Handlungsbedarf – Handlungsfeld Grün- und Freiflächen geführt. 

3.5 Sonstige vom Senat beschlossene Pläne 

Luftreinhaltungsplan 

Der Luftreinhalte- und Aktionsplan für das Land Berlin der Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Umwelt wurde im August 2005 vom Berliner Senat verabschiedet. 

Da in Berlin Überschreitungen von Luftqualitätsgrenzwerten für Feinstaub (PM10) und 

Stickstoff (NO2) und des Zielwertes für Benzo[a]pyren auftreten, wurde der bisherige 

Luftreinhalteplan fortgeschrieben. Der aktuell vorliegende Luftreinhalteplan 2011-2017 wurde 

vom Berliner Senat am 18.07.2013 beschlossen.  
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Der Luftreinhalteplan ist eine Zusammenstellung von Maßnahmen, mit denen die Luftqualität 

in einem Gebiet verbessert werden soll. Er enthält unter anderem eine Analyse, wie es um 

die Luftqualität in diesem Gebiet bestellt ist. Ziel ist die Einhaltung der Grenzwerte zum 

Schutz der menschlichen Gesundheit und Umwelt. Er enthält Maßnahmen, um die 

Luftqualität weiter zu verbessern und den Zeitraum und das Ausmaß der Überschreitung der 

Grenzwerte soweit wie möglich zu reduzieren. 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Luftreinhalteplans, da dieser für die 

Gesamtstadt aufgestellt wurde. Im Rahmen des Verfahrens werden die Auswirkungen der 

Planung auf die klimatologische Situation und den Luftaustausch untersucht.  

Nachteilige Auswirkungen stadtklimatologischer Belange sollen durch geplante 

Ausgleichsmaßnahmen im Bebauungsplan vermieden werden. Hierzu werden die unter 

Kapitel 9 des Luftreinhalteplans 2011-2017 beschriebenen Maßnahmen berücksichtigt, die 

zu einer Verbesserung der Luftsituation beitragen können. 

 

Lärmminderungsplanung 2008 einschließlich Lärmaktionsplan vom 6. Januar 2015 

Da der Verkehr der Hauptverursacher von Lärm ist, soll mit der Umsetzung und Entwicklung 

von Lärmminderungsplänen diese hohe Umweltbelastung vermindert werden. 

Mit Hilfe des Lärmaktionsplans sollen vertiefend Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung 

ausgearbeitet werden. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß Karte 1 zum Lärmminderungsplan7 außerhalb von 

Konzept- und Modellgebieten.  

3.6 Planungsrecht  

Der Baunutzungsplan (BNP) weist die Fläche als allgemeines Wohngebiet mit der  Baustufe 

II/2 (GRZ 0,2; GFZ 0,4; II VG) aus.  

Real wurde in den 1970er-Jahren das Grundstück als Krankenhausstandort mit einer 

wesentlich größeren Versieglungsrate (58%) und dem bis zu VI-geschossigen Klinikgebäude 

bebaut.  

4. Entwicklung der Planungsüberlegung  

Grundlage für die Einrichtung des Technologie- und Gründungszentrums auf dem 

Grundstück Fabeckstraße 62 bilden das von der Innovations-Zentrum Berlin Management 

GmbH (IZBM) erstellte „Konzept zum Aufbau und Betrieb des Technologiezentrums 

SüdWest (TZ SW)“ vom 29.10.2010, die zugehörigen ergänzenden Erläuterungen vom 

16.01.2012 sowie ein Positionspapier zu volkswirtschaftlichen Effekten vom 04.06.2012.  

                                                
7 Lärmminderungsplanung für Berlin, Senatsverwaltung für Gesundheit und Verbraucherschutz, Mai 2008 
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Daraus geht hervor, dass ein Technologie- und Gründungszentrum an diesem Standort 

durch die nahezu ideale räumlich-funktionale Nachbarschaft zu den bestehenden 

Hochschuleinrichtungen mit seiner innovativen Fokussierung auf Wissens- und 

Technologietransfer zu einer weiteren Stärkung des Technologie- Clusters Berlin-Südwest 

beitragen kann. Das TZ SW ist sehr stark auf die Unternehmensgründer aus der Region mit 

einem engen Bezug zur FU und den anderen Forschungseinrichtungen in seinem Umfeld 

fixiert. Die Zielstellung, konkret die Kooperation der Unternehmen im Technologiezentrum 

SüdWest mit diesen Einrichtungen zu fördern, vermeidet Konkurrenzeffekte zu den anderen 

etablierten Standorten. Im Gegenteil werden Unternehmen stärker in der Region gebündelt 

und so kann der Abwanderung in das Umland entgegengewirkt werden.  

 

Das Umnutzungskonzept für das Bestandsgebäude vom 29.10.2010 besagt, dass neben der 

energetischen Ertüchtigung des Klinikgebäudes eine grundsätzliche Neuordnung der 

Grundrisse und der Raumstruktur sowie das Einbringen von Lichthöfen zur Belichtung und 

Belüftung weiterer Arbeitsräume erforderlich werden.  

 

II.  Planinhalt und Abwägung 

1. Ziele der Planung und wesentlicher Planinhalt  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs 6-33 soll eine geordnete städtebauliche 

Entwicklung des Forschungsstandorts sowie eine landschaftsbildverträgliche Einbindung der 

geplanten Bebauung gewährleistet werden, die den übergeordneten Entwicklungszielen 

einer weiteren Stärkung des Technologie- Clusters Berlin-Südwest entspricht.  

Zur Umsetzung der Planung ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets gem. 

§ 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Technologie und Gründungszentrum“ vorgesehen. 

Die Umsetzung des angestrebten Planungsziels  

• Neubau von Forschungsgebäuden für Labore und Büros mit einer Geschossfläche 

von rd. 53.000 m2 (ohne Berücksichtigung von Heizhaus, Nebenanlagen, Tiefgarage 

und Technikräume im 2.UG) 

wird im Bebauungsplan insbesondere durch die folgenden Festsetzungen planungsrechtlich 

gesichert werden:  

• Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Technologie- 

und Gründungszentrum " gemäß§ 11 BauNVO,  

• Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung unter Beachtung der im Umfeld 

vorhandenen Bebauung (WA) (ermöglichtes Nutzungsmaß: GRZ 0,4 und GFZ 1,2  

statt der nach § 17 BauNVO zulässigen Obergrenzen für das sonstige SO: GRZ 0,8 

und GFZ 2,4) 
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• Festsetzung einer Tiefgarage im 1. Untergeschoss des Hauptgebäudes 

• Sicherung des städtebaulichen Erscheinungsbilds durch Festsetzung der Anzahl der 

Vollgeschosse und der überbaubaren Grundstücksfläche sowie Berücksichtigung der 

denkmalgeschützten Anlagen durch vertragliche Regelungen zur Gestaltung der 

baulichen Anlagen, 

• ein landschaftsbildverträgliches Maß der baulichen Nutzung sowie die entsprechende 

Bauweise durch Festsetzungen von Grundflächen (Baukörper) und Pflanzflächen.  

• Sicherung der Erschließung im Plangebiet über private Straßen und Wege, 

Einbeziehung notwendiger Erschließungsflächen für die äußere Erschließung,  

• Strukturierung der Bauflächen und Sichtachsen durch Grünfestsetzungen und 

Durchwegung,  

• Maßnahmen zur Konfliktbewältigung zwischen dem geplanten Sondergebiet und den 

bestehenden benachbarten Wohnsiedlungen (Fabeckstraße, Altensteinstraße, 

Kamillenstraße) 

• Im Einzelfall können der Versorgung des Gebiets dienende Betriebe (Cafeteria, 

Kantine) und reine dienstleistungsorientierte Betriebe (Archiv, Hausmeister- und 

Wachschutzservice, Werkstätten), Gast- und Betriebswohnungen sowie soziale 

Einrichtungen (Betriebskindergarten) zugelassen werden, soweit sie räumlich und 

funktional untergeordnet sind. 

 

Die geplanten Festsetzungen werden durch Regelungen des „Städtebaulichen Vertrags“ 

ergänzt.  

In diesem sind die, aus den funktionalen Anforderungen der Labortechnik und einer 

wirtschaftlichen Betriebsweise, Gestaltungsregelungen festgelegt, anhand derer die neue 

Gebäudekomplexe architektonisch differenziert und gegliedert auszuführen sind, so dass 

trotz der neuen Maßstäblichkeit keine Spannungen zum Umfeld zu erwarten sind.  

Zudem sichert der Erhalt großer baumbestandener Vegetationsflächen das örtliche 

Erscheinungsbild einer Parkraumlandschaft. Des Weiteren soll der Vertrag Verpflichtungen 

des Bauherrn zum gebietsverträglichen Nutzungskonzept, zum Umgang mit 

Niederschlagswasser (Versickerung) und zum Betriebskonzept einer klimaneutralen 

Energieversorgung aufnehmen. 

 

Städtebauliche Grundstruktur 

Die städtebauliche Grundstruktur des geplanten Sondergebiets nimmt im Wesentlichen 

Bezug auf das ehemalige Klinikgebäude (Hauptgebäude). Um das Hauptgebäude gliedern 

sich ringförmig 6 Neubaukomplexe mit jeweils 3 Baukörpern unterschiedlicher Gebäudehöhe 

(II bis max. IV Vollgeschosse).  
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Mit den geplanten lockeren Gebäudekomplexen, der Grünstruktur und den Verkehrsflächen 

soll das Gebiet ähnlich einem Campus (Hochschule) entwickelt werden. 

Die geplante U-förmige Anordnung der neuen Baukörper, die sich in Richtung Wohngebiete 

öffnen, gewährleistet zudem eine Transparenz des Technologie- und Gründungszentrums 

gegenüber dem Umfeld und dem öffentlichen Verkehrsraum. 

Dazu trägt auch die geplante promenadenartige Hauptachse „ Ost-West-Richtung“ bei, auf 

der eine Fußwegverbindung für die Allgemeinheit geplant ist.  

Mit den geplanten Grünmaßnahmen wird eine hohe Freiraumqualität angestrebt, die neben 

der Vernetzung zum Umfeld, auch dem Aufenthalt dienen soll. 

 

Grundsätzlich soll mit der Planung der Bebauung und den Freianlagen ein hoher 

Qualitätsstandard erreicht werden. 

Das für das Technologie- und Gründungszentrum geplante Nutzungskonzept sieht eine 

Durchmischung verschiedener Nutzungen aus dem Bereich Forschung und Entwicklung, 

wissenschaftlicher Dienstleistung und Kleinserienfertigung vor.    

Zur Belebung und Aktivierung der geplanten zentralen Achsen sollen entlang der 

streifenartigen Ost-West-Hauptachse bzw. Nord-Süd- Achse markante Betonungen durch 

Bepflanzung, Bänke u.ä. angesiedelt werden (Städtebaulicher Vertrag, Anlage 

Freiraumkonzept) 

 

Das gesamte Sondergebiet basiert hinsichtlich seiner Nutzung und Bebauungsstruktur auf 

einem modularen System, das ein hohes Maß an Flexibilität aufweist. Das zentrale 

Hauptgebäude ist dabei das ehemalige Klinikgebäude. Das Grundmodell, das aus dem 

Instituts- und Laborbau entwickelt wurde, ist dabei so konzipiert, dass bei Bedarf eine 

Ergänzung zur größeren Einheit möglich ist. 

Die Realisierung des Technologie- und Gründungszentrums ist in verschiedenen Phasen 

über einen längeren Zeitraum vorgesehen. Dabei wird zunächst der Um- und 

Erweiterungsbau des Hauptgebäudes im Vordergrund stehen. 

2. Entwickelbarkeit aus dem Flächennutzungsplan 

Parallel zum Bebauungsplanverfahren 6-33 wurde ein Änderungsverfahren des 

Flächennutzungsplans zur Nachnutzung des ehemaligen US-Hospitals Fabeckstraße 

durchgeführt (Lfd. Nr. 05/14; Einleitungsbeschluss 28.07.2014). Der Senat von Berlin hat am 

23.06.2015 die FNP-Änderung 05/14 "Nachnutzung ehemaliges US-Hospital Fabeckstraße" 

beschlossen (ABI. Nr. 28 vom 10.07.2015, Seite 1449). Entsprechend dem 

gesamtstädtischen Planungsziel wird im Flächennutzungsplan Sonderbaufläche 
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(Technologie) statt Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Krankenhaus 

dargestellt.  

Das Lagesymbol Verwaltung für den Standort der BAM bleibt erhalten. 

Die Entwickelbarkeit des geplanten Vorhabens zur Errichtung eines Technologie- und 

Gründungszentrums mit Schwerpunkt im Bereich Medizin und Naturwissenschaft ist somit 

aus der Darstellung des Flächennutzungsplans grundsätzlich gegeben.  

3. Begründung der Festsetzungen 

Dieser Bebauungsplan trifft nach § 30 Abs. 1 alle Festsetzungen, die für einen qualifizierten 

Bebauungsplan erforderlich sind.  

Die im Bereich der Fabeckstraße und Kamillenstraße vorhandenen förmlich festgestellten 

Straßenfluchtlinien (ff-Linie, aus den Jahren 1905 und 1906) werden übernommen und als 

Straßenbegrenzungslinien im Sinn des § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

Damit wird keine Änderung der öffentlichen Verkehrsflächen gegenüber der 

Bestandssituation vorgenommen. 

3.1 Art der Nutzung  

 § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO 

Das Flächenkonzept der Wirtschaftsförderung im Bezirk Steglitz- Zehlendorf zum Aufbau 

und Betrieb des Technologiezentrums SüdWest (TZ SW)“ vom 29.10.2010, kommt u.a. zu 

dem Ergebnis, dass insbesondere in dem zukunftsorientierten Bereich Forschung und 

Entwicklung ein Defizit an Unternehmensgründungsstandorten besteht. Unternehmen, die 

sich nach Abschluss des Studiums im Bereich Forschung und Entwicklung gründen, 

bevorzugen dabei andere Standortfaktoren als klassische Gewerbegebiete. Hierbei ist 

anfangs noch die Nähe zu vorhandenen Forschungszentren und Universitätseinrichtungen 

wichtig. Die Fläche des ehemaligen Militärkrankenhauses eignet sich aufgrund seiner Größe 

und der Nähe zu den Einrichtungen der FU Dahlem und bestehenden Forschungskomplexen 

(Bundesanstalt für Materialwirtschaft, Botanischer Garten u.a.) in besonderer Weise als 

Nukleus für die Ansiedlung entsprechender Forschungsbetriebe. 

Der Bezirk Steglitz –Zehlendorf verfolgt das Ziel, die derzeit wenig genutzten Flächen des 

Grundstücks Fabeckstraße 62 / Kamillenstraße 43 in räumlicher Nähe des 

Universitätsstandorts Dahlem zu aktivieren und für die Ansiedlung eines Technologie- und 

Gründungszentrums zu entwickeln.  

Ausgehend vom Konzept zum Aufbau und Betrieb des „Technologiezentrums SüdWest (TZ 

SW)“ wird ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 

Gründungszentrum" auf einer Fläche von ca. 5 ha festgesetzt. 

Durch die Klammer in der Planzeichnung  wird die Zusammengehörigkeit, der durch die 

Privatstraße getrennten Grundstücksflächen von Hauptgebäude und Neubauten, zu einem 
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Sondergebiet „Technologie- und Gründungszentrum“ (Campus) klargestellt. Als Campus 

wird hier die Struktur eines von Grün umgebenen lockeren, modernen Gebäudekomplexes 

bezeichnet, der die enge Vernetzung von Gründungsunternehmen und von auf Forschung 

und Entwicklung spezialisierten Unternehmen fördert.  

Ziel der Planung ist die Stärkung des Standorts Dahlem im Bereich Hochschultechnologie 

und die Sicherung einer wirksamen Vernetzung zwischen Hochschulen, 

Forschungseinrichtungen und neu gegründeten Unternehmen. Mit einer Mischung aus 

neugegründeten Unternehmen, Anlagen zur Entwicklung innovativer Technologien und 

wissenschaftsnahen Dienstleistungen entsteht ein forschungsorientiertes, hochwertiges 

Areal. 

Neben den geplanten Nutzungen entspricht die städtebauliche Gesamtanlage einem 

Campus, bei dem der öffentliche Raum, die Gestaltung der Freianlagen sowie die Architektur 

der einzelnen Gebäude eine gestalterische Qualität aufweisen, die sich nachhaltig von 

herkömmlichen Misch- oder Gewerbegebieten abheben.  

 

Die vorgesehenen Flächen werden zum Teil heute bereits gewerblich genutzt (befristete 

Labornutzung im Krankenhaus, Firma Laser- und Medizin-Technologie GmbH, LMTB) bzw. 

sind ungepflegte Grünflächen, die ursprünglich als Parkanlage eingeschränkt öffentlich 

genutzt wurden (Patienten, Angestellte, Besucher), aber nicht mehr benötigt werden. Das 

Technologie und Gründungszentrum richtet sich gezielt an Unternehmensgründer und 

Unternehmen im Bereich Forschung und Entwicklung mit biomedizinischer und 

naturwissenschaftlicher Ausrichtung und schafft damit hochqualifizierte Arbeitsplätze.  

Bei vollständiger Auslastung aller planermöglichenden Bauflächen können auf rd. 53.000 m2 

Gebäudebruttofläche 900 bis 1000 Beschäftigte dort tätig sein. 

 

Das für das Technologie- und Gründungszentrum (TGZ) geplante Nutzungskonzept richtet 

sich vorwiegend an Unternehmensgründer aus dem Bereich Forschung und Entwicklung, die 

als öffentlich geförderte unternehmerische Standortgemeinschaften, räumlich konzentriert 

und zeitlich befristet auf unterschiedlich umfangreiche Leistungen zurückgreifen können 

(Gründerzentrum). Das lokale Potential an jungen und neu gegründeten Unternehmen gilt 

als wichtiger Faktor für langfristiges städtisches Wachstum. 

Vorrangig soll sich das Angebot am Standort Fabeckstraße an junge Unternehmens- und 

Existenzgründer insbesondere aus Universitäten, Hochschulen, mit innovativen Projekten 

aus dem Bereich Biomedizin und Naturwissenschaften in der Entstehungsphase, mit 

angemessener zeitlicher Befristung richten.  
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In den Forschungseinrichtungen des Gründerzentrums werden somit vorwiegend 

Fragestellungen aus den Bereichen der Medizin mit den Methoden der biomedizinischen 

Laborforschung untersucht.  

Dazu gehören Laborexperimente mittels mikrobiologischer Zellzuchtverfahren, genetischer 

Präparations- und molekularbiologischer Analysemethode. Zunehmende Bedeutung gewinnt 

dabei die rechnergestützte Forschung im Bereich Bioinformatik. 

Neben Medizinern werden dort auch Biologen, Biochemiker, Chemiker und Pharmazeuten 

forschen, die auch selbständig oder als drittmittelfinanzierte Forschergruppe dort tätig sein 

können.  

Die biomedizinische Forschung umfasst sowohl experimentelle als auch theoretische 

Arbeitsbereiche, die in Labor- und Büroräumen untergebracht werden. Nach Auswertung 

ähnlicher wissenschaftlicher Technologiestandorte und dem Erfahrungswert des 

Projektentwicklers WISTA MANAGEMENT GmbH beträgt in diesen Unternehmen das 

Verhältnis Labor zu Büroräumen ca. 2:1. Eine solche Betriebsweise ist aber keine 

Voraussetzung bzw. planerische Festsetzung für die Zulässigkeit eines Unternehmens.  

Als besondere Unterstützung werden sie in dieser Zeit vom Gründerzentrum in 

Unternehmensgründung, Unternehmensführung, Kontaktvermittlung zu gründer- und 

innovationsrelevanten Einrichtungen, Kooperationsvermittlung, Technologieentwicklung  

Finanzierung und Marketing und Vertrieb beraten. Dementsprechend sind bauliche Anlagen 

für universitätsnahe Dienstleistungen Bestandteil des Bebauungsplans. (Textliche 

Festsetzung Nr. 1) 

Dabei können sie ihre Geschäftsidee in der Startphase in unmittelbarer Nähe der 

Hochschule und wissenschaftlichen Einrichtungen mit dem Ziel vorantreiben, nach 

entsprechender Reife die Geschäftsidee abschließend in einer Unternehmensgründung  

münden zu lassen. 

Das Konzept des Planentwurfs , ein Gründungs- und Technologiezentrum zu sein, entspricht 

dem Grundgedanken bzw. Funktionsprinzip erfolgreicher Technologieparks, nämlich im 

unmittelbaren Umfeld wissenschaftlicher Einrichtungen mit anwendbarer Forschung eine 

speziell ausgerichtete Infrastruktur bereitzustellen, die Ausgründungen aus Wissenschaft 

fördert, zugleich aber auch etablierten Unternehmen die Möglichkeit bietet, sich im 

Gründerumfeld anzusiedeln, um sich gegenseitig zu befruchten und gemeinsam schneller zu 

wachsen, als dies sonst der Fall wäre.  

Aus diesem Grund soll das Gründungs- und Technologiezentrum im beschränkten Maß 

(Städtebaulicher Vertrag) auch Unternehmen nicht ausschließen. Sie sind  für junge 

Unternehmen immer auch Impulsgeber.  

Zulässig sind forschungsorientierte Unternehmen aus den Bereichen Biotechnologie / 

Pharmazie, Informations- und Kommunikationstechnologien sowie Materialforschung und 
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optische Technologien. Dazu gehören Unternehmen, die an hochwirksamen, 

nebenwirkungsarmen Medikamenten forschen oder sie entwickeln grundlagentheoretische 

Ansätze, die darauf zielen, die biologischen Mechanismen der Krankheitsentstehung unter 

Nutzung von Informatik und Netzwerktheorie besser zu verstehen. Ihre Produkte sind 

hauptsächlich Prototypen oder wertintensive Produkte aus Kleinserienfertigung, wobei die 

Beschränkung (Kleinserie) den Vorrang von Forschungs- und Entwicklungsunternehmen 

sichert und dem Entstehen eines reinen Gewerbegebiets entgegenwirkt.  

Daher werden logistische Prozesse eine untergeordnete Rolle spielen und Transporte, 

insbesondere die der Endprodukte ausschließlich mit Kleintransportern erfolgen.  

Die zulässigen Unternehmen unterscheiden sich in ihrer Betriebsweise von herkömmlichen 

Gewerbeeinheiten in dem betreffenden Gebietstyp (Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO) 

durch ihre ausschließlich auf Forschung und Entwicklung gerichtete Leistung, die neben den 

Büro- und Verwaltungsräumen insbesondere Laborflächen benötigen. Umschlag- und 

Lagerprozesse auf den Außenflächen sowie ein Betrieb in den Abend- und Nachtstunden 

findet hier nur sehr stark eingeschränkt statt. Störungen, wie sie von einem klassischen 

Gewerbegebiet ausgehen, lassen sich für das Wohnumfeld ausschließen, so dass das 

geplante Sondergebiet keinen Dissens zum benachbarten Wohngebiet erzeugt.  

 

Allerdings zielt die schwerpunktmäßige Ausrichtung der Nutzung im Plangebiet klar auf junge 

Unternehmensgründer. Das Verhältnis Gründer zu etablierten Firmen/ Unternehmen soll 

daher das Verhältnis 60 % zu 40 % nicht unterschreiten. 

Die Zusammenarbeit junger Unternehmensgründer mit ansässigen Firmen in dem Zentrum 

verbindet experimentelle und klinische Forschung und die Translation von Ergebnissen aus 

der Grundlagenforschung in die klinische Anwendung wird beschleunigt. 

Wissenschaftlicher Nachwuchs findet so in dem Gründungszentrum eine Basis und eine 

fundierte Begleitung. 

 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO wird festgesetzt, dass im sonstigen 

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,,Technologie- und Gründungszentrum" Gebäude 

und Räume für Forschungszwecke und Labore einschließlich zugehöriger Büro- und 

Verwaltungseinrichtungen und universitätsnahe Einrichtungen (außeruniversitäre 

Forschungseinrichtung) zulässig sind. 

Weiterhin gehören dazu auch Multifunktionsflächen (Räume) für Serviceleistungen, wie 

Veranstaltungsservice, Konferenzräume und andere Räume in denen universitätsnahe 

Dienstleistungen angeboten werden können. 

Ergänzende Vereinbarungen zum Nutzungsangebot und zum zeitlichen Rahmen der 

assoziierten Nutzungen sind in einem städtebaulichen Vertrag formuliert, der im Rahmen des 
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Bebauungsplanverfahrens zwischen dem Land Berlin und dem Projektentwickler WISTA 

abgeschlossen wurde.   

 

Die geplante Zulassung freier Berufe öffnet das künftige Zentrum auch für kleine und kleinste 

Formen privater Forschung. 

 

Die für das Technologie- und Gründerzentrum vorgesehene Entwicklung soll dabei so 

flexibel sein, dass neben den grundsätzlich zulässigen Wissenschafts- und 

Forschungseinrichtungen spezielle Nutzungen wie Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe, 

Gastronomie und Versorgungsanlagen (z.B. Heizhaus) zulässig sind.  

Dazu gehören die Errichtung von dienstleistungsorientierten Werkstatt- und Servicebereiche, 

wie Archiv, Wachschutz, Hausmeister- und Handwerkerbereiche, der Kantinen bzw. 

Cafeteria sowie der Ver- und Entsorgungsanlagen. Diese Nutzungen sollen das 

Sondergebiet in seiner Funktion und Attraktivität unterstützen. Aus diesem Grund sind sie 

nur zulässig, wenn sie die Hauptnutzung (Technologie- und Forschungsunternehmen) 

funktional ergänzen und der Hauptnutzung unterstützend dienen. 

Sie müssen sich räumlich in Größe und Baumasse deutlich unterordnen. (Textliche 

Festsetzung  Nr. 1) 

 

Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind zulässig soweit sie funktional für die Hauptnutzung 

erforderlich sind (Spielfläche für Kinderbetreuung, Pförtnerhaus, Fahrradunterstände, 

Anlagen für Abfall, Parkmöblierung u.ä.) und sich in die Gesamtanlage integrieren. 

 

Ausnahmsweise kann das zulässige Nutzungsspektrum durch temporäres, 

betriebsbedingtes Wohnen (Gastwohnung, nur vorübergehender Aufenthalt), 

Betriebswohnungen und Kinderbetreuungsangebote ergänzt werden. 

Zu den zulässigen Ausnahmen zählen Betriebswohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonal. Darunter fallen Wohnungen für Personen, die in einer besonderen 

Beziehung zu den im Sondergebiet  zulässigen Anlagen stehen. Wegen dieser 

Verbundenheit bzw. sonstiger Abhängigkeit ist diesen Personen das Wohnen im 

Sondergebiet zu gestatten. Art und Umfang richtet sich nach den konkreten betrieblichen 

Erfordernissen i. S. einer funktionalen Zuordnung.  

Nicht zulässig sind sogenannte Boardinghäuser, diese gehören zu den 

Beherbergungsbetrieben, die wie eine Wohnnutzung allgemein im Sondergebiet nicht 

zulässig sind. Dienst- und Gastwohnungen sind ausnahmsweise und nur eingeschränkt 

zulässig, wenn der besondere Bezug zur Hauptnutzung nachgewiesen werden kann. Die 

Prüfung erfolgt im Rahmen des nachgeordneten Verfahrens (Antrag auf Ausnahme gem. § 
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31 BauGB), wobei der Antragsteller den Nachweis des räumlich – funktionalen 

Zusammenhangs mit dem Betriebsgrundstück zu erbringen hat.  

Wohnheime (bspw. für Studenten), möblierte Appartements auf Zeit sind dauerhafte 

Wohnnutzungen i. S. einer Häuslichkeit und gehören nicht zu den in der textlichen 

Festsetzung 1 aufgeführten Nutzungen. Sie sind somit im Plangebiet ausgeschlossen.  

 

Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll ein Betriebskindergarten, der den 

betrieblichen Bedürfnissen entspricht, ebenfalls ausnahmsweise zulässig sein.  

Gerade für junge Hochschulabsolventen ist die Kinderbetreuung oft ein sehr relevanter Punkt 

bei der Entscheidung für eine Unternehmensgründung. Die Familie nimmt im Zuge der Work-

Life-Balance mehr und mehr einen hohen Stellenwert ein. Beruf und Familie können so unter 

einen Hut gebracht werden. 

 

Seitens des Eigentümers besteht der Wunsch das bestehende Heizhaus (Fläche B) an der 

nordöstlichen Grundstücksgrenze zur Kamillenstraße zukünftig als bauliche Anlage zur 

Energieversorgung zu nutzen. Übergangsweise soll die bestehende Anlage als 

Blockheizkraftwerk genutzt werden, welches auch mit erneuerbarer Energie aus Biogas oder 

Biodiesel betrieben werden kann.  

Planungsrechtlich bestehen hier keine Bedenken, wobei bauliche oder sonstige technische 

Vorkehrungen zur Begrenzung von schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftschadstoff- 

und Lärmemissionen zu den angrenzenden Wohnbereichen vorgesehen werden müssen. 

(Abschnitt II, 3.4, Immissionsschutz)  

Mit der textlichen Festsetzung Nr. 4  soll sichergestellt werden, dass die vorhandene 

bauliche Anlage als Anlage zur Energieversorgung weiter nutzbar ist, um eine 

eingeschränkte Bestandsnutzung zu gewährleisten und um neu zu versiegelnde Flächen zu 

begrenzen und damit Gehölzstrukturen zu erhalten.  

Sofern das Gebäude für die Energieversorgung nicht mehr erforderlich ist, kann nach 

Einzelfallprüfung eine Nutzung der vorhandenen baulichen Anlage als Betriebskindergarten, 

Betriebswohnung oder Gästehaus zugelassen werden, um einen Erhalt des Bestands weiter 

zu gewährleisten und somit weniger Bodenfläche neu zu versiegeln. Die Belange des 

nachbarrechtlichen Rücksichtnahmegebots sind dabei zu beachten. 

Eine Umnutzung des vorhandenen Heizhauses (Nebenanlage) bleibt auf die im Gebiet 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (TF1) beschränkt, die als Einzelfallprüfung im 

Rahmen des nachgeordneten Verfahrens (Antrag auf Ausnahme gem. § 31 BauGB) zu 

beantragen ist. Für die im Sondergebebiet allgemein zulässigen Nutzungen stehen mit rd. 

53.000 m2 Geschossfläche ausreichend geplante Nutzflächen zur Verfügung. 
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Die Schutzbedürftigkeit und der Störungsgrad des Sondergebiets „Technologie- und 

Gründungszentrum“ entsprechen überwiegend denen eines Mischgebiets. 

Das geplante Sondergebiet grenzt an drei Seiten an ein Allgemeines Wohngebiet; im Süden 

grenzt das Plangebiet an Flächen der BAM, die in ähnlicher Art (Technologie und 

Forschung) genutzt werden.  

Aus den Nutzungen des Umfelds werden keine Störungen (Lärm, Erschütterungen, 

Luftschadstoffe) für das Planvorhaben erwartet, die einen Konflikt zur geplanten Nutzung 

auslösen.  

Das geplante Sondergebiet mit den in ihm zulässigen Nutzungen hat aber andererseits die 

das Gebiet umgebenden Nutzungen i. S. nachbarschutzrechtlicher Rücksichtnahme zu 

beachten.  

Innerhalb des Geltungsbereichs werden, zur Erreichung eines geringsten möglichen 

Störungsgrades und zur gleichzeitigen Verminderung der Störanfälligkeit, durch Gliederung 

lärmintensiverer Zonen sensible Bereiche geschützt. (Abschnitt 3.4, Immissionsfestsetzung) 

 

Geplant sind Laboratorien, für die die Sicherheitsbestimmungen der Schutzstufe 1 und 2 

gelten. In Laboratorien der Schutzstufe 1 sind lediglich die allgemeinen Hygienemaßnahmen 

einzuhalten. 

In Laboratorien der Schutzstufe 2 müssen Einrichtungen zum Spülen der Augen vorhanden 

sein und Fenster und Türen müssen während der Tätigkeit geschlossen sein.  

Laboratorien der Schutzstufe 3 und 4 sind nicht Gegenstand der Planung. (Abschnitt 3.4, 

Immissionsschutz) 

 

Andere Nutzungen, die im o. g. Festsetzungskatalog nicht aufgeführt werden, sollen aus 

Gründen des Erhalts des Gebietscharakters und der fachlichen Ausrichtung des 

Technologie- und Gründungszentrum nicht zulässig sein.  

 

Bei der Beurteilung der von den Anlagen und deren Nutzung ausgehenden 

immissionsträchtigen Belästigungen und Störungen führen Tätigkeiten in den Abend- und 

Nachtstunden, insbesondere im Außenbereich, und ein reger Kunden- oder Lieferverkehr zu 

bodenrechtlichen Spannungen. Unzulässig sind im Einzelfall daher auch Unternehmen und 

sonstige Nutzungen, die zwar nach der Eigenart im Baugebiet (Technologie- und 

Forschungszentrum) zulässig wären, vom Störungsgrad gegenüber der besonders 

schutzwürdigen Nutzung im Umfeld (Wohngebiet) das Rücksichtnahmegebot verletzen 

würden. (Textliche Festsetzung Nr. 2 ) 
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Auf Grund der örtlichen Lage (unmittelbare Nachbarschaft Wohnsiedlungsbereich mit 

freilaufenden Haustieren) wird eine Versuchstierhaltung im Plangebiet ausgeschlossen. 

(Textliche Festsetzung Nr. 3)   

Aufgrund der besonderen Hygieneanforderungen und dem damit verbunden hohen 

baulichen Ressourcenbedarf ist eine Versuchstierhaltung auf dem Gelände ohnehin nicht 

Gegenstand der Planung.  

3.2 Maß der Nutzung 

Dem geplanten Nutzungsmaß liegt das bedarfsorientierte Konzept des Projektentwicklers auf 

der landeseigenen Immobilie zu Grunde. Im Mittelpunkt seiner Untersuchung steht die Frage 

nach der quantitativen, vor allem aber der qualitativen Entwicklung des Raumbedarfs von 

Gründern/innen im Südwesten Berlins. Im Kontext des konstatierten Nachfrageüberhangs an 

Laborflächen in Berlin ist die Schaffung eines auch mittelfristig ausreichenden Angebots an 

entsprechend ausgestatteten Flächen Ziel des Bebauungsplans 6-33. Vor diesem 

Hintergrund wird der vorgesehene Anteil der Laborflächen am oberen Ende der ermittelten 

Bandbreite angesetzt. 8  

Da die späteren Nutzer der Forschungs- und Gründungsunternehmen oft nicht im Voraus 

feststehen, beginnt die Konzipierung, im Gegensatz zur Bedarfsplanung, für die 

Gründungsunternehmen mit der baulichen Ressourcenplanung.  

 

Für die Entwicklung der städtebaulichen Gestaltung und die Konzeption der Baustrukturen 

im Plangebiet führte der Projektentwickler gemeinsam mit dem Bezirksamt Steglitz-

Zehlendorf einen Workshop durch. Im Ergebnis dieser Veranstaltung wählte die Jury einen 

Entwurf aus, der als städtebauliches Konzept die Grundlage des Bebauungsplanverfahrens 

bildet. 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in diesem Gebiet soll das 

bauliche Maß der Nutzung durch:   

• erweiterte Baukörperausweisung –vermasste, zeichnerische Darstellung, bei der im 

Plan die zulässige Grundfläche mit Baugrenzen umfahren wird, mit eingeschriebener 

Geschossfläche (GF) und Anzahl der zulässigen Vollgeschosse 

festgesetzt werden (textliche Festsetzung Nr. 6) . 

Das Maß der baulichen Nutzung wird somit durch die Festlegung von überbaubaren 

Grundflächen (Baukörper), der Geschossflächen sowie der Zahl der Vollgeschosse 

ausreichend bestimmt. Die so durch die Planzeichnung konkret bestimmte Fläche der 

Baukörper ist eine Festsetzung im Sinne des § 16 BauNVO und Berechnungsgrundlage für § 
                                                
8 regioconsult „Nutzungskonzept / Bedarfsprogramm für das Technologie- und Gründerzentrum Südwest“ vom 

Dezember 2014 
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19 BauNVO; zudem legt sie die überbaubare Grundstücksfläche im Sinne des § 23 BauNVO 

fest.  

Der Festsetzung liegt die städtebauliche Figur des Masterplans des Büros Numrich, Albrecht 

und Klumpp zu Grunde. 

Bezogen auf die geplante zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist die 

Baukörperfestsetzung eine ausdrückliche Festsetzung im Sinne des § 6 Abs. 8 Bauordnung 

für Berlin. Mit der Planung werden aber keine Festsetzungen getroffen, die sich über die in 

§ 6 Abs. 5 Bauordnung für Berlin geforderten Mindestabstände hinwegsetzen.  

Baukonstruktiv sind für die geplante Standardlabornutzung Geschosshöhen von 3,80 – 4,0 m 

erforderlich. 

Die Höhenentwicklung der geplanten Baustrukturen ist im Wesentlichen von außen nach 

innen ansteigend, mit einer Betonung auf das Hauptgebäude (ehemalige Klinik).  

Bei den Baukörpern soll die festgesetzte Geschossfläche nicht durch Geschossflächen von 

Dach- bzw. Staffelgeschossen überschritten werden, da über die Festsetzung der geplanten 

Zahl der Vollgeschosse bereits Gebäudehöhen von mehr als 24,0 m (6-geschossig) und 

16,0 m (4-geschossig) erreicht werden können. Im Bebauungsplan wird die Begrenzung der 

Gebäudehöhen durch Festsetzung der zulässigen Anzahl von Vollgeschossen und der 

zulässigen Geschossfläche, in deren Ermittlung auch die Aufenthaltsbereiche von anderen 

als Vollgeschossen (Keller- und Dachgeschoss) einschließlich der dazugehörigen 

Treppenräume und ihrer Umfassungswände zu berücksichtigen sind, erfolgen. (Textliche 

Festsetzung Nr. 7)   

Die Zahl der festgesetzten Vollgeschosse stellt dabei auf eine maximale Ausnutzung der 

Geschossfläche ab. 

 

Neubauten 

In der nachfolgenden Abbildung bilden die eingeschriebenen Werte die überbaubare 

Grundfläche ab.  

Durch die neugeplanten  Forschungsgebäude kann maximal eine Grundfläche von ca. 

10.874 m² überbaut werden.  

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse (VG) der geplanten Neubauten variiert von II bis max. 

IV VG. Die differenzierte Festsetzung der Gebäudehöhen erfolgt aus städtebaulichen und 

gestalterischen Gründen.  

Mit der festgesetzten Anzahl der zulässigen Vollgeschosse und der Begrenzung der 

zulässigen Geschossfläche (TF 7) sowie den ausnahmsweise zulässigen Überschreitungen 

durch bestimmte technische Anlagen wird das Ziel verfolgt, dass die sichtbare geometrische 

Form der Gebäudeensembles hinsichtlich ihrer Homogenität einheitlich gestaltet und nicht 

wesentlich durch einzelne Dachaufbauten gestört wird. 
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Die nach der textlichen Festsetzung 8  zulässigen technischen Dachaufbauten dürfen nur 

2,50 m hoch ausgeführt werden und müssen 2,50 m hinter die Baugrenze zurück treten. 

Unter Berücksichtigung der technischen Anforderungen an die Büro- und Laborgebäude soll 

erreicht werden, dass diese Anlagen von der gegenüberliegenden Straßenseite bzw. den 

südlich und nördlich angrenzenden Nachbargrundstücken nicht im relevanten Umfang 

wahrnehmbar sind. 

Durch die geplante Festsetzung der Geschossflächen (GF) kann bei Ausführung der neuen 

Gebäude eine maximale Geschossfläche von 33.008 m2 erreicht werden.  

 

Hauptgebäude 

Kernstück des geplanten Vorhabens sind der Umbau und die Erweiterung des ehemaligen 

Krankenhauses (im Weiteren Hauptgebäude).  

Die in älteren Bestandsunterlagen vom Vermessungsbüro Noormann-Wachs für das 

Krankenhaus ermittelte Geschossflächenzahl beträgt 25.497 m². Dabei wurde die Fläche des 

1. UG als Vollgeschoss in die Nutzungsberechnung als Vollgeschoss einbezogen. Die 

Anzahl der Vollgeschosse wird in den Unterlagen (Lageplan) mit zwei Sockelgeschossen (1. 

UG und EG), drei mittleren Gebäuderiegelgeschossen (3. 4. und 5.OG) sowie der 

Techniketage (6. OG) dargestellt. Ein weiteres Untergeschoss (GR: 4.493 m²) ist kein 

Vollgeschoss und wurde nicht in der Ermittlung der Geschossfläche erfasst.  

 

Entsprechend den Raumanforderungen und Arbeitsabläufen der biomedizinischen 

Forschung soll das Hauptgebäude neu gestaltet werden. 

Hierzu erfolgen ein Abbruch nicht mehr benötigter Anbauten und die komplette Entkernung 

und innere Umgestaltung des Hauptgebäudes.  

Zur Deckung des Raumbedarfs werden die mittleren Riegelgeschosse um zwei 

Vollgeschosse aufgestockt, so dass nach Ausführung der Planung das Hauptgebäude bis zu 

sechs Vollgeschosse hat (ohne Untergeschosse). 

Innerhalb des Baukörpers „Hauptgebäude“ erfolgt die flächenmäßige Abgrenzung der Anzahl 

der zulässigen Vollgeschosse durch eine Knotenlinie. Die geometrische Form des 

Baukörpers, bestehend aus dem Sockelgeschoss und fünf Riegelgeschossen berücksichtigt 

zum einen den notwendigen Flächenbedarf, gleichzeitig entspricht die städtebauliche 

Gestaltung der planerischen Idee des Masterplans.  

Eine Überschreitung durch Dachaufbauten ist bis zu einer Höhe von max. 2,50 m oberhalb 

der Decke des letzten Vollgeschosses ohne Anrechnung auf die festgesetzte Zahl der 

Vollgeschosse zulässig, wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer Einrichtungen 

dienen und mindestens 2,50 m von der Baugrenze zurückgesetzt sind (Textliche 

Festsetzung 8 ). Zur baulichen Prägung und städtebaulichen Fassung des 
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Forschungsstandorts und um den Höhenbruch zur umgebungstypischen Siedlungsbebauung 

(Wohnhäuser II, max. III VG) und den denkmalgeschützten Gebäuden zu mindern, sollen 

technische Aufbauten in Höhe und Umfang begrenzt werden.  

Zur Gewährleistung eines angestrebten einheitlichen Erscheinungsbilds enthält der 

Städtebauliche Vertrag weitere Gestaltungsregelung zu Material und Farbe. 

Nach dem Umbau stehen 19.697 m2 Geschossfläche auf der Fläche des Hauptgebäudes zur 

Verfügung. 

 

Es ist nicht zu erwarten, dass auf Grund der geplanten Gebäudeausrichtung bzw. 

Gebäudehöhen (Neubaukomplex H < 20 m) Richtfunkstrecken der Regulierungsbehörde für 

Telekommunikation in Konflikt mit der geplanten Bebauung stehen. 

 

Der sich aus der geplanten Nutzung mit max. 1000 Beschäftigten ergebende Stellplatzbedarf 

soll weitestgehend innerhalb des Plangebiets befriedigt werden, da eine gebietsnahe 

Versorgung mit Stellplätzen sicherzustellen ist. Um dieses Planungsziel umsetzen zu 

können, wird das erste Untergeschoss des Hauptgebäudes komplett als Garagengeschoss 

festgesetzt. (Textliche Festsetzung 5) 

Die Festsetzung sichert den sparsamen Umgang mit dem Boden, da durch die Nutzung der 

vorhandenen baulichen Anlage eine Neuversieglung vermieden wird. 

Vermessungstechnisch war eine höhenmäßige Einordnung des ersten Untergeschosses auf 

Grund von Anbauten und Anschüttungen nicht möglich. 

Um für den Vollzug der textlichen Festsetzung 5  eindeutige Beurteilungskriterien zu haben, 

enthält der Bebauungsplan die Festsetzung der höhenmäßigen Bestimmung des 

Garagengeschosses als erstes Untergeschoss, dessen Fußbodenoberkante unterhalb der 

durch den Vermesser ermittelten Geländeoberfläche (51,0 m ü. NHN) liegt (OK Fußboden 

Erdgeschoss Bestandsgebäude 51.95 m ü. NHN). 

Weiterhin soll festgesetzt werden, dass das Garagengeschoss nicht in die Zahl der 

zulässigen Vollgeschosse und somit nicht auf die Geschossflächenzahl anzurechnen ist. 

(Textliche Festsetzung 9).  

Die Gewährung der Vergünstigung führt nicht zu ungesunden Wohn- und 

Arbeitsverhältnissen.  

Durch die geplante Unterbringung von Stellplätzen in der Tiefgarage wird eine Nutzung der 

Freiflächen als Pflanz- und Versickerungsflächen sichergestellt und das Erscheinungsbild 

nicht durch eine Häufung oberirdischer Stellplatzflächen verunstaltet. Im Plangebiet sind 

weitere Stellplätze nur innerhalb der geplanten privaten Verkehrsflächen zulässig.  
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Geplantes Nutzungsmaß : 

Plangebiet /Grundstück       50.726 m²  

Grun dfläche:    

private Verkehrsflächen (Asphaltumfahrung 
einschl. Gehwege) 

ca. 7.028 m²  

anrechenbare Grundstücksfläche      43.698 m²    

Hauptgebäude GR        7.314 m²                                                                                                                  

Neubaukomplex GR     10.874 m²  

GR (Baukörper , gesamt )      18.188 m² GRZ 0,41 (Baukörper) 

Fläche B (Heizhaus) GR          652 m2  

max. zulässige Gesamtgrundfläche GR 
(einschl. Nebenanlagen und Fläche B)  

     25.944 m² GRZ: 0,6 (einschließlich 
Überschreitung gem. § 19 (4) 
BauNVO) 

versiegelte Fläche (Hauptbaukörper einschl. 
Fläche B, private Verkehrsflächen und 
Wege, Nebenanlagen) 

    32.972 m²  Der Anteil der versiegelten 
Flächen beträgt rd. 65 %. 

bisher überbaute Fläche (gesamt) GRZ 0,58 
 

    29.170 m²  

Geschossfläche:  
 

  

Geschoßfläche Umbau ehem. Klinikgebäude 
(Hauptgebäude) 
Sockelgeschoss (I) GF 
Riegelgeschosse (V) GF 
 

 
 
       7.314 m2 
     12.383 m² 
 
     GF nach Umbau: 
     19.697 m2 

vor Klinikumbau  
GF: 25.497 m²  
 
 

Geschoßfläche Neubaukomplex (GF) 
gesamt 

     33.008 m²  

Geschossfläche (Neubaukomplex und 
Hauptgebäude) 

     52.705 m2 GFZ 1,2 

Geschossfläche Fläche B (Nebenanlage)        1.300 m2  

Geschossfläche (GF) gesamt 
(Hauptbaukörper einschl. Fläche B) 

      54.005 m2  
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Überbaubare Grundfläche (GR) in m2, die sich aus der zeichnerischen Darstellung ergibt (erweiterten Baukörper) 

 
 

Für das Maß der Nutzung wird eine Geschossfläche von 52.705 m2 (ohne Heizhaus) 

festgesetzt. 

Dies entspricht bei einer anrechenbaren Grundstücksfläche von 43.698 m2 einer 

Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2.  

Die für ein sonstiges Sondergebiet nach § 17 Abs. 1 BauNVO zulässigen Obergrenzen für 

die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung von 0,8 (GRZ), 2,4 (GFZ) bzw. 

Baumassenzahl (BMZ) von 10,0 werden deutlich unterschritten.  

Mit der Begrenzung der zulässigen baulichen Nutzung und Orientierung am allgemeinen 

Wohngebiet (Obergrenze gem. § 17 BauNVO: GRZ 0,4; GFZ 1,2) soll das städtebauliche 

Konzept zu den im Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen gebietsverträglich sichergestellt 

werden. 

Der Baukörper „Hauptgebäude“ wird durch die privaten Verkehrsflächen (Umfahrung) von 

den Bauflächen der Neubauten abgegrenzt. Der Campus bildet einen zusammenhängenden 

Komplex von Gebäuden, die zum selben Sondergebiet „Technologie- und 
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Gründungszentrum“ gehören. Aber auch bei einer isolierten Betrachtung des 

Hauptgebäudes in Bezug auf das erreichbare Nutzungsmaß (GRZ 1,0; GFZ: 2,6) bleiben die 

gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt. Zudem ist die Nutzung der umgrenzend 

geplanten Neubauten identisch und löst keinen Konflikt aus. 

Nach Abbruch der Anbauten entspricht die Fläche des ehemaligen Klinikgebäudes der 

geplanten überbaubaren Grundstücksfläche des Hauptgebäudes. Mit dem Umbau und der 

geplanten Aufstockung des Bestands erfolgt eine effiziente Bodennutzung, wodurch 

vorhandene Grünflächen und unversiegelte Böden in ihrer natürlichen Funktionalität erhalten 

werden. Mit der Planung werden keine erheblichen Umweltauswirkungen ausgelöst. Ein 

geringes Konfliktpotential besteht auf Grund der geplanten Höhe zu dem südlich 

angrenzenden Denkmal. Durch den Erhalt des vorhandenen Grünstreifens und der 

Begrenzung von Dachaufbauten werden die Auswirkungen aber gemindert. Zudem werden 

im Gestaltleitfaden (Städtebaulicher Vertrag) Vereinbarungen zur Gestaltung, Farbwahl und 

Regelungen der Werbung getroffen, die negative Auswirkungen auf das Erscheinungs- und 

Landschaftsbild vermeiden.  

 

Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl soll die, durch die geplanten Baukörper bestimmte 

Grundflächenzahl, einschließlich aller Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, eine 

maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 nicht überschreiten. Die Berechnungsgrundlage 

für die Ermittlung der GRZ ist die im Bebauungsplan zeichnerisch dargestellte überbaubare 

Grundstücksfläche (Baukörper für die Neubauten und das Hauptgebäude). Die maximal 

zulässige GRZ von 0,6 (einschließlich Überschreitung gem. § 19 (4) BauNVO) im 

Sondergebiet ergibt sich aus den überbaubaren Grundstücksflächen und dem Flächenbedarf 

für Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO.  

Die erforderlichen Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO (Fahrradstellplätze, 

Abfallentsorgung, Hof-/ Lagerflächen u.a.) sind flächenmäßig im Freiraumkonzept dargestellt. 

Die gestalterischen und nutzungsstrukturellen Regelungen zu Nebenanlagen auf den 

nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags, den 

die WISTA (Bauherr) und Land Berlin abgeschlossen haben (Anlage des Städtebaulichen 

Vertrags, Freiraumkonzept). Dieses sichert einen bodensparsamen Umgang und den Erhalt 

großer zusammenhängender Vegetationsflächen.  

Mit der Planung wird keine unzumutbare Härte gegenüber dem Bauherrn ausgeübt. Anders 

als bei einem klassischen Gewerbegebiet mit einem großen Anteil versiegelter Flächen auch 

für Lager- und Transportarbeiten findet die zweckentsprechende Nutzung in den geplanten 

Gebäuden (Hauptanlagen) statt. Zum Schutz der natürlichen Funktion des Bodens und der 

bestehenden Vegetation kann mit der Begrenzung auf max. 60 % nutzbarer 

Grundstücksfläche für das Gebiet eine hohe Durchlässigkeit und Freiraumqualität gesichert 
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werden. Um vorhandene Qualität und die angestrebte Grünvernetzung sichern zu können, 

werden zudem große Teile des Baugrundstücks mit einer Pflanzbindung (Begrünung bzw. 

Erhalt der Pflanzen) festgesetzt. Diese Flächen sind zwar nicht bebaubar, können aber für 

die Ermittlung der GRZ herangezogen werden.  

 

Für die Bestandsgebäude um das Krankenhaus im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

(rot dargestellte Anlagen) ist mittelfristig ein Abriss vorgesehen. Sie werden somit nicht in die 

Berechnung der überbaubare Grundstückfläche einbezogen. 

 

Weitere gestalterische und nutzungsstrukturelle Regelungen sind Bestandteil des 

Städtebaulichen Vertrags. Sie betreffen u.a. Gebäudeausbildung, Gebäudeerschließung und 

Freiraumgestaltung, um die bauliche Verdichtung möglichst mit einer qualitativen Aufwertung 

des städtebaulichen Erscheinungsbilds und von Freiräumen (Pflanzbindung) einhergehen zu 

lassen.  

3.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen gemäß§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in 

Verbindung mit § 23 BauNVO erfolgt durch eine Baukörperausweisung (Umfahrung der 

überbaubaren Grundstücksflächen mittels Baugrenzen), die für die Ausgestaltung des zu 
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errichtenden Baukörpers einen geringen Spielraum lässt, die Lage und Form des Baukörpers 

aber weitestgehend vorgibt.  

Für das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 

Gründungszentrum“ wird gem. § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO die 

abweichende Bauweise festgesetzt. Zulässig sind Gebäude mit Gebäudelängen 

(einschließlich Vorbauten) bis max. 125 m. 

Damit kann im sonstigen Sondergebiet „Technologie- und Gründungszentrum“ 

planungsrechtlich sichergestellt werden, dass die geplanten Forschungskomplexe innerhalb 

der Baugrenzen entsprechend der räumlichen und funktionalen Erfordernisse realisiert 

werden können. (Textliche Festsetzung Nr. 11)  

 

Die Abstandflächen werden durch die festgesetzten Baugrenzen (Baukörperausweisung) im 

Sinne des § 6 Abs. 8 Bauordnung für Berlin (BauOBln)9 geregelt. Die geplante Festsetzung 

berücksichtigt hierbei die Grundzüge der bauordnungsrechtlichen Abstandflächenregelung, 

wobei die Tiefe der Abstandflächen so bemessen ist, dass zu den Grundstücksgrenzen die 

Vorschriften gem. § 6 Abs. 5 BauOBln (0,4 H bzw. mind. 3,0 m) eingehalten werden. Bei 

einer späteren Teilung ist die bauordnungsrechtliche Abstandregelung zu beachten.  

Die mit der Abstandsrichtlinie verfolgten Ziele, wie Sicherung einer ausreichenden Belichtung 

und Belüftung für die angrenzenden Wohnhäuser werden somit gewahrt. Zudem wurde im 

Rahmen des Planungsprozesses eine Verschattungsstudie angefertigt, die gegenüber der 

Bestandssituation keine wesentlichen nachteiligen Veränderungen für das Wohnumfeld 

darstellt. Mit der Planung wird somit keine Beeinträchtigung gesunder Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse indiziert. 

Gem. § 6 Abs.3 BauOBln dürfen sich die Abstandflächen der Außenwände der U-förmig 

geplanten Neubauten überdecken, da sie in einem Winkel von mehr als 75° zueinander 

stehen.  

Mit den geplanten U-förmig angeordneten Baukörpern soll eine klare räumliche Struktur 

geschaffen werden und zugleich sollen Raumkombinationen ermöglicht werden, die 

funktionsbedingt belichtet und repräsentativ nutzbar sind und auch für vielfältige 

Veranstaltungsformate zur Verfügung stehen können. 

 

Die östlichen und westlichen neuen Gebäudekomplexe bilden die Raumkanten der privaten 

Verkehrsflächen, die als Sichtachsen den Blick auf das Hauptgebäude und den 

Eingangsbereich freigeben. Entsprechend des städtebaulichen Konzepts werden damit 
                                                
9 Bauordnung für Berlin (BauOBln) vom 29. September 2005 (GVBl. S. 495), zuletzt geändert durch das dritte 

Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berlin vom 17. Juni 2016 (GVBL. S. 361) (Inkrafttreten am 1. Januar 

2017) 
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lockere, moderne Gebäudekomplexe für die Forschung mit landschaftlich gestalteter 

Umgebung ermöglicht. Zur Sicherung dieses Konzepts sollen auf den nichtüberbaubaren 

Grundstücksflächen Einfriedungen, z.B. nach Teilung von Flächen, nicht zulässig sein. 

(Textliche Festsetzung Nr.12) Ausgenommen hiervon sind Hecken bis max. 1,0 m Höhe 

als grünes Gestaltungselement im Hofbereich der 2-geschossigen Verbinder. Die 

Beschränkung der Höhe auf max. 1,0 m ist geeignet, um das geplante Erscheinungsbild als 

Campus zu wahren. (Freiraumkonzept, Städtebaulicher Vertrag) 

 

Zum Schutz des benachbarten Denkmals (§ 10 Denkmalschutzgesetz Berlin vom 24. April 

1995, Umgebungsschutz) wurde die Planung dahingehend geändert, dass zwischen der 

geplanten Neubebauung und dem historischen Krankenhaus (Denkmal, Unter den Eichen 

44/46) ein mit einer Baumreihe bestandener, mindestens zehn Meter breiter Grünstreifen 

festgesetzt wird. Der bisher an diesem Standort geplant Baukörper entfällt ersatzlos.  

 

Die nicht überbaubaren Flächen sind den Nebenanlagen, der Gestaltung der Freiflächen 

(Grünanlagen, Parkbank) sowie den Erschließungsanlagen vorbehalten. Stellplätze und 

Tiefgaragen mit ihren Zufahrten sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

(Garagengeschoss, auf der privaten Verkehrsfläche) zulässig (textliche Festsetzung Nr. 

10). 

Für Nebenanlagen sind die Vorschriften der Berliner Bauordnung bzw. § 6 BauOBln 

(Abstandflächen) zu beachten. 

3.4 Immissionsschutz, Sicherheitsanforderungen, Kli maschutz und Bodenschutz 

Immissionsschutz 

Die gewachsenen Strukturen im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets sind durch offene 

Wohnbebauung, überwiegend ein- bis zweigeschossige Einzelhäuser, geprägt. Um einen 

Immissionskonflikt zwischen dem Wohn- und Plangebiet zu vermeiden, sind im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse sowie die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine 

Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird durch planerische Festsetzungen dafür 

gesorgt, dass die angrenzenden Wohnnutzungen und lärmempfindliche Einrichtungen nicht 

durch schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des § 3 BImSchG beeinträchtigt werden. 

Nur so kann die planerische Zielstellung gem. § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB erfüllt werden, 

d. h. nachhaltige städtebauliche Entwicklung unter Beachtung angemessener 

Umweltbedingungen. Das trifft gleichermaßen für die Auswirkungen des Verkehrslärms 
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außerhalb des Plangebiets als auch für die Begrenzung der gewerblichen Emissionen im 

Plangebiet zu. 

Die Schutzbedürftigkeit und der Störungsgrad des Sondergebiets "Technologie- und 

Gründungszentrum" entsprechen überwiegend denen eines Mischgebiets. 

Danach sind die Immissionsrichtwerte von 60 dB(A) Tag und 45 dB(A) in der Nacht nicht zu 

überschreiten.  

 

Gerüche 

Nach § 22 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind schädliche 

Umwelteinwirkungen zu vermeiden bzw. auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Das Auftreten von Gerüchen kann lt. BImSchG eine schädliche Umwelteinwirkung darstellen.  

Die Unternehmen kommen aus den Bereichen Gesundheitswirtschaft, Biotech/Pharmazie, 

Informations- und Kommunikationstechnologien sowie Materialforschung und optische 

Technologien. Neben der üblichen Büronutzung werden die Unternehmen auch Laborflächen 

benötigen. Durch lüftungstechnische Maßnahmen wird dabei sichergestellt, dass die Umwelt 

vor Gerüchen aus der Abluft von Laborräumen abgeschirmt wird.  

Alle Unternehmen mit Laborbetrieb müssen ihre Betriebsabläufe vor Inbetriebnahme vom 

Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (LaGetSi) 

beziehungsweise der Berufsgenossenschaft genehmigen lassen. Die entsprechenden 

Auflagen sind ohne Einschränkungen zu erfüllen. 

Die betriebsbedingten Auswirkungen der hiermit verbunden Geruchsemissionen bzw. die 

Zunahme des Unfallrisikos werden als nicht erheblich eingestuft. 

 

Während der Umsetzung der Baumaßnahmen kann es zu Beeinträchtigungen durch 

Transport- und Baustellenverkehr sowie durch die Baustelleneinrichtung selbst kommen. 

Mögliche baubedingte Stoffemissionen (z.B. Staubentwicklung) werden aber nur temporär 

auftreten. Der Städtebauliche Vertrag enthält hierzu Regelungen, um die Belästigungen auf 

ein Mindestmaß zu reduzieren. Baustelleneinrichtung, Baugerätschaften und Bauweisen sind 

nach dem Stand der Technik auszurichten (geräuschgedämmte, emissionsarme 

Baufahrzeuge und -maschinen). Die Standorte von Bauversorgungseinrichtungen 

(Baustelleneinrichtungen, Zufahrten) sind weitestgehend innerhalb bereits 

versiegelter/vegetationsloser Bereiche vorzuhalten. Sie sind grundsätzlich flächensparend 

anzulegen und zur Vermeidung weiter Anfahrwege im Nahbereich der Baustelle anzuordnen. 
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Lärm 

Hierzu wurde durch das Büro Akustik-Labor Berlin eine schalltechnische Untersuchung 

(Anlage 1) durchgeführt, bei der die unterschiedlichen Schallquellen, die einerseits auf das 

geplante Sondergebiet wirken und andererseits von diesem erzeugt werden, ermittelt und  

die Auswirkung des Planvorhabens auf die Geräuschimmissionssituation im Umfeld beurteilt 

wurden.  

Die schalltechnische Untersuchung umfasst: 

1. Verkehrslärmuntersuchung  

- Ermittlung und Beurteilung der Verkehrslärmimmissionen innerhalb des Plangebiets 

und in der Nachbarschaft nach Realisierung des Bauvorhabens gemäß DIN 18 005-1 

"Schallschutz im Städtebau" und  

2. Gewerbelärmuntersuchung 

- Ermittlung und Beurteilung der Gewerbelärmimmissionen innerhalb des Plangebiets und 

in der Nachbarschaft nach Realisierung des Bauvorhabens gemäß DIN 18 005-1 in 

Verbindung mit der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm); 

- Geräuschkontingentierung nach DIN 45 691 mit Ermittlung von Emissionskontingenten 

für Teilflächen der geplanten Sondergebiete. 

 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Verkehrslärmimmissionen außerhalb des 

Plangebiets 

Die schalltechnischen Berechnungen für den Straßenverkehrslärm wurden gemäß RLS-90 

durchgeführt.  

Für das Untersuchungsgebiet wurde durch die Forschungs- und Planungsgruppe Stadt und 

Verkehr (kurz: FGS) eine verkehrstechnische Untersuchung (VTU) erstellt, auf deren 

Ergebnisse sich die Straßenverkehrslärmberechnungen stützen. 

Die schalltechnische Untersuchung wurde für den Prognosenullfall (PNF) und den 

Prognoseplanfall (PPF) geführt. 
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Im Plangebiet wurde am 05.10.2015 durch das Ingenieurbüro statplan eine 

Knotenstromzählung am Kreuzungspunkt Unter den Eichen / Fabeckstraße / Tietzenweg 

sowie Altensteinstraße / Fabeckstraße durchgeführt, die in der verkehrstechnischen 

Untersuchung der Ermittlung des Bestandsverkehrs zugrunde gelegt wurde. Für den 

Prognosefall 2025 wird ein 10%iger Anstieg angenommen. Angaben der 
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Gesamtverkehrsprognose der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt für das 

Untersuchungsgebiet lagen dem Verkehrsgutachter nicht vor. 

Der Bestandsverkehr in der Grundstückszufahrt des aktuell durch Klinik- und 

Forschungseinrichtungen genutzten Geländes ist gering. Etwa 50 Fahrzeuge pro Werktag 

befahren und verlassen das Grundstück. 

Die geplante Neunutzung und zusätzliche Bebauung des ehemaligen Krankenhaus-

Geländes wird in der Fabeckstraße rund 770 Kfz-Fahrten in 24 Stunden (Quell- und 

Zielverkehr) erzeugen. 

Die 770 Kfz-Fahrten wurden mit folgenden in der verkehrstechnischen Untersuchung 

vorgegebenen Anteilen der einzelnen Fahrtrichtungen auf die umliegenden 

Straßenabschnitte für den Prognoseplanfall 2025 umgelegt: 

- Verteilung Nord-Süd in der Fabeckstraße: 

Norden (Richtung Altensteinstraße) 25 % 

Süden (Richtung Unter den Eichen): 75 % 

- Verteilung am Knoten Altensteinstraße/Fabeckstraße (Anteil Knoten/Anteil gesamt): 

N1 (Richtung Ehrenbergstraße): 20 % / 5 % 

N2 (Fabeckstraße Nord) 30 % / 8 % 

N3 (Altensteinstraße Nordost) 50 % / 13 % 

- Verteilung am Knoten Unter den Eichen/Fabeckstraße/Tietzenweg (Anteil Knoten/Anteil 

gesamt): 

S1 (Unter den Eichen Südwest): 20 % / 15 % 

S2 (Tietzenweg) 5 % / 4 % 

S3 (Unter den Eichen Nordost) 75 % / 56 % 

Dem in der verkehrstechnischen Untersuchung dargestellten Tagesgang für die Quell- und 

Zielverkehre des zukünftigen Technologie- und Gründungszentrums ist zu entnehmen, dass 

das Verhältnis Tagverkehr (zwischen 6.00 und 22.00 Uhr) zu Nachtverkehr (22.00 bis 6.00 

Uhr) ca. 96 % / 4% beträgt. In den Verkehrslärmberechnungen wurde die Tag/Nacht-

Aufteilung für den auf die öffentlichen Straßen umgelegten vorhabenbezogenen Verkehr 

konservativ wie beim öffentlichen Verkehr mit 89 % / 11 % angesetzt. 

 

Der Verkehrslärm auf der privaten Straßenverkehrsfläche im Plangebiet, einschließlich der 

auf der Verkehrsfläche zulässigen Stellplätze, wurde wie öffentlicher Straßenverkehr 

betrachtet. Für die im Berechnungsmodell berücksichtigte Straße im Plangebiet wurde von 

der Tag/Nacht-Aufteilung 96 % / 4% ausgegangen. Anders als in einem Gewerbegebiet, 

dessen Gebietscharakter insbesondere wegen der Verlade- und Transportarbeiten sowie 

dem Lkw- Verkehr in den Abend- und Nachtstunden durch einen hohen Störungsgrad 

gegenüber dem Wohnen gekennzeichnet ist, sind auf Grund der unmittelbaren Wohnnähe 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 46

nur solche Anlagen im Plangebiet zulässig, die nicht zu bodenrechtlichen Spannungen 

führen können. Neben der textlichen Festsetzung Nr. 2  werden in dem Städtebaulichen 

Vertrag Vereinbarungen zum Nutzungskonzept aufgenommen, um erhebliche Belästigungen 

im benachbarten Wohngebiet auszuschließen. Danach soll Lkw-Verkehr auf dem Gelände 

nachts nicht stattfinden.  

 

Folgende weitere Ausgangsdaten für die öffentlichen Straßen im Untersuchungsraum 

wurden berücksichtigt: 

• Lichtsignalanlage (LSA) am Knotenpunkt Fabeckstraße / Altensteinstraße und 

Fabeckstraße / Unter den Eichen, 

• zulässige Höchstgeschwindigkeiten von 50 km/h auf der Altensteinstraße und Straße 

Unter den Eichen und von 30 km/h auf der Fabeckstraße und Kamillenstraße, 

• Fahrbahnoberfläche: Asphaltbeton (oder akustisch gleichwertig), 

• Steigungen > 5 % kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor. 

 

Die Tabelle 6 der schalltechnischen Untersuchung (Anlage 1 der Begründung) zeigt die 

vollständigen Ausgangswerte für die Berechnungen der Verkehrsgeräuschemissionen 

gemäß RLS-90 einschließlich der Emissionspegel LmE für Tag und Nacht für den 

Prognosenullfall (PNF) und die Tabelle 7 die für den Prognoseplanfall (PPF). 

Wie der Vergleich der Emissionspegel des PPF mit dem PNF zeigt, ist eine nennenswerte 

Zunahme der Verkehrslärmemissionen durch den vorhabenbezogenen Verkehr lediglich auf 

dem südlichen Abschnitt der Fabeckstraße zwischen Grundstückszufahrt und Unter den 

Eichen zu erwarten. Dort erhöhen sich die Emissionspegel tags und nachts um 0,9 dB. Auf 

dem nördlichen Abschnitt Richtung Altensteinstraße beträgt die Zunahme nur 0,3 dB. Auf 

allen übrigen Abschnitten ist die vorhabenbedingte Veränderung der 

Verkehrslärmemissionen mit maximal 0,1 dB vernachlässigbar gering. 

 

Ergebnis: 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Geräuschimmissionssituation werden in den 

folgenden Schallimmissionsplänen für den baulichen Bestand und für den Planfall mit 

Bebauung im Plangebiet dargestellt. 
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Abbildung baulicher Bestand (Tag) 

 

 

 

Abbildung Planfall (Tag) 
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Abbildung baulicher Bestand (Nacht) 

 

 

Abbildung Planfall (Nacht) 
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Die Schallimmissionspläne für den baulichen Bestand in Abbildung für tags und für nachts 

verdeutlichen, dass die Beurteilungspegel des Verkehrslärms im Bestand an den 

straßenzugewandten Fassaden der Wohnbebauung westlich der Fabeckstraße tagsüber ca. 

55 dB(A) und nachts ca. 50 dB(A) erreichen. Tagsüber ist der schalltechnische 

Orientierungswert (SOW) für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) somit eingehalten. 

Nachts liegt im Bestand eine Überschreitung 5 dB(A) des SOW von 45 dB(A) vor. Der SOW 

für Mischgebiete nachts von 50 dB(A) wird eingehalten. 

 

Durch das Bauvorhaben kann an vorhandenen schutzbedürftigen Gebäuden im 

unmittelbaren Umfeld der durch den Bebauungsplan 6-33 ermöglichten Gebäude eine 

Zunahme der Verkehrslärmpegel gegenüber dem Bestand durch die Zunahme des Verkehrs 

auf den öffentlichen Straßen, durch die Fahrbewegungen auf der privaten Verkehrsfläche 

innerhalb des Plangebiets und durch Schallreflexionen an den Fassaden verursacht werden.  

Wie die Abbildungen für tags und  für nachts verdeutlichen, tritt die höchste durch das 

Vorhaben verursachte Pegelerhöhung (Planfall) gegenüber der Zufahrt zum Plangebiet auf. 

Tagsüber beträgt die prognostizierte Pegelerhöhung 1 bis 2 dB. Nachts bleibt die 

Pegelzunahme gegenüber der Zufahrt wie auch an allen anderen Wohnhäusern entlang der 

Fabeckstraße unter 1 dB. 

Insgesamt ist festzustellen, dass an den nächst gelegenen schutzbedürftigen Wohnhäusern 

nur geringe, praktisch nicht wahrnehmbare Pegeländerungen durch das Vorhaben 

verursacht werden. (Siehe Abbildungen 14 und 15 der schalltechnischen Untersuchung vom 

14. April 2016, ALB)  

Diese Werte liegen unterhalb des für einen Anstieg maßgeblichen Wertes von 3 dB(A), so 

dass keine zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen notwendig sind. 

 

Auswirkungen des Verkehrslärms im Plangebiet 

Im Ergebnis der schalltechnischen Berechnungen ist festzustellen, dass die 

schalltechnischen Orientierungswerte für Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 

50 dB(A) nachts an allen geplanten Gebäuden im Plangebiet eingehalten werden. 

Aus den Berechnungsergebnissen lässt sich insgesamt ableiten, dass gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse im Plangebiet gegeben sind. 

Da die schalltechnischen Orientierungswerte nicht überschritten werden, gibt es zum Schutz 

gegen Verkehrslärm kein besonderes Abwägungserfordernis. 

An den geplanten Fassaden, die zu den Verkehrslärmquellen am nächsten liegen, wird 

maximal der Lärmpegelbereich II gemäß DIN 4109 und maximal der Lärmpegelbereich III 

(LPB*) bei Anwendung der strengeren Berechnungsgrundlage gemäß Anhang D zu DIN 

4109-4 erreicht. 
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Aus den Ergebnissen lässt sich das Fazit ziehen, dass sich auch auf der Grundlage der 

strengeren Berechnungsvorschrift gemäß Entwurf zu DIN 4109-4 /17/ keine besonderen 

Anforderungen an den Luftschallschutz der Außenbauteile ergeben. Im Lärmpegelbereich III 

müssen Außenbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen gemäß Tabelle 8 der DIN 

4109 folgende resultierende bewertete Schalldämm-Maße aufweisen: 

- Büroräume und ähnliche:     erf. R'w,res = 30 dB 

- Aufenthaltsräume in Wohnungen, 

Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, 

Unterrichtsräume und ähnliche:    erf. R'w,res = 35 dB 

Die Notwendigkeit einer spezifischen Festsetzung zum baulichen Schallschutz im 

Bebauungsplan besteht aus fachlicher Sicht erst bei Lärmpegelbereichen 

von IV und höher, da die Anforderungen an den Schallschutz der Außenbauteile auf Grund 

anderer Bestimmungen (Energieeinsparverordnung) erfüllt werden.  

Damit sind im Bebauungsplan 6-33 keine Festsetzung zum baulichen Schallschutz 

Verkehrslärm zu treffen. 

Nachfolgende Abbildung (Schalltechnische Untersuchung April 2016, ALB) stellt die 

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 und gemäß Entwurf zu DIN 4109-4 (LPB*) für die 

geplanten Gebäude im Plangebiet dar. 
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Gewerbelärm 

Das Akustiklabor Berlin (ALB) wurde beauftragt eine schalltechnische Untersuchung 

durchzuführen, auf deren Grundlage die Festsetzung von Emissionskontingenten nach 

DIN 45691 geplant ist. Nach dem Prinzip „laute Anlagen hinten, leise vorn“ kann so ein 

vorbeugender Immissionsschutz im wohnnahen Umfeld erreicht werden, der die Einhaltung 

der Beurteilungspegel für das Allgemeine Wohngebiet, insbesondere nachts, sichert.  

Hinsichtlich des Immissionsschutzes soll mit den geplanten Festsetzungen dafür gesorgt 

werden, dass die zukünftig zulässigen Nutzungen weder schädliche Umwelteinwirkungen 

erzeugen (Emissionen), noch ihnen ausgesetzt werden (Immissionen). (Textliche 

Festsetzung Nr. 13) 
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Für die Ermittlung der Emissionskontingente nach DIN 45691 wurden folgende Festlegungen 

getroffen: 

- Gesamt-Immissionswerte LGI 

Für die schutzbedürftigen Gebiete in der Umgebung des zu kontingentierenden Gebiets sind 

zunächst die Gesamt-Immissionswerte LGI in ganzen Dezibel festzulegen. Diese dürfen nicht 

höher sein als die Immissionsrichtwerte der TA Lärm bzw. die schalltechnischen 

Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18 005. Im vorliegenden Fall handelt es sich um 

allgemeine Wohngebiete (WA: tags 55 dB(A) nachts 40 dB(A)) bzw. das entsprechend 

einem Mischgebiet (MI: tags 60 dB(A) nachts 45 dB(A)) zu betrachtende Gelände der BAM. 

- Planwerte LPl,j 

In den Planwerten wird eine eventuelle Vorbelastung durch Gewerbelärm aus umliegenden 

gewerblich genutzten Flächen (hier: BAM) berücksichtigt. Die Planwerte unterschreiten die 

Gesamt-Immissionswerte LGI oder sind mit diesen identisch. Sie stellen die eigentlichen 

Zielwerte der Geräuschkontingentierung dar. 

- Unterteilung in Teilflächen (i) 

Grundsätzlich muss ein Gebiet zur Geräuschkontingentierung gegliedert und es müssen 

Teilflächen festgesetzt werden, für die Geräuschkontingente zu bestimmen sind. Die 

Teilflächen sind eindeutig zu benennen. Als Grenzen der Teilflächen kommen 

Flurstücksgrenzen, Wegränder, Straßenbegrenzungslinien infrage. Für Flächen, für die eine 

gewerbliche Nutzung ausgeschlossen ist (Verkehrsflächen, festgesetzte Grünflächen, 

Wege), werden keine Kontingente festgelegt. 

- Immissionsorte (IO) 

Für die Berechnung der Geräuschkontingente ist eine ausreichende Zahl von 

repräsentativen Immissionsorten innerhalb und außerhalb des Plangebiets so zu wählen, 

dass bei Einhaltung der Planwerte an diesen Orten auch im übrigen Einwirkungsbereich 

keine Überschreitungen von Planwerten zu erwarten sind.  

In der Ausbreitungsrechnung für die Geräuschkontingentierung ist gemäß DIN 45 691 nur 

der horizontale Abstand zwischen jeweiligem Baugebiet und den IO und nur die  dadurch 

bedingte (sog. geometrische) Pegelabnahme durch Entfernung bei Abstrahlung in einen 

Vollraum einzubeziehen. Nicht berücksichtigt werden weitere Dämpfungsterme gemäß DIN 

ISO 9613-2 (wie z. B. Abschirmung durch Gebäude, Bodeneffekte, Luftabsorption) und auch 

keine meteorologischen Einflüsse. Dies bedeutet u. a. auch, dass für jeden IO nur "ein" 

Geschoss betrachtet werden muss. 

- Emissionskontingente 

Die Emissionskontingente LEK,i sind für alle Teilflächen i in ganzen Dezibel so festzulegen, 

dass an keinem der untersuchten Immissionsorte j der Planwert durch die energetische 

Summe der Immissionskontingente LIK,i,j aller Teilflächen überschritten wird. 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 53

Zusatzkontingente (Zuschläge für weniger empfindliche Richtungen) sind im Plangebiet nicht 

vorgesehen. 

 

Die Geräuschkontingentierung ist entsprechend der nachfolgenden Abbildung in sieben 

Teilflächen unterteilt. (Räumlich begrenzt durch Erschließungsflächen und Flächen mit 

Pflanzbindung, für die kein Kontingent festgesetzt ist.) 

 

 

In Abhängigkeit der maßgeblichen Immissionsorte (IO) wurden folgende 

Emissionskontingente ermittelt, wobei die Teilfläche 1 im Zentrum des Plangebiets das 

höchste Emissionskontingent erhält, während für die, der den schutzwürdigen 

Wohngebäuden naheliegenden Teilflächen geringere Emissionskontingente vergeben sind. 

Die Höhe der Emissionskontingente LEK wird maßgeblich durch die Immissionsorte IO 04 

und IO 12 bestimmt.  
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Mit den berechneten Emissionskontingenten LEK für die Teilflächen TF 1 bis TF 7 zwischen 

60 dB(A) und 64 dB(A) tags ergeben sich praktisch keine Einschränkungen der geplanten 

gewerblichen Nutzung.  

Die vorgesehenen Nutzungen im Technologie- und Gründungszentrum, deren zeitlicher 

Schwerpunkt tagsüber liegt, sind ohne weiteres möglich. 

Mit den für nachts ermittelten geringen Emissionskontingenten zwischen 42 dB(A) in der 

Teilflächen TF 5 und 50 dB(A) in der Teilfläche TF 1 sind für die gewerbliche Nutzung 

erhebliche Einschränkungen bezüglich der Höhe und der Richtung der Schallabstrahlung 

verbunden. Geräuschintensive Arbeiten im Freien sind nachts nicht zulässig (textliche 

Festsetzung 2 ). Auch der Liefer- und Ladebetrieb ist nur auf den Tag zu begrenzen. 

Lüftungs- und Klimaanlagen, die häufig auch nachts in Betrieb sein müssen − wenn auch in 

der Regel mit verringerter Leistung − sind so auszulegen und zu positionieren, dass die 

durch die Geräuschkontingente vorgegebenen Immissionsbegrenzungen an den 

maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden.  

Bei der Realisierung der Planung sind unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 

Geräuschkontingentierung folgende Vorgaben zu beachten, die als bautechnische Regelung 

in den Städtebaulichen Vertrag aufgenommen wurden:   

• Anlagen mit hohen Schallleistungspegeln, die im Freien aufgestellt werden sollen und 

auch nachts in Betrieb sein müssen, sollten so positioniert werden, dass die 

Geräuschabstrahlung in Richtung der Fabeckstraße, Altensteinstraße und 

Kamillenstraße durch die geplanten Gebäude abgeschirmt ist. 

• Die im Freien geplanten Anlagen sind sorgfältig hinsichtlich möglichst niedriger 

Geräuschemissionen auszuwählen, mit fachgerecht ausgelegten Schalldämpfern 
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auszustatten, einzuhausen oder durch entsprechend wirksame Lärmschutzwände in 

Richtung der empfindlichen Nutzungen abzuschirmen. 

• Geräuschintensive Arbeiten sind in geschlossenen Räumen bei geschlossenen 

Fenstern und Türen (insbesondere nachts) auszuführen. 

 

Die Festsetzung von Zusatzkontingenten zur südlichen Grundstücksgrenze 

(Technologiestandort) ist nicht Gegenstand der Planung.  

Die Festlegung in der Kontingentierung enthält zwar eine Bindung an die gewerbliche 

Nutzung und die bauliche Gestaltung der Nachbarschaft  und ein Heranrücken von sensibler 

Nutzung (Wohngebiet, Krankenhaus) an die südliche Grenze des Plangebiets ist auch bei 

einem Wegzug der BAM derzeit nicht vorgesehen. 

Aber zu dem Nutzungskatalog der Sonderbaufläche „Technologie“ gehören neben 

gewerblichen Nutzungen auch Bereiche mit einer höheren Empfindlichkeit gegen Lärm (z. B. 

Verwaltungs- und Schulungsräume, Gäste- und Betriebswohnungen). 

Für die Vergabe eines Zuschlags zum Emissionskontingent in Richtung BAM – Gelände 

besteht zudem kein begründetes planungsrechtliches Erfordernis. 

Zu den Immissionsorten in den angrenzenden Wohngebieten an der Fabeckstraße, 

Altensteinstraße und Kamillenstraße (IO 10 bis IO 13 und IO 01 bis IO 06) sind ebenfalls 

keine Zusatzkontingente zu vergeben. 

 

Die Anwendung der Geräuschkontingentierung im baurechtlichen Genehmigungsverfahren 

ist in Abschnitt 5 der DIN 45691 erläutert.  

Bei jedem Vorhaben ist zu prüfen, ob die durch die geplante Anlage an maßgeblichen 

Immissionsorten verursachten Beurteilungspegel die der Teilfläche, auf der sich die Anlage 

befindet, zugeordneten Immissionskontingente einhalten. 

Wenn einer Anlage nur ein Teil einer Teilfläche zuzuordnen ist (zugehörige 

Grundstücksfläche), kann nur ein entsprechender Anteil des Immissionskontingents der 

Teilfläche in Anspruch genommen werden. In allen Fällen ist im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens eine Geräuschimmissionsprognose durch ein Fachgutachterbüro 

erforderlich. 

Die geplanten Nutzungen müssen jeweils die sich aus den Geräuschkontingenten 

ergebenden Immissionsbegrenzungen einhalten. Gesunde Wohn-und Arbeitsverhältnisse im 

benachbarten Wohngebiet können so gesichert werden. 

 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Anforderungen, wenn die 

Beurteilungspegel Lr tags und nachts die entsprechenden Immissionsrichtwerte gemäß TA 

Lärm (WA) an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB (Relevanzgrenze) 
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unterschritten werden, was bedeutet, dass davon ausgegangen werden kann, dass der 

Immissionsbeitrag dieser Anlage unabhängig von einer etwa bestehenden Vorbelastung, 

irrelevant ist. 

 

Sicherheitsanforderungen 

Sofern biomedizinische Forscher mit gentechnisch veränderten Organismen arbeiten, sind 

sie dem Gentechnikrecht unterworfen, dessen zentrale Rechtsgrundlagen das 

Gentechnikgesetz (GenTG)10 und die Gentechnikschutzverordnung (GenTSchV) bilden. Als 

gentechnisch veränderte Organismen gelten biologische Einheiten, die fähig sind sich zu 

vermehren oder genetisches Material zu übertragen und deren Gencode in einer Weise 

verändert worden ist, wie sie unter natürlichen Bedingungen nicht vorkommt (§ 3 GenTG).  

 

Für Forschungsarbeiten mit biologischen Arbeitsstoffen, die beim Menschen Infektionen, 

sensibilisierende oder toxische Wirkungen hervorrufen können, gilt die Biostoffverordnung 

(BioStoffV), welche durch Technische Regeln für biologische Arbeitsstoffe (TRBA) 

konkretisiert wird.  

Sowohl im Gentechnikrecht (GenTSchV) als auch in der Biostoffverordnung werden für das 

Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen bzw. Biostoffen und die Laborräume, in 

denen diese Arbeiten stattfinden, detaillierte Sicherheitsanforderungen in Abhängigkeit von 

der jeweiligen Sicherheits- bzw. Schutzstufe definiert. Da § 1 BioStoffV den strengeren 

Vorgaben der GenTSchV den Vorrang lässt, ist für die biomedizinische Forschung eine 

Orientierung am Gentechnikrecht zweckmäßig. Dies gilt sowohl für den Betrieb als auch für 

den Bau biomedizinischer Forschungslabore, weil nach § 8 GenTG gentechnische Arbeiten 

nur in sogenannten „gentechnischen Anlagen" durchgeführt werden dürfen.  

Das Gentechnikrecht stuft gemäß § 7 GenTG Arbeiten mit gentechnisch veränderten 

Organismen nach dem von ihnen ausgehenden Risiko für Leben und Gesundheit von 

Menschen, Tieren, Pflanzen und sonstiger Umwelt in vier Sicherheitsstufen (S 1 bis S 4) ein.  

Da sich die Molekularmedizin überwiegend gentechnischer Verfahren bedient, sind zur 

Einstufung ihrer Untersuchungsobjekte sowohl die Infektions- als auch die Umweltrisiken 

abzuschätzen. Dabei unterscheiden sich die Sicherheitsphilosophien der vier Stufen wie 

folgt: 

1. Da in der Sicherheitsstufe 1 nur mit ungefährlichen Mikroorganismen, z. B. 

probiotischen Joghurtbakterien, gearbeitet wird, sind lediglich die allgemeinen 

Hygienestandards eines ordnungsgemäßen Laborbetriebes einzuhalten.  

                                                
10 Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz- GenTG), Neugefasst Bek. 16.12.1993/ 2066, zuletzt 

geändert durch Artikel 2 Absatz 24 und Artikel 4 Absatz 14 v. 7.8.2013/ 3154 
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2. In der Sicherheitsstufe 2 wird zwar mit Krankheitserregern, z. B. dem Masern-Virus, 

experimentiert, gegen die von ihnen ausgelösten Krankheiten gibt es jedoch 

wirksame Therapien. Da sie zudem auch in der natürlichen Umwelt vorkommen, 

reicht die Minimierung ihrer Ausbreitung als Schutzziel aus.  

3. Forschungsobjekte der Sicherheitsstufe 3 sind gefährliche Mikroorganismen, wie z.B. 

Aids Erreger, die langwierige und teilweise auch unheilbare Krankheiten hervorrufen 

können. Zweck der baulichen, technischen und organisatorischen 

Sicherheitsmaßnahmen ist es daher, die Verbreitung der Krankheitserreger im 

normalen Laborbetrieb auszuschließen.  

4. Die in Sicherheitsstufe 4 eingestuften Untersuchungsobjekte, z. B. Ebola-Viren, 

können zu sich schnell ausbreitenden Epidemien führen. Es ist daher sicherzustellen, 

dass auch bei Störfällen im Laborbetrieb keine Mikroorganismen in die Umwelt 

gelangen können.  

Die Sicherheitsanforderungen der Sicherheitsstufe 1 beschränken sich weitgehend auf 

organisatorische Maßnahmen, wie z. B. die Kennzeichnungspflicht, das Verbot des 

Mundpipetierens und das Tragen von Schutzkleidung (z. B. Laborkitteln). Darüber hinaus 

sollen Arbeitsflächen, daran angrenzende Wandflächen und Fußböden leicht zu reinigen 

sein. Dazu müssen sie dicht und beständig gegenüber den verwendeten Stoffen und 

Reinigungsmitteln sein.  

Für die Sicherheitsstufe 2 sind als zusätzliche Maßnahmen insbesondere technische 

Sicherheitseinrichtungen vorzusehen, wie z. B. Möglichkeiten zur Handdesinfektion, 

Sicherheitswerkbänke oder Abzüge mit Filtern bei Aerosolbildung und Autoklaven im 

Labortrakt. Die leichte Reinigung und Desinfizierbarkeit aller Oberflächen muss gewährleistet 

sein. 

Labore, in denen mit Krankheitserregern gearbeitet wird, bergen nicht nur für das 

Laborpersonal Gefahren. Wenn durch einen Unfall Keime aus einem Labor gelangen, 

können sie eine Gefahr für die Menschen und die Umwelt darstellen. Um das Risiko für das 

Wohnumfeld gering zu halten und die Flächen wirtschaftlich optimal zu nutzen, auch unter 

Beachtung der Emissionskontingente, sind die mit dem Bauherrn vereinbarten 

Sicherheitsstufen S1 und S2 sinnvoll (Regelung im Städtebaulichen Vertrag). 

Sie stellen die niedrigste Risikogruppe dar, die gut charakterisiert sind und ein minimales 

potentielles Risiko für Menschen und die Umwelt darstellen.  

Die Einstufungen der Sicherheitsstufen 3 bis 4 basieren auf einer Einschätzung der 

Organismen gemäß eines mäßigen hohen oder eines hohen Risikos für die menschliche 

Gesundheit, Tiere und die Umwelt.  
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Auf Grund der unmittelbaren Wohnnähe und den im Plangebiet zulässigen Ausnahmen 

(Betriebswohnungen, Betriebskindergarten) werden Tierhaltung bzw. Tierversuche im 

Plangebiet ausgeschlossen. (Textliche Festsetzung Nr. 3)   

Hierbei handelt es sich nicht einfach um Tiere, sondern um mit Krankheitserregern infizierte 

Tiere, deren Krankheitserreger möglicherweise auch genmanipuliert sein können. Das 

hieraus entstehende Risiko in unmittelbarer Nachbarschaft mit freilaufenden Haustieren (z.B. 

Katzen) ist zu hoch.  

Zudem besteht bei der Haltung von größeren Tieren (Hunde, Schweine) zu 

Forschungszwecken das Problem von Geräusch- und Geruchsbelästigungen. Für das 

unmittelbar benachbarte schutzwürdige Wohngebiet stellt diese Nutzung eine erhebliche 

Belästigung dar, die zu bodenrechtlichen Spannungen führt und daher zu vermeiden ist. 

 

Bodenschutz und Versickerung11 

Aus der Nutzungshistorie heraus ergaben sich Anhaltspunkte und Verdachtsflächen für 

Altlasten. Das Grundstück wird deshalb als Altlastenverdachtsfläche im 

Bodenbelastungskataster des Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf unter der Katasternummer 

14320 geführt. 

Für die weiteren Erkundungsmaßnahmen bzw. –stufen wurde das Büro für Umweltplanung 

GmbH mit Baugrunduntersuchung und der Erstellung einer Bodenuntersuchung (Bericht Nr. 

23275 vom 29.02.2015) beauftragt. In diesem Zusammenhang war auch orientierend zu 

untersuchen, ob die bei der Baumaßnahme voraussichtlich als Aushub anfallenden Böden 

mit Schadstoff belastet sind. 

Mit dem Ziel der Bewertung der Altlastensituation wurde das Plangebiet von ca. 51.000 m² in 

ca. 8 Teilflächen, die sich an der Bestandsbebauung sowie den zukünftigen Baufeldern 

orientieren, inkl. Ausweisung der identifizierten Verdachtsflächen und ehem. 

Gebäudestandorte wie z. B. ehem. Kfz-Werkstadt, ehem. Laboratorium mit Tankanlage, 

ehem. Trafostandort, Gewächshäuser, aufgeteilt. Zur Erkundung der Altlastensituation 

wurden auf dem Grundstück mittels eines elektrischen Bohrgerätes insgesamt 32 

Bohrsondierungen (ausgeführt als Rammkernsondierungen) im Durchmesser von 80-60 mm 

bis in eine Tiefe von 3,0 m bis max. 7,0 m unter Geländeoberkante (im Folgenden: m u. 

GOK) abgeteuft. Die Ansatzpunkte für die 32 Aufschlussbohrungen wurden so gesetzt, dass 

die recherchierten potentiellen Altlastenverdachtsflächen und die ehemaligen 

Gebäudestandorte möglichst optimal abgedeckt werden. Die Lage der zukünftigen 

Bebauung wurde ebenso bei der Auswahl der Lage der Ansatzpunkte berücksichtigt. 

                                                
11 Orientierende Bodenuntersuchung, Büro für Umweltplanung, Bericht-Nr. 23275 vom 29.02.2016 
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Das untersuchte Gelände ist großflächig versiegelt. Die Oberflächenversiegelung besteht 

aus Asphalt/Beton (Bereich private Verkehrsflächen) und aus Kleinpflastersteinen im Bereich 

der Gehwege. 

Im Ergebnis der Aufschlussbohrungen wurden flächenhaft anthropogen beeinflusste 

Schichten (Auffüllungen) in stark schwankender Mächtigkeit zwischen 0,25 m bis 5,9 m 

erbohrt. Im Mittel erreichte die Auffüllung eine Mächtigkeit von etwa 1,5 m.  

Die Auffüllungen bestanden überwiegend aus Fein- und Mittelsanden mit i. d. R. geringen 

Anteilen an anthropogenen Fremdbestandteilen (FB), die meistens bei unter 10 % lagen. In 

erster Linie bestanden die Fremdbestandteile aus Bauschuttresten, wie Ziegel- und 

Betonbruch. Untergeordnet und vereinzelt waren auch Kohle-, Schlacke- und Mörtelreste 

vorhanden. 

Der unter den Auffüllungen liegende gewachsene Boden bestand i. d. R. aus Sanden, 

bereichsweise mit Beimengungen an schluffigen Anteilen. In zwei Bohrungen wurden 

darüber hinaus Schichtenfolgen aus Geschiebelehm und -mergel erbohrt. 

Ergänzend wurde eine Korngrößenbestimmung zur Abschätzung der Durchlässigkeit für eine 

spätere Versickerungs- und Entwässerungskonzeption vorgenommen. Zur Bestimmung der 

Korngrößenverteilung nach DIN 18123 wurden exemplarisch 8 Bodenproben ausgewählt 

und laborphysikalisch untersucht. 

Gemäß DIN 18130 sind die erbohrten, natürlich gewachsenen Sande (SE, SU und SU*)12 in 

Abhängigkeit des Feinkornanteils (schwach schluffig bis schluffig) durchlässig bis stark 

durchlässig. 

Die in Teilbereichen des Rasterfeldes C/D unterhalb der Sande erbohrten Geschiebelehme 

und Geschiebemergelschichten sind wasserstauende Schichten vorgefunden, die 

erfahrungsgemäß einen Durchlässigkeitsbeiwert von etwa kf=10-6 m/s besitzen und nach 

DIN 18130 eher schwach durchlässig sind (Grundwassergeringleiter). Für eine Versickerung 

von anfallenden Wässern aus der Dach- und Flächenversickerung sind diese Schichten eher 

wenig geeignet. 

 

In Auswertung der durchgeführten Untersuchungen ergaben sich Hinweise auf eine geringe 

Schadstoffbelastung des Standorts durch PAK (polycyclischen aromatischen 

Kohlenwasserstoffen) bzw. BaP (Benzo(a)pyren, Z2- Einstufung), die die gewerbliche 

Nutzbarkeit des Grundstücks aus chemisch-ökologischer Sicht dadurch aber nicht 

einschränken.  

Da das Gefährdungspotenzial gering ist und durch technische Maßnahmen (Aufbringen von 

Mutterboden) nach der Bebauung minimiert werden kann, ist ein großflächiger Abtrag der 

                                                
12 Tabelle 3: Ergebnisse der bodenphysikalischen Laboruntersuchungen (Kornverteilung /Bodengruppen / kf-
Wert), Orientierende Bodenuntersuchung vom 29.02.2016 
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Auffüllung nicht erforderlich. Bei Einhaltung der Forderungen der BBodSchV durch 

Aufbringen von Mutterboden, insbesondere bei sicherer Gestaltung der sensiblen Nutzungen 

(Versickerungsmulden, KITA-Außenfläche), sollte eine Freistellung der Fläche im 

Bodenbelastungskataster für sensible Nutzung möglich sein, um eine entsprechende 

Nutzung zu ermöglichen. 

Gegebenenfalls begründen die Bodenbelastungen Einschränkungen beim Umgang mit 

baubedingt anfallendem Bodenaushub, bei der Gestaltung von Mulden und Rinnen für die 

Versickerung des gesammelten Niederschlagswassers und bei der Einordnung sensibler 

Nutzungsbereiche (Spielplatz). Die bei entsprechenden Vorhaben erforderlichen 

Maßnahmen können im Rahmen des Bauplanungs- bzw. Durchführungsverfahrens ohne 

großen technischen Aufwand umgesetzt werden, so dass im Plangebiet von gesunden 

Arbeitsbedingungen auszugehen ist. 

 

Klimaschutz 

Zur Gewährleistung der Funktionen des Naturhaushalts und der Bodenfunktionen soll im 

Bebauungsplan 6-33 bestimmt werden, dass die Befestigungen von Wegen nur in luft- und 

wasserdurchlässigem Aufbau herzustellen sind. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit 

wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen 

und Betonierungen sind unzulässig (textliche Festsetzung Nr. 14 ).  

Mittels der textlichen Festsetzung Nr. 14 soll der Anteil der unversiegelten Flächen mit 

direktem Bodenanschluss im Baugebiet so hoch wie möglich gehalten werden.  

Grundsätzlich kann damit eine positive Wirkung auf den Grundwasserhaushalt erzielt 

werden. Die Parkflächen und die privaten Verkehrsflächen mit Zufahrt zur Anbindung an die 

örtliche Verkehrsfläche sind davon ausgenommen, da sich ein wasser- und luftdurchlässiger 

Aufbau bei notwendiger Befahrbarkeit verbietet. Zudem ist aufgrund der Nutzung auch eine 

Befahrbarkeit durch schwere LKW, Feuerwehr- und Müllfahrzeuge erforderlich und zu 

gewährleisten. 

Von Seiten der Berliner Stadtreinigung (BSR) kam der Hinweis, dass die Reinigung der 

unversiegelten Wege schwierig ist. Im Rahmen der Baudurchführung sind hierzu 

Abstimmungen zwischen Bauherrn und BSR zu führen. 

 

Grundsätzlich ist anfallendes Niederschlagswasser gemäß § 36a des Berliner 

Wassergesetzes (BWG) über belebte Bodenschichten zu versickern, sofern nicht sonstige 

Belange entgegenstehen. Für das geplante Sondergebiet sind ein Freiflächenkonzept und 

Fachkonzept zur Versickerung des Niederschlagswassers erarbeitet worden, in denen die 

technische Machbarkeit einer Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf dem 

Grundstück geprüft wurde. Ergänzend dazu ist die Ausbildung der Dachflächen (60 %) mit 
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Dachneigung von 0° bis <10° mit extensiver bzw. intensiver (2-geschossige Verbinder) 

Dachbegrünung geplant.  

 

Trotz vorbelasteter Ausgangssituation bezüglich der Altlasten und anthropogenen 

Auffüllschichten wird der dezentralen Regenwasserbewirtschaftung der Vorrang vor anderen 

Entwässerungskonzepten gegeben, da sie keinen massiven Eingriff in den Wasserhaushalt 

bedeutet. Für das Plangebiet ist die Kombination aus Gründach (Verdunstung) und Mulden- 

Rigolenversickerung in Bezug auf den Flächenverbrauch die optimale Lösung. 

Eine wesentliche Anforderung an die Versickerung ist die Schadstofffreiheit des Bodens 

innerhalb der Versickerungsstrecke. Dies muss durch Bodenuntersuchungen an potenziellen 

Versickerungsstandorten nachgewiesen werden. Bei Auffinden belasteter Böden sind 

Alternativstandorte festzulegen oder es ist ein Bodenaustausch zu veranlassen.  

Lt. Bodengutachten liegt die zu erwartende Mächtigkeit des Auffüllungshorizontes im Mittel 

bei ca. 1,5 m und somit im Bereich der geplanten Einbauhöhen der Rigolen. Somit ist nur ein 

bereichsweiser Austausch von Böden im Bereich von vermutlich 2 bis 3 Rigolen zu erwarten. 

Letztlich ist eine Beurteilung, ob bei einer Versickerung der Boden auszutauschen ist oder 

nicht, von der konkreten Lage abhängig. Die tatsächliche Verortung steht zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht fest Es ist somit noch nicht klar, ob sich eine geplante Versickerung in einem 

Bereich mit belastetem Bodenmaterial befindet oder nicht.  

Dem Bauherrn ist dieser Sachverhalt bekannt. Das Konzept der Versickerung des 

Niederschlagswassers ist Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags zu dessen Umsetzung 

sich der Bauherr verpflichtet hat.13 Für weitere Ausführungen und Genehmigungen sind im 

nachgeordneten Verfahren Abstimmungen mit den beteiligten Behörden Umweltamt des BA 

Steglitz –Zehlendorf und der Wasserbehörde  Senatsverwaltung Umwelt, Verkehr und Klima 

zu führen. 

Ein Verzicht auf die Versickerung bedeutet einen massiven Eingriff in den Wasserhaushalt. 

Die Grundwasserneubildung würde deutlich heruntergesetzt und ebenso würde die 

Verdunstungsrate sinken, was den Klimaschutzzielen des Bezirks widerspricht. 

Zudem kann die dezentrale Regenwasserbewirtschaftung schrittweise an den jeweiligen 

Ausbauzustand angepasst werden. Es muss nicht, wie bei konventioneller Entwässerung, 

eine komplette Infrastruktur mit Kanal vorgehalten werden.  

                                                
13 Niederschlagsentwässerungskonzept im Technologie- und Gründungszentrum Südwest auf dem Grundstück 

Fabeckstraße 62/Kamillenstraße 43, Büro für Umweltplanung, Dipl.-Geol. Winfried Rück GmbH 
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Unabhängig von der Problematik mit Altlasten sind die natürlichen Voraussetzungen für eine 

Versickerung von Regenwasser überwiegend gut. (Überwiegend gute Durchlässigkeit, aber 

genügend Abstand zum Grundwasserleiter.) 

Bei der Ausführung des Entwässerungssystems ist insbesondere darauf zu achten, dass die 

Geländemodulation so gestaltet wird, dass trotz Entwässerung über Überläufe in den 

vorgesehenen Grünsaum (im Starkregenfall >Bemessungsregen und bei teilgefüllten 

Rigolen) das Wasser auf dem Grundstück verbleibt.  

Aufgrund der teilweisen eingeschränkten Versickerungsleistung des Bodens (Rasterfeld C/D) 

muss das anfallende Niederschlagswasser der Dachflächen über eine Mulden-Rigolen-

Kombination gesammelt und versickert werden. 

Weiterhin ist geplant, das anfallende Niederschlagswasser auf den Verkehrsflächen und 

Stellplätzen vorbehandelt in befahrbare, unterirdische Kastenrigolen unter der Umfahrung zu 

versickern.  

Die Anordnung von Muldenanlagen ist hier platzbedingt nicht möglich, deshalb soll das 

anfallende Regenwasser der privaten Verkehrsflächen über Rinneneinläufe in Kastenrigolen 

eingeleitet werden. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB wurde von 

Seiten der BSR auf die Anforderungen bei der Reinigung von Schlammfängen hingewiesen, 

die vom Bauherrn im Rahmen der Baudurchführung zu beachten sind. 

Von Seiten der Berliner Wasserbetriebe wurde mitgeteilt, dass die Einleitung des 

Niederschlagswassers in den Regenwasserkanal stark begrenzt ist. 

Es wurde durch den Bauherrn ein Fachkonzept zur Versickerung des Niederschlagswassers 

auf dem Grundstück vorgelegt, das die Machbarkeit der geplanten Maßnahmen (Mulden-, 

Rigolen-Systeme und freiauslaufende Versickerung) nachweist. Eine abschließende Klärung 

der Straßenentwässerung findet aber erst im Rahmen der Ausführungsplanung statt.  

 

Um die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu mindern, wird bestimmt, dass im 

sonstigen Sondergebiet die Dachflächen mit einer Neigung von weniger als 10 % und auf 

mind. 60 % der Fläche extensiv zu begrünen sind, sodass ein entsprechendes 

Speichervolumen bereits auf den Dachflächen hergestellt werden kann. (Textliche 

Festsetzung Nr. 15)  

3.5 Grünfestsetzungen  

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB wird festgesetzt, dass auf den nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen mit Pflanzbindung der vorhandene Baum- und Gehölzbestand zu 

erhalten und bei Abgang so zu ersetzen ist, dass der parkartige Charakter der Flächen 

erhalten bleibt (Textliche Festsetzung Nr. 16) .  
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Für die Fläche wird damit eine Ausgestaltung im Sinne einer garten- und parkähnlichen 

Bepflanzung, wie sie auch im Umfeld typisch ist, gesichert. Die bereits vorhandenen 

Gehölzstrukturen können in diesem Rahmen erhalten und durch Nachpflanzungen 

aufgewertet werden, um den Vegetationscharakter der Flächen zu wahren und zu 

entwickeln. Das Baugebiet kann auf diese Weise grün eingefasst werden. Darüber hinaus 

wird ein Übergangsbereich zu den angrenzenden Hausgärten geschaffen.  

 

Kennzeichnend für die Bebauungsstruktur im Plangebiet ist eine gärtnerisch angelegte grüne 

Randzone, die sich von den öffentlichen Verkehrsflächen (Straßenbegrenzung) und den 

Nachbargrundstücken in einer Tiefe bis zu 20 m entlang der Grundstücksgrenze erstreckt.  

Diese Flächen sind von Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauGB sowie Stellplätzen 

oder Garagen freigehalten worden und bildet mit der Bepflanzung auf dem Grundstück die 

zum ehemaligen Krankenhaus gehörige Parkanlage. 

Die mit Pflanzbindung gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen sind gärtnerisch in der 

Weise anzulegen und zu unterhalten, dass die offene Parklandschaft erhalten bleibt. 

Insgesamt soll die Bepflanzung der Randbereiche der optischen Abgrenzung zum 

öffentlichen Straßenraum dienen und gleichzeitig für eine Verbesserung des kleinräumigen 

Stadtklimas sorgen. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Stellplätze und Garagen 

sind allein schon auf Grund der Pflanzbindung und Erhaltung unzulässig. Die Verpflichtung 

zum Pflanzen gilt nicht für Wege und Zufahrten (Textliche Festsetzung Nr. 17)  

 

Durch eine Mindestbepflanzung der Baugrundstücke wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 

BauGB festgesetzt, dass je angefangene 500 m2 nicht überbaubare Grundstücksfläche ein 

gebietstypischer Baum anzupflanzen ist. Dadurch wird eine Gebietsdurchgrünung mit allen 

positiven Auswirkungen auf den Biotop- und Artenschutz sowie das Orts- und 

Landschaftsbild erreicht.  

Der in der textlichen Festsetzung Nr. 18 geforderte Mindeststammumfang ist städtebaulich 

relevant, um einen Ersatz für den Verlust der Bäume nach Baumschutzverordnung Berlin zu 

leisten.  

Mit der Pflanzung auch standortheimischer Baumarten erfolgt eine Orientierung an die im 

Landschaftsprogramm Berlin formulierten Ziele. Hierbei gehen nur mittelgroße und große 

Bäume ein. Zur Bepflanzung wird eine Pflanzliste empfohlen, die sich sowohl an den Arten 

des Berliner Landschaftsprogramms als auch den Vorschlägen des Freiraumkonzepts 

orientiert. Neben den Erhalt des Baumbestands und der Ergänzung durch heimische Arten, 

sind darin aus gestalterischen Gründen auch Solitärgehölze und Obstbäume einbezogen.  
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Um die klimatischen Auswirkungen und die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu 

mindern, wird auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB bestimmt, dass im sonstigen 

Sondergebiet mindestens 60 % aller Dachflächen extensiv zu begrünen sind. Die 

Bepflanzungen sind zu erhalten (Textliche Festsetzung Nr. 15).  (Das Konzept Masterplans, 

welches die Grundlage für die gestalterischen Vertragsregelungen des Städtebaulichen 

Vertrags bildet, sieht ausschließlich Gebäude mit Flachdächern DN< 100 vor.) 

Grundsätzlich trägt die Dachbegrünung zur Verbesserung des Mikroklimas bei. Darüber 

hinaus dient sie durch eine Verzögerung des Regenwasserabflusses der Wasserrückhaltung 

und hat somit positive Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. Die versiegelten Bau- und 

Straßenflächen geben ihre tagsüber gespeicherte Wärme in der Nacht an die Umgebung ab.  

Dachflächen spielen dabei auf Grund ihres hohen Anteils an der Baufläche eine wesentliche 

Rolle. Durch Begrünung der Dachflächen können in der näheren Umgebung die 

Lufttemperatur, die Luftfeuchtigkeit und die Strahlungsverhältnisse positiv beeinflusst 

werden, wie in vergleichbaren Messungen nachgewiesen wurde.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-33 soll für Dächer eine extensive Begrünung 

festgesetzt werden.  So kann vor allem die hohe Aufheizung in der Tagesmitte des Sommers 

abgemildert werden. 

Bei Umsetzung der Planung können zukünftig 65 % der Flächen versiegelt werden. Da ein 

begrüntes Dach mehr als die Hälfte des jährlichen Niederschlags wieder verdunstet, kann 

auch durch die extensive Dachbegrünung das Kanalsystem der Berliner Wasserbetriebe 

entlastet werden.  

Neben den ökologischen Aspekten bietet das Gründach weitere Vorteile, die die Nachteile –

höhere Anschaffungskosten und Pflegeaufwand- ausgleichen.  

Vorteile u.a.:  

• Schutz der Dachabdichtung und Verlängerung der Lebensdauer, da ein 

mechanischer Schutz hergestellt wird und die UV-Strahlung absorbiert wird.  

• Verbesserung des Raumklimas. Durch Verdunstung des gespeicherten 

Regenwassers kann sich das Raumklima der direkt darunterliegenden Räume im 

Sommer abkühlen. Durch die Dämmwirkung der Dachbegrünungsschicht kühlen die 

darunterliegenden Räume im Winter weniger aus. Eine Dachbegrünung entspricht je 

nach Ausführung einem bis zu 80 mm dicken Dämmstoff der Wärmeleitgruppe (WLG) 

040[1]  

• Verbesserung der Luftschalldämmung aufgrund der größeren Schwingungsträgheit 

der Gesamtfläche und gute Schallabsorption wegen der Struktur der Vegetation,  

• Ersatzhabitat:. Es kann neuer Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten – 

beispielsweise Vögel und Schmetterlinge – geschaffen werden.  
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Die Festsetzung trägt somit zur wesentlichen Verbesserung des kleinräumigen Stadtklimas 

bei und ist geeignet Nachteile aus der höheren Versieglungsrate auszugleichen.  

In der DIN 4102-4/7 (Brandschutz) sind für bewachsene Dächer keine besonderen 

Anforderungen formuliert.  

Extensive Dachbegrünung mit einer Vegetationsschicht, die überwiegend aus Sedumarten 

besteht, wird nur selten in Flammen aufgehen. Die Sukkulenten speichern dafür einfach zu 

viel Wasser. Herrscht überwiegend Gras als Vegetationsform, kann es bei Trockenheit auch 

einmal zu einem Brand auf der Dachfläche kommen. Allerdings erlischt dieser in der Regel, 

wenn die Gräser abgebrannt und die Flammen auf das feuchte Substrat kommen. Ein 

umlaufender Kieselstreifen von mind. 50 cm und breiter an aufgehenden Gebäudeteilen und 

Durchbrüchen kann ein Übergreifen der Flammen verhindern. Demnach widersprechen 

Gründe des Brandschutzes nicht der Festsetzung einer extensiven Dachbegrünung, wobei 

die Ausbildung (Aufbau, Pflanzart) Sache des Bauherrn bleibt.  

Die zusätzlichen Auflast der Dachbegrünung muss bei der statischen Berechnung 

berücksichtigt werden und zwar im wassergesättigten Zustand.  

Mit der geplanten hohen wirtschaftlichen Ausnutzung der Grundstücksflächen werden die 

höheren Kosten für die extensive Dachbegrünung ausgeglichen.  

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB wurde der Einwand 

vorgebracht, Gründächer verhindern bzw. begrenzen das Aufstellen von Solaranlagen.  

Das ist aber nicht der Fall, ganz im Gegenteil, können sich Solaranlagen und Gründach 

perfekt ergänzen. In Kombination mit einer Photovoltaikanlage ist jedoch darauf zu achten, 

dass Begrünung und Photovoltaik sich gegenseitig nicht behindern und genug Raum lassen. 

Wesentlicher Punkt für Gründächer ist daher, dass die vordere Kante der Module etwa 30 

cm über der Substratschicht liegt, und sich somit genug Raum für das Wachstum der 

extensiven Begrünung auch unterhalb der Module ergibt. Ebenso ist eine Verschattung der 

Module - und damit verbundene Ertragseinbußen - so gut wie ausgeschlossen. 

Photovoltaikanlagen und Dachbegrünung schließen sich somit nicht aus.  

Für weitere technische Dachaufbauten verbleiben auf dem Dach 40% der Fläche. Es besteht 

ohnehin die Möglichkeit die Anlagen in einem Technikbereich innerhalb des Gebäudes 

unterzubringen, dabei entstehende höhere Kosten sind vom Bauherrn hinzunehmen. Diese 

Einschränkung ist erforderlich, um die Auswirkungen der geplanten Gebäudehöhen auf das 

benachbarte Denkmal (Umgebungsschutz) und das Ortsbild zu mindern. 

Sie ist auch gegenüber dem Bauherrn verhältnismäßig, da durch die Festsetzung des 

Bebauungsplans 6-33 eine erhebliche Wertsteigerung des Grundstücks erfolgt (altes Recht 

BNP: GFZ 0,4; neu: GFZ: 1,2)  

 

 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 66

3.6 Erschließung, Verkehrskonzept 

Medienbereitstellung 14 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser, Gas, Wasser, Strom und 

Telekommunikation sowie die Beseitigung des Abwassers sind durch vorhandene Ver- und 

Entsorgungsleitungen im Plangebiet und den angrenzenden Straßen gegeben. Im Rahmen 

der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden deren 

Hinweise geprüft und der Begründungsentwurf ergänzt.  

 

Vom IT- Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) erfolgte der Hinweis, dass im Bereich des 

Bebauungsplan 6-33 Kabelkanalanlagen zur Versorgung der FU-Berlin mit Datenkabel 

verlegt sind und deren Verbindung aufrechterhalten werden muss. Das ITDZ Berlin beantragt 

hierzu die Bestellung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zur Sicherung ihrer 

Rechte zur Errichtung, Unterhaltung und zum Betrieb der Kabelanlagen. 

Die betreffende Kabelleitung dient ausschließlich der Versorgung des Grundstücks. Hiervon 

betroffen sind Nutzer, deren temporäre Bestandsnutzung mit der Realisierung der Planung 

ablaufen wird. 

Der Bauherr hat sich verpflichtet im Plangebiet alle für die Erschließung und Bebauung der 

Grundstücke erforderlichen Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnahmen durchzuführen und 

deren Kosten zu übernehmen (Städtebaulicher Vertrag).  

Im Einzelnen handelt es sich dabei um die Neuordnung der das Grundstück querenden 

Leitungen sowie um das Verlegen aller für die Versorgung mit Wasser, Strom, Fernwärme, 

Telekommunikation und Gas erforderlichen Leitungen.  

Diese Maßnahmen wird der Bauherr mit den Medienträgern abstimmen und nach Maßgabe 

der Vorschriften des Landes Berlin und der Vorgaben der Medienträger ausführen. 

In diesem Rahmen sind auch erforderliche Grunddienstbarkeiten privatrechtlich zu regeln. 

 

Mit seinen umfassenden (V)DSL-und Kabel-Netz-Angeboten verfügt Berlin über eine gute 

flächendeckende Breitbandversorgung. Eine Glasfaseranbindung ist fast im gesamten 

Stadtgebiet für gewerbliche und professionelle Nachfragen möglich. 

Es ist davon auszugehen, dass bei Realisierung der Planung ein entsprechender technischer 

Standard allen Nutzern zur Verfügung steht.  

Die Erschließung im Plangebiet ist gesichert. Für den erhöhten Bedarf (Medienbereitstellung) 

ist allein der Bauherr verantwortlich. 

Im Plangebiet existiert ein Fernwärmeanschluss in Höhe der benötigten Größenordnung von 

ca. 2 MW13. Der Leitungsträger Vattenfall hat im Rahmen der Trägerbeteiligung sein 

                                                
14 Erschließungs- und Energiekonzept, DKIPlan Planungsstand 29.04.2016 
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Interesse bekundet, das Gebiet weiterhin mit Fernwärme zu versorgen. Hierfür ist eine 

Neuordnung der Leitungsführung und das Umverlegen der Wärmeübergabestation 

erforderlich (Abschn. 3.7 bedingte Festsetzung). 

Alternativ besteht auch die Möglichkeit in dem bestehenden Heizhaus ein Blockheizkraftwerk 

zu errichten. Allerdings ist hierzu das Gasverteilernetz zu erweitern, da Gas mit einer 

Gesamtanschlussleitung von ca. 3 MW13 benötigt wird. 

Derzeit existiert noch ein betriebsbereiter Gasanschluss auf dem Gelände von DN 80 mit 

einer Kapazität von ca. 800 W. Unmittelbar angrenzend an das Gelände ist lediglich ein 

Niederdrucknetz mit begrenzten Kapazitäten vorhanden.13 

Um einen nachhaltigen Beitrag zu den Klimaschutzzielen des Landes Berlin zu leisten, hat 

sich der Bauherr verpflichtet, mit dem Technologie- und Gründungszentrum ein 

klimaneutrales Quartier zu entwickeln (§ 4 im Städtebaulichen Vertrag). 

Für die Versorgung der Gebäude mit Wärme und Strom sollen in höchstmöglichem Umfang 

die erneuerbaren Energiepotentiale vor Ort, insbesondere die Potenziale von Geothermie 

und Photovoltaik bzw. Solarthermie, genutzt werden. 

Derzeit liegen hierzu aber noch keine konkreten technischen Konzepte sowie 

Untersuchungen in Bezug auf die Umwelt (Boden, Grundwasser) vor.  

Das klimaneutrale Energiekonzept für das Gebiet soll erst im nachgeordneten Verfahren 

(Baugenehmigung) im Einvernehmen mit dem Bezirksamt entwickelt und von den 

Fachbehörden geprüft werden. Zuständig für die Prüfung und Kontrolle der Maßnahmen ist 

der Fachbereich Umwelt des Bezirksamts Steglitz-Zehlendorf. 

 

Im Bereich des Bebauungsplangebietes befinden sich Trinkwasser- und 

Entwässerungsanlagen der Berliner Wasserbetriebe (BWB). Diese stehen im Rahmen ihrer 

Leistungsfähigkeit zur Verfügung. 

Die äußere Erschließung des Standortes bezüglich der gegenwärtigen 

Trinkwasserversorgung ist gesichert. Ob aufgrund eines erhöhten Trinkwasserbedarfs des 

Technologiezentrums Leitungsverstärkungen erforderlich werden, kann aber erst nach 

Vorliegen entsprechender Bedarfswerte (Hausanschlussanträge) ermittelt werden. In der 

privaten Verkehrsfläche ist eine Trasse für Versorgungsleitungen zu berücksichtigen. 

Die innere Erschließung kann entsprechend den jeweiligen Erfordernissen vorgenommen 

werden.  

Aufgrund der Bebauungshöhe kann das Betreiben privater Druckerhöhungsanlagen 

erforderlich werden. 

Entsprechend den Hinweisen der Berliner Wasserbetriebe erfolgt die Dimensionierung der 

Versorgungsleitungen grundsätzlich nur entsprechend dem Trinkwasserbedarf. Löschwasser 

kann nur im Rahmen der Leistungsfähigkeit des Trinkwasserversorgungsnetzes 
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bereitgestellt werden. Der Bauherr ist verpflichtet in Abstimmung mit der Berliner Feuerwehr 

die erforderliche Löschwassermenge in Abhängigkeit der Nutzung/ Brandschutzkonzept zu 

gewährleisten.  

Die Löschwasserversorgung soll über die Trinkwasserversorgungsleitungen mit Anbindung 

an die bestehenden Versorgungsleitungen und neuen Hydranten erfolgen.  

 

In der Fabeckstraße und auf einem Teilabschnitt der Kamillenstraße befinden sich 

Regenwasserleitungen. Die vorhandenen Regenwasserkanäle stehen aufgrund ihrer 

begrenzten Leistungsfähigkeit vorrangig für die Entwässerung der öffentlichen Straßen und 

Plätze zur Verfügung. Mit Einschränkungen der abzunehmenden Regenabflussmengen von 

neu zu erschließenden Grundstücksflächen in die Kanalisation ist zu rechnen.  

Grundsätzlich ist anfallendes Niederschlagswasser gemäß§ 36a des Berliner 

Wassergesetzes (BWG) über belebte Bodenschichten zu versickern, sofern nicht sonstige 

Belange entgegenstehen.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans (ohne öffentliche Verkehrsflächen) ist eine 

Versickerung des gesamten Niederschlagswasser durch Rigolen, Mulden-Rigolen- System 

und Versickerung in den Pflanzflächen geplant. 

Sofern eine breitflächige Versickerung mit Oberbodenpassage auf den privaten 

Verkehrsflächen nicht sicherzustellen ist, soll die Ableitung des Niederschlagswassers auf 

diesen Flächen in befahrbaren unterirdischen Kastenrigolen mit bedarfsgerechter 

Vorbehandlung erfolgen. Dies kann über DiBt-zugelassene Filtrationsrinnensysteme erfolgen 

oder über zentrale abnahmepflichtiger Filteranlagen.  

Die Machbarkeit wird durch ein Versickerungskonzept (Anhang im Städtebaulichen Vertrag) 

nachgewiesen. Gegen die Ausführung bestehen seitens der Fachbehörden (Umweltamt, 

Wasserbehörde) keine Bedenken. 

(Grundwasserstand lt. Umweltatlas 34,5 m üNHN; der Flurabstand zum Grundwasser beträgt 

zwischen 10 und 20 m). 

 

Öffentliche Straßenverkehrsflächen 

Durch die geplante Festsetzung der Straßenbegrenzungslinien erfolgt kein Eingriff in 

bestehende Eigentumsverhältnisse. Die im Bereich der Fabeckstraße (vom 29.8.1905) und 

Kamillenstraße (vom 15.10.1906) vorhandenen förmlich festgestellten Straßenfluchtlinien 

werden in den Bebauungsplan 6-33 übernommen und als Straßenbegrenzungslinien 

festgesetzt.  

Die geplanten Straßenbegrenzungslinien sind identisch mit der Örtlichkeit. Die Straßen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans sind ausgebaut und dem Verkehr gewidmet. 
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Durch die Textliche Festsetzung Nr. 19  soll klargestellt werden, dass die in der 

Planzeichnung dargestellte Einteilung der öffentlichen und privaten Verkehrsflächen nicht 

Gegenstand der Festsetzungen ist.  

 

Verkehrskonzept 14 

Die Zufahrt der motorisierten Fahrzeuge in das Sondergebiet wird auch zukünftig 

ausschließlich über die Fabeckstraße erfolgen.  

Es gab die Überlegung die Erschließung von der Straße Unter den Eichen über das BAM-

Gelände wiederherzustellen (Situation vor der Grundstücksteilung). Allerdings setzt diese 

Planung das Einverständnis des Grundstückseigentümers voraus (Bundesanstalt für 

Immobilien), da mit der Planung kein entschädigungspflichtiger Eingriff vorgenommen 

werden soll. Die Zustimmung zu einer gemeinsamen Zufahrt von der Straße Unter den 

Eichen über das Grundstück der BAM wird aus Sicherheitsgründen vom Eigentümer des 

Grundstücks Unter den Eichen 44/46 nicht erteilt.  

 

Das Technologie- und Gründungszentrum sieht überwiegend eine Nutzung vor, bei der die 

Hauptverkehrszeiten des Berufs- und Ausbildungsverkehrs maßgebend sind.  

Dies sind in diesem Fall die Frühspitze zwischen 7.00-8.00 Uhr und die Spätspitze zwischen  

17.00-18.00 Uhr.  

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die öffentlichen Verkehrswege und -

anbindungen hinsichtlich ihrer Funktion, Auslastung und Verfügbarkeit für das geplante 

Sondergebiet (mit zukünftig bis zu 1000 Beschäftigten) untersucht.  

Hierzu erfolgten durch das Büro Forschung- und planungsgruppe Stadt und Verkehr 

Untersuchungen, die insbesondere die Leistungsfähigkeit der im Plangebiet gelegenen 

öffentlichen Erschließungsstraßen sowie die Knotenpunkte (Fabeckstraße/ Unter den Eichen 

und Altensteinstraße/ Fabeckstraße) betrachtet15.  

 

Für die Straßen im Plangebiet liegen keine Verkehrsbelastungsdaten vor, sodass eine 

Verkehrserhebung durch das beauftragte Büro durchgeführt wurde. Die Ergebnisse sind im 

„Verkehrsplanerischen Beitrag“ der Forschungs- und Planungsgruppe Stadt und Verkehr, 

vom Oktober 2015 – zusammengestellt (Verkehrsplanerischer Fachbeitrag vom Oktober 

20159).  

Dabei kann die ingenieurtechnische und konzeptionelle Verkehrsuntersuchung im Rahmen 

des Bebauungsplans nicht mit einer komplexen Verkehrsplanung gleichgesetzt werden.  

                                                
15 Verkehrsplanerischer Fachbeitrag vom Oktober 2015 
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Der Untersuchungsumfang beschränkt sich auf diejenigen verkehrsbezogenen Sachverhalte, 

die für die Verkehrserschließung in Bezug auf das Plangebiet von Bedeutung sind.  

Im Rahmen der Verkehrsanalyse wird, als Teil der standortbezogenen Verkehrsplanung 

insbesondere auch der Stellenwert den Öffentliche Verkehrsmittel insgesamt im jeweiligen 

Siedlungsgefüge haben, zu berücksichtigen sein. Insbesondere bei der Innenentwicklung mit 

ausgebauten und leistungsfähigen Verkehrsnetzen ist der Öffentliche Verkehr für die 

Verkehrsmittelwahl von maßgeblicher Bedeutung. 

 

Das Plangebiet liegt im suburbanen Raum im Südwesten Berlins, ist jedoch gut in die 

umliegenden Strukturen integriert. Die funktionale, personelle und inhaltliche Verflechtung 

mit der direkt benachbarten Freien Universität wird zu vielen Wegen zwischen dieser und 

dem Gründungszentrum führen, von denen aufgrund der räumlichen Nähe viele 

nichtmotorisiert erfolgen werden, etwa zu Fuß oder mit dem Rad. Die Erreichbarkeit durch 

öffentliche Verkehrsmittel ist durch zwei Buslinien mit sehr nahe gelegenen Haltestellen 

sowie zwei Bahnstationen (S1 und U3) gut.   

Das nahegelegene große Zentrum Steglitz-Schloßstraße ist nur vier Bushaltestellen entfernt 

und nicht nur für den Umstieg auf eine weitere U-Bahn (U9), sondern auch zum Einkauf in 

der Mittagspause oder nach Feierabend attraktiv. Dieses Zentrum ist hervorragend mit BVG 

und S-Bahn erschlossen und unattraktiv für private Pkw, so dass durch die Kopplung mit 

dem Zentrum Schloßstraße ein weiterer Grund für die ÖV-Nutzung besteht.  

Junge Unternehmensgründer/innen in den Startup-Forschungsunternehmen sind oft durch 

Studium und Promotion schon lange mit der Freien Universität verbunden und tendieren so 

zur Wahl eines Wohnsitzes in Steglitz-Zehlendorf. Vor diesem Hintergrund werden viele 

Beschäftigte das Gründungszentrum auch mit dem Fahrrad oder Bus erreichen können.  

 

Unter den vorgenannten Rahmenbedingungen wird im verkehrsplanerischen Fachkonzept 

für den motorisierten Individualverkehr (MIV) ein Anteil von 30% bei den Beschäftigten und 

44% bei den Besuchern angenommen. Der Besetzungsgrad eines Pkw wird in beiden Fällen 

mit 1,1 angesetzt. 

 

Die Abbildungen 14 und 15 des „Verkehrsplanerischen Beitrag“ der Forschungs- und 

Planungsgruppe Stadt und Verkehr, vom Oktober 2015: 
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Zum Vergleich betrug der Modal Split des Gesamtverkehrs im Bezirk Steglitz- Zehlendorf 

(2008): 40 % MIV, 23% ÖV, 36%Fußgänger und Radfahrer. (Aktuellere Daten zur 

Verkehrsstatistik der Bezirke liegen nicht vor) 

 

Aus der in Abschnitt 3.2.19 ermittelten Gesamtzahl von Wegen ergibt sich folgende 

Verteilung des Verkehrsaufkommens auf die Verkehrsmittel: 

 

 
Abbildung Verteilung des Neuverkehrs nach Art der Verkehrsmittelwahl9 
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Prognose 

Anhand der Tagesganglinien wird in dem gewerblich genutzten Gebiet eine deutliche 

Morgenspitze zwischen 7:00 und 8:00 Uhr mit 84 Fahrten mit Ziel in das Gebiet erwartet. 

Es ist auszugehen, dass es einen „Mittagstisch-Verkehr“ zwischen 12:00 und 13:00 Uhr gibt. 

Die Nachmittagsspitze ist deutlich flacher und geht von 16:00 bis 18:00 Uhr, mit einer Spitze 

von 45 Kfz zwischen 16:00 und 17:00 Uhr.  

Möglicherweise weicht dieser Gebietstyp von der Verkehrseinschätzung etwas ab, denn 

nach den Erfahrungen mit ähnlichen  Wissenschaftsstandorten in Adlershof liegt die 

Morgenspitze eher bei 8:00 bis 9:00 Uhr.  

Im verkehrsplanerischen Fachbericht sind aber die Standardwerte (Gewerbe) den 

Ermittlungen zu Grunde gelegt, um eher den Fall „worst case“ zu testen. (Verkehrskonzept, 

Abbildung 17: Erwarteter Tagesgang Kfz-Verkehr neu.9)  

 

Nach Auswertung des Bestands (Verkehrserschließung, Verkehrsbelastung, 

Funktionsfähigkeit), der Leistungsfähigkeit und der Abschätzung des erzeugten Neuverkehrs 

kommt der Fachplaner zu folgendem Ergebnis: 

Die geplante Nutzung auf der Fläche des ehemaligen Krankenhausstandorts (Plangebiet) 

wird am Tag (Wochentag) in der Fabeckstraße ca. 770 Kfz-Fahrten (Ziel- und Quellverkehr) 

erzeugen, davon etwa 84 in der Morgenspitze zwischen 7-8 Uhr (1,4 Fahrzeuge pro Minute) 

und 45 Fahrten in der Nachmittagsspitze (unter 1 Fahrzeug pro Minute).  

Es wird erwartet, dass etwa 75% des Verkehrs über den Knoten Fabeckstraße / Unter den 

Eichen und 25% des Verkehrs über den Knoten Altensteinstraße / Fabeckstraße abgewickelt 

werden.  

Aus der Überlagerung von Bestands- und Neuverkehr ergibt sich insgesamt ein nur geringer 

Zuwachs. Der maßgebliche Linksabbiegerstrom am Knoten Altensteinstraße wächst in der 

Morgenspitze von bisher 39 auf 60 Fahrzeuge pro Stunde, der am Knoten Unter den Eichen 

in der Nachmittagsspitze von 23 auf 45 Kfz/Stunde. Beide Werte liegen aber weit unterhalb 

der Kapazität der Grünphasen der dortigen Lichtsignalanlagen.  

Für den Prognosefall 2025 konnten seitens der Senatsverwaltung Umwelt, Verkehr und 

Klima (Verkehr) keine Werte aus dem Berliner Netzmodell zur Verfügung gestellt werden. Es 

wird für den Prognosefall ein 10%iger Anstieg angenommen. Die Verkehrsqualität auf den 

betrachteten Knotenpunkten wird auch dann zufriedenstellend sein.  

Die bestehende Verkehrsinfrastruktur wird deshalb als ausreichend angesehen. Es werden 

insgesamt keine Einschränkungen der Verkehrsqualität erwartet.  
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Stellplätze: 

Die für das Sondergebiet geplanten Stellplätze werden in Tiefgaragen und ebenerdigen 

Stellplatzanlagen (private Verkehrsflächen) untergebracht. Insgesamt sollen den Besuchern 

und Angestellten ca. 280 bis 300 Stellplätze zur Verfügung stehen. Ein Großteil des 

Stellplatzbedarfs (150 -180) wird im Untergeschoss des Krankenhauses (Tiefgarage) 

untergebracht, wodurch das optische Erscheinungsbild des Plangebiets verbessert wird.  

Während üblicher werktäglicher Bürozeiten sind Stellplätze im öffentlichen Straßenraum in 

der Fabeckstraße knapp. Die Anfahrt mit dem Pkw ist in den Standard-Arbeitszeiten durch 

die Anzahl der privaten Stellplätze begrenzt. 

Eine entsprechende Anzahl von Stellplätzen ist für schwer Gehbehinderte und Behinderte im 

Rollstuhl herzustellen. Die Ausführungsvorschriften zu § 50 BauOBln (AV Stellplätze, 

einschließlich der Richtzahlen nach Anlage 1) sind dabei umzusetzen. 

 

Unter der Zielstellung einer nachhaltigen Mobilität kommt dem Radverkehr eine wichtige 

Rolle zu. Insbesondere wird dies durch die technische Entwicklung und die zunehmende 

Verbreitung neuerer Fahrradtypen wie Pedelecs verstärkt. Der Bedarf an Fahrradstellplätzen 

soll gebäudenah unter- und oberirdisch untergebracht werden. Der Bauherr hat sich im 

Städtebaulichen Vertrag verpflichtet, einen Fahrradstellplatz je 100 m² BGF Büro /Verwalt. zu 

errichten. Damit werden im Plangebiet begünstigende Voraussetzungen für den Radverkehr 

geschaffen. 

 

Da es sich nicht um ein Gewerbegebiet mit hohem Liefer- und Kundenverkehr handelt, 

werden innerhalb des Campus diese Verkehr eingeschränkt erfolgen. Die für Stellplätze und 

Lieferdienste vorgesehenen Flächen werden als ausreichend eingeschätzt, um das Umfeld 

(angrenzende Wohngebietsstraßen) vom Parkverkehr zu entlasten und zum anderen 

sparsam mit Grund und Boden umzugehen (Tiefgarage).  

Die Steuerung des ruhenden Verkehrs ist ein effizientes Mittel zur städtebaulichen 

Verkehrssteuerung und damit zur Reduzierung der CO2- Abgase. Allerdings erhöht eine 

unzureichende Vorsorge mit Stellplätzen im Plangebiet den Druck auf vorhandene Plätze im 

öffentlichen Straßenland und führt auch zu Belästigungen durch den Suchverkehr nach 

einem Parkplatz in den umliegenden Wohnnebenstraßen. Im Rahmen des Planverfahrens 

wurde ergänzend zu den eigenen Verkehrsuntersuchungen das Verkehrsverhalten der 

Beschäftigten in Technologieparks mit ähnlicher Nutzungsausrichtung und Flächengröße in 

anderen Bundesländern betrachtet. 

Die Ergebnisse schwanken stark, es geht von 100 % motorisierten Individualverkehr 

(Coburg) bis Nichtauslastung des nach Landesrecht geforderten 1 Stellplatzes pro 60 m² 
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BGF (Straußberg). Die Länge des Arbeitsweges und die Anbindung des Gebiets an den 

öffentlichen Nahverkehr spielen dafür eine entscheidende Rolle. 

Generell lässt sich die Verkehrsmittelwahl der Beschäftigten im Bebauungsplan nicht 

festschreiben. Vor dem Hintergrund der Nähe zur Innenstadt und der vorhandenen ÖPNV-

Erschließung wird das geplante Angebot aber als ausreichend eingeschätzt, um auch 

Störungen und Belästigungen durch das hinzukommende Verkehrsaufkommen für das 

Wohnumfeld zu vermeiden. 

 

Die inneren Erschließungsstraßen (Privatstraßen) des Gebiets, erhalten eine 

Mischverkehrsfläche. Die gesamte innere Erschließung soll verkehrsberuhigter Bereich 

werden. Der Übergang der Privatstraße in den öffentlichen Straßenraum ist entsprechend 

den Abstimmungen mit den Fachbehörden als Überfahrt auszubilden und durch 

Verkehrszeichen als Grundstücksausfahrt zu kennzeichnen. 

 

Die Kamillenstraße grenzt östlich an das Plangebiet und verbindet die Straße Unter den 

Eichen und die Altensteinstraße. Die Straße ist eine kopfsteingepflasterte, schmale 

Anwohnerstraße und hat an den Knotenpunkten keine Ampelregelung. Eine Zufahrt bzw. ein 

Zugang zum Plangebiet besteht derzeit nicht. 

Auf Grund der Straßenbeschaffenheit ist von der Kamillenstraße nur eine fußläufige 

Erschließung bzw. eine Zufahrt für Radfahrer geplant. Der Bebauungsplan setzt gem. § 9 

Abs. 1 Nr.11 BauGB hierfür einen Bereich ohne Ein- und Ausfahrt für den motorisierten 

Fahrzeugverkehr (Pkw, Lkw, Motorräder, Motorroller u.a.) fest.  

Für Notfall- und Rettungsfahrzeuge (Feuerwehr, Krankenwagen, Polizei) besteht ohnehin 

eine Ausnahmeregelung des Zu- und Ausfahrverbots von der Kamillenstraße. 

 

Von der Fabeckstraße gibt es derzeit keine Wegeverbindung durch das Plangebiet zur 

Kamillenstraße.  

Zur Sicherung einer öffentlich nutzbaren Wegeverbindung in Ost-West- und Nord-Süd-

Richtung durch das neue Sondergebiet wird auf den Flächen a, b. c, d und e  ein Gehrrecht 

festgesetzt. (Textliche Festsetzung Nr. 20). 

Ziel der Festsetzung ist es, für Anwohner und Beschäftigte sowie für Studenten und 

Wissenschaftler eine fußläufige Verbindung zwischen Fabeckstraße und Kamillenstraße zu 

ermöglichen, um unnötig lange Fußwege zu vermeiden. Gleichzeitig kann der als Parkanlage 

gestaltete Freiraum Nutzern und auch der Allgemeinheit zur Erholung dienen. Ein Radweg 

durch das Plangebiet zu Gunsten der Allgemeinheit ist nicht Gegenstand des 

Bebauungsplans. Hierzu finden sich im Umfeld entsprechende Angebote bzw. sind die 

parallel laufenden Wohngebietsstraßen problemlos zu nutzen. 
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Da es sich hierbei aber nicht um eine öffentliche Parkanlage handelt, steht das Gelände bzw. 

Hauptgebäude für eine öffentliche Nutzung nur montags bis freitags von 7:00 bis 20:00 Uhr 

für eine öffentliche Nutzung zur Verfügung. Der Investor darf nach Realisierung des 

Bauvorhabens durch geeignete technische Maßnahmen eine öffentliche Nutzung außerhalb 

dieser Zeiten ausschließen.  

Dem im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Einwand, im Park keine 

öffentliche Nutzung zu zulassen, da die Sicherheit der Unternehmen sonst gefährdet ist, wird 

nicht entsprochen. 

Gründe der Sicherheit sprechen nicht gegen ein zeitlich beschränktes Gehrecht innerhalb 

des Technologieparks, denn diese kann über einen Objektschutz gewährleistet werden. Das 

Hauptgebäude soll auch für Vorträge bzw. wissenschaftliche Veranstaltungen der 

interessierten Allgemeinheit genutzt werden können. 

 

Der Städtebauliche Vertrag enthält weitere Regelungen zur Ausgestaltung und zeitlichen 

Nutzung der geplanten Wegeverbindungen.  

3.7 Gestaltungsregelungen 

Einfriedungen 

Um einen erlebbaren Freiraum auszubilden und eine Beeinträchtigung der Parkgestaltung 

(Campus) durch Abgrenzung von Teilflächen zu vermeiden, sind Einfriedungen innerhalb 

des Grundstücks (nach Teilung) unzulässig, davon ausgenommen sind Hecken bis zu 1,0 m 

Höhe. (Textliche Festsetzung Nr. 12) . 

Mit der Festsetzung zu Einfriedungen wird eine einheitliche gestalterische Fassung innerhalb  

der privaten Grünbereiche des Technologie- und Gründungszentrums ermöglicht. 

Hierzu wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens gemeinsam mit dem Bauherrn 

WISTA MANAGEMENT GmbH ein Freianlagenkonzept entwickelt, das eine offene 

parkartige Gestaltung mit Bezug auf das Erscheinungsbild der Umgebung vorsieht 

(Freiraumkonzept, Städtebaulicher Vertrag). 

Der Einwand des Wirtschaftsvereins im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung, dass durch 

diese Festsetzung die Sicherheit von Unternehmen gefährdet wird, wird nicht mitgetragen. 

Sofern für ein Unternehmen ein besonderer Sicherheitsschutz erforderlich wird, gibt es 

hierfür auch andere Möglichkeiten (z.B. Objektschutz) statt Zäune, die leicht überwunden 

werden können.  

Die Festsetzung des Einfriedungsverbots auf Flächen innerhalb des Grundstücks (nach 

Teilung) ist erforderlich, um die den Charakter der geplanten Parkanlage nicht zu zerstören 

würden. Inwieweit eine straßenseitige Einfriedung vorgesehen ist, obliegt dem Bauherrn. Der 
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Bebauungsplan enthält hierzu keine Festsetzungen. Hier sind die Regelungen der 

Bauordnung für Berlin anzuwenden. 

 

Werbeanlagen 

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets befinden sich zahlreiche Denkmäler. 

Deshalb darf die einzelne Werbeanlage an der Stätte der Leistung in dem -durch die 

vorhandenen Baulichkeiten und Denkmäler, die Art der Nutzung und dem Charakter der 

Straße geprägten Umfeld -nicht als ein beziehungsloser, störend empfundener Fremdkörper 

erscheinen. Sie muss sich vielmehr den örtlichen Verhältnissen anpassen und sich so 

einfügen, dass keine Störungen des Straßen-, Orts-, und Landschaftsbild entstehen. 

Der Städtebauliche Vertrag enthält hierzu Vereinbarungen, die den Anforderungen der 

Werbemöglichkeit von Einrichtungen im Plangebiet sowie den Planungszielen zur Schaffung 

eines attraktiven Forschungsstandorts Rechnung tragen. 

Entscheidend für die Beurteilung der Zulässigkeit sind Standort, Format und Gestaltung der 

Anlage, die sich nicht störend auf das Umfeld auswirken dürfen. 

Auffällig große Plakatwände bilden einen großen Kontrast und erzeugen dadurch 

Spannungen zum Umfeld. Sie sind damit nicht zulässig. 

Das Sondergebiet befindet sich inmitten eines allgemeinen Wohngebiets, in dem 

Außenwerbung nur an der Stätte der Leistung zulässig ist. Fremdwerbung (ständig 

wechselnder Plakatanschlag) sind gewerbliche Anlagen, die ohnehin nicht zu dem 

Nutzungskatalog des Sondergebiets gehören und auf Grund ihrer störenden Wirkung auf das 

Straßenbild des Siedlungsbereichs nicht zulässig sind (§ 10 BauOBln). 

 

Bau- und Freiraumgestaltung 

Um die angestrebte Baustruktur und Raumgestalt des Sondergebiets sichern zu können und 

um das Ortsbild nicht zu beeinträchtigen, wurden zwischen der WISTA MANAGEMENT 

GmbH und Land Berlin in einem Städtebaulichen Vertrag Vereinbarungen getroffen mit dem 

Ziel, für die geplanten Anlagen Regeln zu Grunde zu legen, die eine weitestgehende 

Einheitlichkeit in der Erschließung und der äußeren Gestalt sichern. 

Grundlage hierfür sind die Untersuchungen und Ergebnisse vom 11.04.2016 

(Städtebaulicher Vertrag, Anlage 3: Städtebauliches  Konzept- Büro Numrich Albrecht 

Klumpp Gesellschaft von Architekten) und März 2016 (Städtebaulicher Vertrag, Anlage 4: 

Freiraumkonzept - ST raum a. Gesellschaft von Landschaftsarchitekten mbH). 

Im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichtigung des 

Umgebungsschutzes (Denkmal) ist die Gestaltungsregelung, insbesondere bei einer 

späteren Teilungsabsicht, notwendig. 
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Die vereinbarten Leistungen im Städtebaulichen Vertrag sind auch angemessen, um die 

städtebauliche Qualität des Masterplans umzusetzen und das Ortsbild positiv zu gestalten. 

Eventuelle finanzielle Mehraufwendungen bei der Ausführung der Vorhaben und 

Außenanlagen werden durch die höhere wirtschaftliche Verwertbarkeit der 

Grundstücksflächen ausgeglichen.  

3.8 Aufschiebend bedingte Festsetzung 

Vor Ausführung der Baumaßnahmen auf der Fläche A (Nebenzeichnung 2) sind alle für die 

Erschließung und Bebauung des Grundstücks erforderlichen Vorbereitungs- und 

Ordnungsmaßnahmen durchführen und deren Kosten übernehmen (Städtebaulicher 

Vertrag). 

Im Besonderen handelt es sich dabei um die Neuordnung der das Grundstück querenden 

Fernwärmeleitung und der dazugehörigen Wärmeübergabestation.  

Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Fläche nur mit leicht zu beseitigenden Befestigungen 

auszuführen.  

Diese Maßnahme ist durch den Bauherrn mit den Medienträgern abzustimmen und nach 

Maßgabe der Vorschriften des Landes Berlin und der Vorgaben des Medienträgers 

vorzunehmen. (Textliche Festsetzung Nr. 21) 

3.9 Sonstige Festsetzungen 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen Festsetzungen und 

baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch 

bezeichneten Art enthalten, außer Kraft (textliche Festsetzung Nr. 22 ).  

Durch die textliche Festsetzung werden alle bisherigen Festsetzungen und baurechtlichen 

Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 BauGB bezeichneten Art 

enthalten, im Geltungsbereich des Bebauungsplans aufgehoben.  

Die Aufhebung der für das Plangebiet bisher geltenden Festsetzungen ermöglicht auf dem 

betreffenden Grundstück eine geordnete städtebauliche Entwicklung für das geplante 

Technologie- und Gründungszentrum.  

3.10 Städtebaulicher Vertrag 

(Rechtsgrundlage: § 11 Abs. 1 BauGB)1 

Mit dem Ziel der Errichtung eines Technologie- und Gründungszentrums an diesem Standort 

wurde das Grundstück aus dem Treuhandvermögen des Liegenschaftsfonds herausgelöst 

und in das Vermögen der WISTA-MANAGEMENT GMBH (Bauherr) eingebracht. 

Mit einer Mischung aus Forschungsbetrieben, Anlagen zur Entwicklung innovativer 

Technologien und wissenschaftsnahen Dienstleistungen im Cluster Life-Science, 

Gesundheitswirtschaft sowie Informations- und Kommunikationstechnologien soll ein 
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forschungsorientiertes, hochwertiges Areal entstehen. Unter dem Aspekt Energieeffizienz 

soll das Vorhaben weitestgehend klimaneutral entwickelt werden. Die Sicherung und 

Umsetzung dieser städtebaulichen Zielstellungen erfordert einen besonderen 

Abstimmungsbedarf, der nicht allein durch Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt 

werden kann.  

Zwischen dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf und der WISTA GMBH (Bauherr) sind zu den 

Festsetzungen des Bebauungsplans ergänzende Regelungen und Maßnahmen vertraglich 

vereinbart worden. Zu diesem Zweck hat die WISTA GMBH einen Städtebaulichen Vertrag 

gemäß § 11 Abs. 1 BauGB mit dem Land Berlin, vertreten durch das Bezirksamt Steglitz-

Zehlendorf abgeschlossen.  

Die vertraglichen Regelungen ergänzen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans, 

um die Modalitäten des Nutzungskonzepts zu konkretisieren. Die vertraglichen 

Vereinbarungen enthalten weiterhin klarstellende Regelungen zum städtebaulichen 

Gestaltungs- und Freiraumkonzept, zum Schutz der benachbarten Wohnruhe (Lärmschutz), 

zur Versickerung des Niederschlagswassers, zum Ausbau erneuerbarer Energien und 

Energiesparmaßnahmen sowie Ergänzungen zur öffentlichen Nutzung der privaten 

Erschließungsanlagen. 

Im Einzelnen betreffen die Regelungen im Vertrag: 

- das Nutzungsverhältnis für die im Plangebiet zulässigen betrieblichen Anlagen von 

rd. 60 % aller Betriebsflächen zu Gunsten des Betriebstyps „Gründungszentrum“ und 

rd. 40 % für dauerhafte Unternehmen sowie universitäre Nutzungen vorrangig aus 

dem Bereich Forschung und Entwicklung mit naturwissenschaftlicher Ausrichtung. 

Bei sämtlichen jungen und etablierten Unternehmen auf dem Gelände muss jedoch 

zumindest ein hoher Innovationsgrad im Sinne einer Technologie- und/oder 

Wissensorientierung vorliegen;  

- einen Gestaltleitfaden mit dem Ziel für die geplanten Anlagen Regeln zu Grunde zu 

legen, die eine weitestgehende Einheitlichkeit in der Erschließung und der äußeren 

Gestalt festschreiben und die Belange des Klimaschutzes (Albedo) und des 

Umgebungsschutzes (Denkmal) berücksichtigen; 

- den Klimaschutz und die Energieversorgung als vorbildhafter Beitrag zu den 

Klimaschutzzielen des Landes Berlin; 

- Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnahmen (Freimachen bzw. Freilegen des 

Grundstücks, Schadstofffreiheit des Bodens) und deren Übernahme der Kosten 

durch den Bauherrn; 

- verpflichtende Bau- und Ausführungsmaßnahmen, dazu gehören das 

Versickerungskonzept, das Freiraumkonzept, Löschwasserbereitstellung, die 

Durchführung einer ökologische Baubegleitung, Maßnahmen zum Arten- und 
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Baumschutz, Maßnahmen zum Lärmschutz, Radstellplätze, zulässige  biologische 

und gentechnische Sicherheitsstufen; 

- die Dienstbarkeiten und Baulasten (Ergänzung der TF 20); 

- ein Kinderbetreuungsangebot,  

- ein Monitoring und nachträgliche Maßnahmen (Auswirkungen zum Verkehr, zum 

gewerblichen Lärm, auf den Biotop- und Artenschutz, Energieverbräuche). 

4. Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 

Alle Hinweise und Stellungnahmen, die im Rahmen der Träger- und 

Öffentlichkeitsbeteiligungen eingegangen sind, wurden in der Abwägung von privaten 

gegenüber öffentlichen  Belangen berücksichtigt.  

Nach Auswertung der Stellungnahme des Landesdenkmalamtes wurde der Planentwurf 

frühzeitig geändert. Im Bereich der südlichen Plangebietsgrenze (Nähe Denkmal Teltow-

Krankenhaus) wurde die Baumasse reduziert, um den bestehenden ca.10 m breiten 

Grünsaum (grüne Sichtbarriere) zu erhalten und den Umgebungsschutz gem. § 10 

Denkmalschutzgesetz zu berücksichtigen. Negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche 

Verwertbarkeit des Grundstücks sind damit nicht verbunden, da an anderer Stelle ein 

Ausgleich erfolgt. (die Verbinder wurden gegenüber dem Masterplan um ein Geschoss – auf 

jetzt zwei- erhöht).  

Die öffentlichen Belange stehen grundsätzlich im Einklang mit den Belangen des 

Grundstückseigentümers (WISTA MANAGEMENT GmbH).  

Private Belange, die aufgrund der Planung zurückgestellt werden müssen, sind nicht 

erkennbar. Durch die Festsetzung von Lärmkontingenten wird in erster Linie dem privaten 

Belang des individuellen Lärmschutzes der angrenzenden Wohnnutzung außerhalb des 

Geltungsbereichs des Bebauungsplans 6-33 Rechnung getragen. 

Die Stellungnahmen der Träger- und Behörden bezogen sich insbesondere auf den Natur- 

und Umweltschutz. Die darin enthaltenen Hinweise wurden im Bebauungsplanverfahren 

berücksichtigt und die Ergebnisse in der Begründung bzw. im Umweltbericht ergänzt. Die 

Umsetzung der von den Fachgutachtern empfohlenen Maßnahmen zum Baum- und 

Artenschutz wurde im Städtebaulichen Vertrag vertraglich festgelegt.  

Dem öffentlichen Interesse, das Plangebiet klimaneutral zu entwickeln, verpflichtete sich die 

WISTA MANAGEMENT GmbH gegenüber dem Land Berlin, ein entsprechendes 

Energiekonzept zu umzusetzen (§ 4 im Städtebaulicher Vertrag). Für das Plangebiet ist eine 

nachhaltige und umweltfreundliche Energieversorgung aus erneuerbaren Energien 

vorgesehen. 

Dem Hinweis des Umweltamtes, die Anzahl der Stellplätze zu reduzieren wurde nicht 

gefolgt. Das Argument, die Steuerung des ruhenden Verkehrs ist ein effizientes Mittel zur 
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städtebaulichen  Verkehrssteuerung und damit zur Reduzierung der CO2- Abgase, ist nur 

bedingt richtig. Fehlende Stellplätze führen auch zu mehr Belästigungen im Wohnumfeld 

durch Parkplatzsuchverkehr auf den angrenzenden Wohngebietsstraßen. Mit dem Angebot 

der Tiefgarage (Bestand) und den zulässigen Stellplätzen auf den privaten Verkehrsflächen 

lassen sich Störungen und Belästigungen durch das hinzukommende Verkehrsaufkommen 

für das Wohnumfeld vermeiden. 

Zur Reduzierung des Kfz-Verkehrs wird im Plangebiet ausreichend Vorsorge für den 

Radverkehr geschaffen (pro 100 m2 BGF ein Radeinstellplatz). 

 

Dem Hinweis der Industrie- und Handelskammer (IHK), den derzeit aktuellen Nutzern des 

Grundstücks mit befristeten Mietverträgen über den Bebauungsplan 6-33 Planungssicherheit 

zu geben, kann nicht entsprochen werden. 

Die derzeitigen Nutzungen sind temporär zulässig bis das neue Planungsrecht in Kraft tritt 

(befristete Baugenehmigung). Geplant ist ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 Abs. 1 

BauNVO mit der Zweckbestimmung „ Technologie und Gründungszentrum“.  

Um das Planungsziel zu erreichen, werden zukünftig nur bauliche Nutzungen zulässig sein, 

die in den textlichen Festsetzungen 1 und 2 des Bebauungsplanentwurfs 6-33 formuliert 

sind. (Begründung, Abschnitt II / 3.1) 

Den im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen kommt eine den Gebietscharakter 

abschließende bestimmende Wirkung zu. Mit der Bestimmtheit der Nutzungen wird dem 

Eigentümer und den Nutzern aber Planungssicherheit gegeben. Mietverträge bzw. deren 

Verlängerung sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Der Bauherr übernimmt 

die rechtliche und tatsächliche Freimachung des Vertragsgebiets und im Einvernehmen mit 

Berlin die Umsetzung etwaiger Nutzer, soweit dies zur Durchführung des Bebauungsplans 

erforderlich ist. Die WISTA MANAGEMENT GmbH hat den Betroffenen bei ihren eigenen 

Bemühungen, nachteilige Auswirkungen zu vermeiden oder zu mildern, zu helfen, 

insbesondere beim Umzug von Betrieben (§ 5 Städtebaulicher Vertrag). 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung ging eine Stellungnahme der Berliner 

Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e. V. (BLN) ein. Darin wird eine Ergänzung des 

Umweltberichts zur besseren Darstellung der naturschutzrechtlichen Eingriffs- / 

Ausgleichsbilanzierung nach dem „Verfahren zur Ermittlung von Kostenäquivalenten“ 

gefordert. Diesbezüglich wurde der Umweltbericht ergänzt. Auf die Verwendung der 

gebietseigenen Gehölze für Berlin wird in der Begründung (Pflanzliste) hingewiesen. Wie 

den Belangen des Umwelt-und Naturschutzes im Detail Rechnung getragen wird, ist dem 

Umweltbericht zu entnehmen.  
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Im Zeitraum vom 19. Juni 2017 bis einschließlich 19. Juli 2017 fand die 

Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs.2 BauGB statt. Während dieser Zeit gingen vier 

Stellungnahmen mit Hinweisen und Einwendungen ein, deren Belange gegenüber den 

öffentlichen Interessen abgewogen wurden.  

Die Einwendungen eines Wirtschaftsvereins betrafen die Belange:  

• temporäres Wohnen / Boardinghaus, 

• Anschlussnutzung auf der Fläche B (Nebenanlage Heizhaus), 

• Mangelnde Sicherheit durch Einfriedungsbeschränkung innerhalb des Grundstücks 

und Nutzung des Parks durch die Öffentlichkeit verbunden mit einem Gehrecht, 

• Erweiterung des Betriebskonzepts mit Forschungslaboren der Sicherheitsstufe 3, 

• Anzahl der Stellplätze für Kunden- und Lieferverkehr zu gering  

Zielsetzung des Bebauungsplans 6-33 ist eine geordnete städtebauliche Entwicklung eines 

Wissenschafts- und Forschungsstandorts zu gewährleisten, der sich vorwiegend an junge 

Unternehmensgründer richtet (60 % der zulässigen Nutzungen). Die geographische und 

inhaltliche Nähe zu den bestehenden Universitäts- und Forschungseinrichtungen bietet nach 

der Nutzungsaufgabe als Krankenhausstandort die Grundlage für die städtebauliche 

Entwicklung des Technologie- und Gründungszentrums. 

Das Plangebiet ist umgeben von einem Wohngebiet, dessen besondere Schutzwürdigkeit im 

Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu berücksichtigen ist, wodurch sich 

Einschränkungen in Bezug auf Lärm durch Verkehre und gewerbliche Nutzungen ergeben. 

(Siehe Begründung Abschnitt 3.4 - Immissionsschutz, Sicherheitsanforderungen, 

Klimaschutz und Bodenschutz)  

Als Folge der Standortsituation ist ein Sondergebiet geplant, dessen zulässige Nutzungen 

sich von einem klassischen Gewerbegebiet mit Produktionsbetrieb und beachtlichem 

Kunden- und Lieferverkehr abgrenzen.  

Die vorgebrachten Einwendungen gehen von einer anderen Entwicklungsrichtung mit einer 

rein gewerblichen Ausrichtung im Plangebiet aus. Allerdings stellt ein solches 

Gewerbegebiet einen planungsrechtlichen Dissens zum Wohnumfeld dar. Aus diesem Grund 

führen die vorgebrachten Einwendungen nicht zu Änderungen der Planung. Die Begründung 

zu den betreffenden Festsetzungen wurde ergänzt. Die dort formulierten Belange sind 

Abwägungstatbestände, werden hier aber nicht erneut vorgetragen, um Wiederholungen zu 

vermeiden. 

Die Hinweise der Berliner Stadtreinigung (BSR), des IT- Dienstleistungszentrums Berlin  und 

des BLN (Artenschutz) werden dem Bauherrn zur Beachtung bei der Baudurchführung 

übergeben.  
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Fazit 

Der Bebauungsplan 6-33, als integraler Bestandteil des Entwicklungsschwerpunktes für den 

Wissenschafts- und Forschungsstandort SüdWest, trägt zur Erfüllung der bezirklichen 

Zielsetzung, Unternehmen und Arbeitsplätze im Bezirk zu halten, bei. 

Durch Umnutzung und Nachnutzung des ehemaligen Krankenhausgeländes als 

Technologie- und Gründungsstandort in innenstadtnaher und gut erschlossener Lage wird 

dem Planungsziel der Innenentwicklung entsprochen. 

 

IV. Umweltbericht 

1. Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung der Inhalt und Ziele des Bebauu ngsplans 6-33 

Auf dem Grundstück Fabeckstraße 62 / Kamillenstraße 43 ist die Errichtung eines sonstigen 

Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Technologie- und Gründungszentrum“ geplant. 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans 6-33 ist die Stärkung des Wissenschafts- 

und Forschungsstandorts im Südwesten Berlins. In räumlicher Nähe zum Plangebiet 

befinden sich die Einrichtungen der FU, deren Wissenschafts- und Forschungsprofil 

vorrangig aus den Bereichen Medizin und Naturwissenschaft gekennzeichnet ist. 

Der Standort Fabeckstraße / Kamillenstraße, mit einer Grundstücksgröße von ca. 5 ha soll 

integraler Bestandteil des Entwicklungsschwerpunktes Wissenschaft und Forschung werden. 

Durch Umnutzung und Nachnutzung des ehemaligen Krankenhausgeländes als 

Technologie- und Gründungsstandort in innenstadtnaher und gut erschlossener Lage wird 

dem Planungsziel der Innenentwicklung entsprochen. 

 

Geplant sind die Umgestaltung und Aufstockung des ehemaligen Klinikgebäudes und der 

Neubau von sechs Gebäudeensembles mit jeweils U-förmig angeordneten Baukörpern, 

welche in aufgelockerter, durchgrünter Baustruktur um das Klinikgebäude gruppiert sind. Die 

neu geplanten Gebäudeensembles mit jeweils drei Bauteilen sind von II bis IV Geschossen 

gestaffelt. Mit der Errichtung der baulichen Anlagen (ohne Nebenanlagen und 

Verkehrsflächen) können ca. 18.900 m2 Grundfläche überbaut werden.  

Im Zentrum des Grundstücks stehen der Umbau und die Erweiterung des ehemaligen 

Klinikgebäudes. Die geplante Festsetzung von sechs Vollgeschossen erlaubt die Errichtung 

eines signifikanten Forschungsgebäudes im Technologiepark. 

 

Die Festsetzung von max. viergeschossigen Gebäuden im Bereich der Fabeckstraße und 

Kamillenstraße wird als städtebaulich verträglich zur östlich bzw. westlich angrenzenden 
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zwei- bis dreigeschossigen Stadtstruktur bewertet. Mit den geplanten Festsetzungen wird 

auch dem Ziel einer bodenschonenden Bebauung entsprochen und zugleich durch 

Maßnahmen der Nachverdichtung die Inanspruchnahme neuer Flächen im Außenbereich 

verringert. 

 

Stellplätze für die Nutzer und Besucher sollen sowohl in Tiefgaragen als auch in 

oberirdischen Anlagen auf der privaten Verkehrsfläche realisiert werden. 

Für die Allgemeinheit soll die Öffnung des Geländes mit einer fußläufigen Durchwegung in 

Ost-West- und Nord –Süd-Richtung gesichert werden.  

 

Angaben zum Plangebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Nordwesten von Lichterfelde, 

unweit der an der Altensteinstraße verlaufenden Ortsteilgrenze zu Dahlem und umfasst das 

Grundstück Fabeckstraße 62 / Kamillenstraße 43 mit 50.726 m2.  

Auf dem Grundstück befinden sich die baulichen Anlagen des ehemaligen amerikanischen 

Militärkrankenhauses.  

 

In Norden grenzt das Plangebiet an die Hausgärten der freistehenden, zweigeschossigen  

Wohnhäuser (Altensteinsteinstraße bzw. Kamillenstraße) und das Institutsgelände der FU-  

Berlin (Gebäude der Islam- und Regionalwissenschaften).  

 

Im Osten grenzt der Geltungsbereich an die Wohnbebauung der Kamillenstraße. 

Im Umweltatlas der Senatsverwaltung Stadtentwicklung und Umwelt wird die Stadtstruktur 

des Gebiets durch aufgelockerte Wohnbebauung unterschiedlicher Dimension mit Villen und 

Stadtvillen und parkartigen Gärten (überwiegend von 1870 – 1945) dargestellt, die 

überwiegend zu Wohnzwecken genutzt werden.  

 

Die südliche Plangebietsgrenze bildet die Grundstücksgrenze mit der Bundesanstalt für 

Materialforschung und -prüfung (BAM). Die dort befindliche historische, denkmalgeschützte 

Bausubstanz wurde 1898 durch den Architekten Heinrich Schmieden als 

Krankenhauskomplex errichtet.  

 

Die westliche Geltungsbereichsgrenze bildet die aufgelockerte Wohnbebauung 

(Einfamilienhäuser) mit Gärten in der Fabeckstraße.  

 

Nach dem Baunutzungsplan ist die Umgebung als allgemeines Wohngebiet der Baustufe II/2 

qualifiziert, was auch ihrer realen Nutzung entspricht.   
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1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen u nd Fachplänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes  

Nach § 2a Baugesetzbuch ist die Umweltprüfung mit Umweltbericht obligatorischer 

Bestandteil der Bauleitpläne. Die Auswirkungen auf die Umwelt sind im Umweltbericht 

darzulegen und den Behörden sowie der Öffentlichkeit zur Äußerung und Stellungnahme 

vorzulegen.   

Der Inhalt der Umweltprüfung wird u. a. durch § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB definiert, wonach z. B. 

folgende Kriterien zu prüfen sind:  

- Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie auf die Landschaft,  

- umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie auf 

die  

- Bevölkerung insgesamt, umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur- und sonstige 

Sachgüter und Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen.  

Nach Realisierung der Planung muss im Rahmen der Umweltüberwachung (§ 4 c BauGB) 

eine Kontrolle hinsichtlich unvorhergesehener nachteiliger Umweltauswirkungen 

vorgenommen werden.   

Neben den Maßgaben des Baugesetzbuchs bestehen verschiedene für die Bauleitplanung 

relevante Fachgesetze.  

 

Bereich Naturschutz und Landschaftspflege  

Die §§ 14 bis 15 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)16 enthalten die Vorschriften zur 

Eingriffsregelung. Der Verursacher von Eingriffen ist zu verpflichten, vermeidbare 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. § 18 BNatSchG regelt das 

Verhältnis zum Baurecht. Sind auf Grund der Aufstellung, Ergänzung oder Aufhebung von 

Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den 

Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.  

 

Fauna  

§ 39 BNatSchG enthält Vorschriften zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen.  

In Abschnitt 3 des Bundesnaturschutzgesetzes wird der besondere Artenschutz behandelt – 

für den Umweltbericht ist besonders § 44 Abs. 1 BNatSchG -Vorschriften für geschützte und 

bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten- von besonderer Bedeutung. 

 

                                                
16 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 24 des Gesetzes vom 6. 

Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) geändert worden ist 
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Im Berliner Naturschutzgesetz (NatSchGBln)17 werden die Grundsätze des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ergänzt:  

Grünflächen und Grünbestände sind im bebauten Bereich ausreichend anzulegen und 

zweckmäßig den Wohn- und Gewerbebereichen zuzuordnen. Flächen sind sparsam zu 

nutzen. Die erneute Inanspruchnahme genutzter Flächen hat Vorrang vor der 

Inanspruchnahme neuer Flächen. Eine Beeinträchtigung der Schutzwirkung des Bodens 

gegen Verunreinigung des Grundwassers ist zu vermeiden.    

Bei der Bauleitplanung ist sicherzustellen, dass ein den Möglichkeiten des Standorts 

gemäßer und für den Naturschutz und die Landschaftspflege notwendiger Flächenanteil 

Grünflächen und Gehölzbestände vorbehalten bleibt.   

 

Wegen ihrer Bedeutung für die Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 

bestimmt die Baumschutzverordnung Berlin (BaumSchVO)18, dass die gemäß § 2 

BaumSchVO geschützten Bäume erhalten und gepflegt werden müssen. Sie dürfen nicht 

ohne Genehmigung beseitigt oder in ihrem Weiterbestand beeinträchtigt werden. Gemäß 

§ 3 Abs. 3 BaumSchVO ist bei der Planung und Durchführung von Vorhaben und 

Maßnahmen vom Bauherrn sicherzustellen, dass vermeidbare Beeinträchtigungen der 

geschützten Bäume unterbleiben. Bäume mit einem Stammumfang ab 80 cm (gemessen in 

1,3 m Höhe über dem Erdboden) sowie mehrstämmige Bäume, wenn mindestens einer der 

Stämme einen Mindestumfang von 50 cm aufweist, sind gemäß der Berliner 

Baumschutzverordnung geschützt. Für Bäume, die nach Baumschutzverordnung unter 

Schutz stehen, und die bei Realisierung von Bauvorhaben gefällt werden müssen, ist ein 

Antrag auf Genehmigung gemäß § 5 in Verbindung mit § 6 der Baumschutzverordnung an 

das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf zu stellen.    

 

Schutzgebiete gem. nationaler oder internationaler Richtlinien, Gesetze oder Verordnungen 

(gemäß BNatSchG, NatSchGBln, Wasserhaushaltsgesetz) befinden sich nicht im Plangebiet. 

Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und 

Schutzzwecke von FFH-Gebieten oder Vogelschutzgebieten vor.  

 

Landschaftsprogramm  

Das Landschaftsprogramm einschließlich Artenschutzprogramm (LaPro) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 8. Juni 2016 (Amtsblatt für Berlin Nr. 24, Seite 1314) umfasst die 

                                                
17 Berliner Naturschutzgesetz vom 29. Mai 2013 (GVBl. S. 140) 
18 Verordnung zum Schutze des Baumbestandes in Berlin (Baumschutzverordnung BaumSchVo) vom 11. Januar 

1982 (GVBl. S. 250), zuletzt geändert durch die vierte Verordnung zur Änderung der Baumschutzverordnung vom 

05.10.2007 (GVBl. S.558) 
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generellen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege im Land Berlin.  

Die Aufgabe des Landschaftsprogramms innerhalb des Planungssystems Berlins ist, die in 

§ 1 BNatSchG formulierten allgemeinen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

zu konkretisieren und die zu ihrer Umsetzung erforderlichen Maßnahmen festzulegen. 

Die Anpassung an den Klimawandel ist der vielleicht wichtigste neue Schwerpunkt im 

Landschaftsprogramm, darin heißt es: Berlin muss seine Stadträume widerstandsfähiger 

gestalten, um den zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels entgegenzuwirken. Die 

Puffer- und Filterfunktionen des Bodens und seine Regelungsfunktion für den 

Wasserhaushalt werden darin deutlicher gewürdigt. 

Das Kartenwerk des Landschaftsprogramms setzt sich aus vier aufeinander abgestimmten 

Teilplänen zusammen: 

• Naturhaushalt/Umweltschutz,  

• Biotop- und Artenschutz,  

• Landschaftsbild sowie  

• Erholung/Freiraumnutzung.  

 

Im Landschaftsprogramm sind bezüglich des Plangebiets folgende Ziele und Maßnahmen 

dargestellt: 

Naturhaushalt/ Umweltschutz:  

Siedlungsgebiet mit den Schwerpunkten Entsiegelung und Anpassung an den Klimawandel 

• Erhöhung der naturhaushaltswirksamen Flächen (Entsiegelung sowie Dach-, Hof- 

und Wandbegrünung);  

• kompensatorische Maßnahmen bei Verdichtung;  

• Berücksichtigung des Boden- und Grundwasserschutzes bei Entsiegelung;  

• dezentrale Regenwasserversickerung;  

• Förderung emissionsarmer Heizsysteme; 

• Erhalt und Neupflanzung von Stadtbäumen, Sicherung einer nachhaltigen Pflege; 

• Verbesserung der bioklimatischen Situation und der Durchlüftung; 

• Erhalt, Vernetzung und Neuschaffung klimawirksamer Grün- und Freiflächen; 

• Vernetzung klimawirksamer Strukturen; 

• Erhöhung der Rückstrahlung (Albedo). 

 

Biotop- und Artenschutz:  

Das Gebiet gehört zu den „Siedlungsgeprägten Räumen“ und ist als Parkbaumsiedlung 

eingestuft. Im Einzelnen sind für das Gebiet folgende Ziele und Maßnahmen daraus 

abzuleiten: 
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• Erhalt und Entwicklung der natürlichen standörtlichen Prägungen der öffentlichen 

Grün- und Freiflächen (z.B. Entwicklung von Feuchtwiesen in Rinnen, Renaturierung 

von Pfuhlen); 

• Ergänzung des Parkbaumbestandes in Hausgärten, Straßen und 

Siedlungsfreiräumen; Vermeidung baulicher Verdichtung und ökologische 

Gartenpflege; 

• Erhalt typischer Strukturelemente, wie Mauern und Remisen in alten Gärten. 

 

Landschaftsbild:  

In Anlehnung an die vorherige Karte ist das Gebiet als Parkbaumsiedlung eingestuft. Im 

Einzelnen sind für das Plangebiet folgende Ziele und Maßnahmen formuliert: 

• Erhalt und Ergänzung des Parkbaumbestandes in Hausgärten, Straßen und 

Siedlungsfreiräumen; 

• Erhalt und Wiederherstellung von Schmuckplätzen, Vorgärten und 

siedlungstypischen Elementen der Straßenraumgestaltung. 

Als übergeordnetes Strukturelement wird für das Plangebiet der Erhalt und Entwicklung von 

städtischen und siedlungsgeprägten Strukturelementen – wie besondere 

Siedlungsgrünstruktur formuliert. 

 

Erholung/ Freiraumnutzung:  

Das Gebiet wird als sonstige Fläche außerhalb von Wohnquartieren geführt mit folgenden 

Anforderungen: 

• Erschließung von Freiflächen und Erholungspotentialen; 

• Entwicklung von Konzepten für die Erholungsnutzung; 

• Entwicklung und Qualifizierung kleiner, quartierbezogener Grün- und Freiflächen; 

• Entwicklung von Wegeverbindungen; 

• Schutzpflanzungen bei angrenzender Wohn- und Erholungsnutzung; 

• Dach- und Fassadenbegrünung an öffentlichen Gebäuden; 

• Baumpflanzungen auf geeigneten Flächen. 

 

Das Ziel des Bebauungsplans, über die Aufnahme von Pflanzgeboten und Beseitigung der 

Altlasten, Dachbegrünung,  Entwicklung von Wegeverbindungen und eine bodenschonende 

Entwicklung auf der ehemaligen Krankenhausfläche mit Begrünung der 

Grundstücksfreiflächen zu bewirken, berücksichtigt die Entwicklungsziele des 

Landschaftsprogramms einschließlich Artenschutz. Weitergehende Regelungen (z.B. 

klimaneutrales Energiekonzept, dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers) sind 

Bestandteil des städtebaulichen Vertrags.  
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Bereich Bodenschutz  

Zweck des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 

von Altlasten (BBodSchG)19 ist es, die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 

wiederherzustellen. Dazu sind unter anderem schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, 

der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu 

sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen zu treffen. Beeinträchtigungen seiner 

natürlichen Funktionen sind so weit wie möglich zu vermeiden.  

Nach § 1a (2) BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden.  

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen.  

Mit der geplanten Festsetzung des sonstigen Sondergebiets werden auch keine Vorhaben 

zulässig, die nach Anlage 1 des UVP-Gesetzes eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

erfordern.    

 

Bereich Immissionsschutz  

Auf das Plangebiet wirken emittierende Anlagen ein bzw. es werden im Plangebiet 

Immissionen durch technische Anlagen und durch den Betriebsverkehr erzeugt, die dem 

Bundes –Immissionsschutzgesetz (BImSchG) mit seinen entsprechenden Verordnungen 

unterliegen (TA Lärm- Gewerbebetrieb (BAM), 16. BImSchV -Verkehr).  

Auf der Grundlage eines schalltechnischen Gutachtens werden Maßnahmen ermittelt, die die 

Einhaltung der Orientierungswerte gem. DIN 18005 im Plangebiet und insbesondere im 

benachbarten Allgemeinen Wohngebiet sicherstellen und somit dem Rücksichtnahmegebot 

gegenüber schutzwürdiger Nutzungen im Umfeld (Wohnen) entsprechen. 

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkunge n 

2.1 Bestandaufnahme des derzeitigen Umweltzustands 

Umfang und Detaillierung der Umweltprüfung 

Der Untersuchungsbereich beschränkt sich im Wesentlichen auf den ca. 5 ha großen 

Geltungsbereich. Für die Schutzgüter Mensch, Kultur-/Sachgüter und Orts-/Landschaftsbild 

wird der Betrachtungsbereich auf das Umfeld erweitert.  

Es liegen Hinweise für den Umweltbericht zu den Themen Bodenschutz und Altlasten, sowie 

Baum- und Artenschutz vor.   

                                                
19 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (BBodSchG) vom 

17. März 1998 (BGBl. I 1998, 502), zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 9.12.2004 I 3214 
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Um den Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 

festzulegen, wurden die beteiligten Behörden um Stellungnahmen gebeten. 

 

Inhalt und Methode der Untersuchung  

Das Baugesetzbuch sieht in § 2 (4) BauGB vor, dass für die Belange des Umweltschutzes 

nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt wird, in der die 

voraussichtlich Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 

bewertet werden.  

Grundlage für die Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen im  

Umweltbericht sind die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans 6-33.  

 

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation  

Im Rahmen der Umweltprüfung sind die einzelnen Schutzgüter getrennt voneinander erfasst 

und bewertet. Alle vorliegenden Daten und Erhebungen sind in den Umweltbericht 

eingearbeitet worden. 

 

Lage des Plangebietes  

Das Plangebiet befindet sich im Berliner Bezirk Steglitz-Zehlendorf. Es grenzt an drei Seiten 

an ein Siedlungsgebiet, dessen Struktur durch eine offene Bauweise mit parkähnlichen 

Gärten geprägt ist. Die südliche Grundstücksgrenze bildet das Gelände der Bundesanstalt 

für Materialprüfung. 

 

Schutzgut Mensch und Gesundheit  

Auf dem Gelände des ehemaligen Krankenhauses findet derzeit nur eine sehr 

eingeschränkte Nutzung statt (ca. 25 % der Flächen werden durch Forschungseinrichtungen 

genutzt).   

Da die Flächen des ehemaligen Krankenhausgeländes komplett umzäunt und nicht öffentlich 

begehbar sind, besitzen sie derzeit auch keine Erholungsfunktion.  

Im näheren Umfeld befindet sich der 43 ha große Botanische Garten; mit seinen 22.000 

Pflanzenarten ist er der größte in Deutschland. Neben seiner Nutzung für wissenschaftliche 

Zwecke, dient der Garten der Erholung, da er zumindest teilweise parkartig mit Teich und 

Sitzgelegenheiten angelegt ist. Der Garten ist für die Öffentlichkeit zugänglich.  

 

Die Einwohnerdichte des benachbarten Wohngebiets beträgt laut Berliner Umweltatlas 31 – 

70 Einwohner/ha und ist damit, auch bedingt durch die Nutzungsstruktur, vergleichsweise 

niedrig.  
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Altlastensituation  

Infolge der langjährigen Nutzung als Militärkrankenhausgelände besteht auf den Flächen des 

Grundstücks Fabeckstraße 62 / Kamillenstraße 43 ein allgemeiner Altlastenverdacht. Es wird 

im Bodenbelastungskataster unter der Nr. 14320 geführt.  

Auf Grund seiner früheren Nutzung (Heizhaus, Werkstätten Betriebsverkehr) sind schädliche 

Bodenveränderungen oder Altlasten nicht auszuschließen.  

Um ein Gefährdungspotential für Menschen auszuschließen und gegebenenfalls 

erforderliche Maßnahmen zum Schutz vor schädliche Auswirkungen von Altlasten und 

Bodenverunreinigungen festzulegen, wurde im Rahmen des B-Plan-Verfahrens das Büro für 

Umweltplanung GmbH (BfU) mit der Durchführung einer Bodenuntersuchung auf dem oben 

genannten Grundstück zur Auswertung der Altlastensituation beauftragt.  

Die Untersuchung erfolgte in enger Abstimmung mit dem Umweltamt. 

 

Lärm 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden schalltechnische Untersuchungen der 

unterschiedlichen Schallquellen durchgeführt, die einerseits auf das geplante sonstige 

Sondergebiet wirken und andererseits von diesem erzeugt werden. Relevant sind der durch 

die Gebietsentwicklung erzeugte Betriebsverkehrslärm in der Fabeckstraße, der gewerbliche 

Lärm, verursacht durch das südlich angrenzende BAM- Gelände sowie der 

nutzungsbedingte Anlagenlärm im Plangebiet selbst. 

 

Mit dem Planungsziel wird eine innerstädtische Nachverdichtung unter Ausnutzung 

bestehender Ressourcen und mit sparsamem Umgang mit Grund und Boden verfolgt. 

Mögliche Konflikte, die sich auf Grund der Nähe zu den benachbarten Wohnnutzungen 

(12 m Abstand in der Kamillenstraße und ca. 17,5 m Abstand in der Fabeckstraße) ergeben 

könnten, sollen durch Festsetzung von Immissionskontingenten nach DIN 45691 im 

Plangebiet vermieden werden.  

Durch Anwendung dieser Norm soll festgelegt werden, welches Recht auf Lärm mit einer 

Fläche verbunden ist. Damit lässt sich auf einfache Weise eindeutig bestimmen, welche 

Immissionswerte (Lärm) an den relevanten Orten im Umfeld (Wohngebiet) ankommen 

dürfen. 

Für das benachbarte Allgemeine Wohngebiet dürfen die Orientierungswerte der DIN 18005 

nicht überschritten werden (tags 55 dB(A), nachts 40 dB(A)). 

 

Gesamtbewertung 

Im Plangebiet bestimmen die Brachflächen des ehemaligen Militärkrankenhauses mit den 

leer gezogenen baulichen Anlagen die Raumsituation. Die überwiegenden Flächen stehen 
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der Allgemeinheit nicht als Erholungsflächen zur Verfügung. Beeinträchtigungen werden 

ausschließlich durch die fehlende Erlebbarkeit/Nutzbarkeit des Geländes hervorgerufen.  

Der auf das Planungsgebiet einwirkende Verkehrs- sowie Anlagenlärm (BAM) erfordert im 

Plangebiet keine Vorsorge gegen Lärmemissionen. 

Als wesentliche Vorbelastung für das Plangebiet ist eine Bodenverunreinigung 

(Altlastenverdacht) zu nennen. 

 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgte auf der Grundlage von Ortsbegehungen 

und Datenauswertungen eine faunistische Potenzialanalyse und artenschutzrechtliche 

Betrachtung zum möglichen Vorkommen von Tierarten, die nach § 44 BNatSchG bzw. 

Anhang IV der FFH- Richtlinie sowie der EU- und der Bundesschutzverordnung besonders 

geschützt oder streng geschützt sind.  

Innerhalb des Plangebietes konnten bisher keine Arten der Roten Liste Berlins, keine Arten 

des Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie sowie keine sonstigen streng geschützten Arten 

nachgewiesen werden. Ein Vorkommen von Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-Richtlinie 

ist durch das Vorhaben nicht betroffen. 

 

Das Plangebiet ist weitgehend durch seine ursprüngliche Nutzung geprägt. Die 

Freiraumstrukturen des ehemaligen Krankenhausgeländes sind überwiegend erhalten 

geblieben. Der Grad des menschlichen Einflusses auf den Vegetationsbestand ist 

entsprechend hoch. Die Vegetation innerhalb des Plangebietes entstand zumeist durch 

Anpflanzung von Gehölzen und Ziersträuchern sowie durch das Anlegen von Rasenflächen. 

 

Tiere- Artenschutzrechtliche Betrachtung 

Auf der Grundlage der durchgeführten Baumbestands- und Biotopkartierung konnte im 

Rahmen einer artenschutzrechtlichen Vorprüfung die potentielle Betroffenheit von besonders 

geschützten Tierarten und deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht grundsätzlich 

ausgeschlossen werden. Für das Plangebiet wurde unter Berücksichtigung der vorhandenen 

Habitatausstattung eine faunistische Bestandsaufnahme für nachfolgende Tierarten und 

Lebensstätten erforderlich: 

• Erfassung / Revierkartierung Brutvögel 

• Erfassung Fledermäuse 

• Erfassung des Holzkäfers Eremit 

• Baumhöhlenkartierung und Kontrolle von Kellern und Dachböden der Gebäude als 

Lebensstätten für Fledermäuse und Brutvögel 
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Der Zeitraum der faunistische Bestandserfassung erfolgte zwischen Mai und September 

2015. Bei der 1. Vorortbegehung im Mai 2015 konnten bereits einige lebensraumtypische 

Vogelarten beobachtet werden. 

Durch das Landschaftplanungsbüro AVES ET AL wurde ein abschließender Bericht des 

Planungsgebiets bezüglich des Vorkommens geschützter Arten und ganzjährig geschützter 

Lebensstätten erstellt. (Fachbeitrag20). 

In dem Fachbeitrag werden die faunistischen Aspekte betrachtet, Aussagen zum 

Vorkommen europäisch geschützter Tierarten getroffen und mögliche Auswirkungen des 

Vorhabens auf geschützte Arten und ganzjährige Lebensstätten untersucht. 

Die bisher gewonnen faunistischen Ergebnisse sind im Bericht vom Dezember 2015 

dargestellt und bewertet worden. 

 

Zum Zweck der methodischen Untersuchungen wurde das Gelände während der Brut- und 

Fortpflanzungszeit zwischen Mai und September 2015 aufgesucht. 

Die Untersuchung umfassten die: 

• Erfassung / Revierkartierung Brutvögel, 

• Untersuchung Fledermäuse, 

• Baumhöhlenkartierung und Kontrolle der Gebäude hinsichtlich Lebensstätten für 

Brutvögel und Fledermäuse, 

• Kontrolle Baumbestand auf FFH-Holzkäfer Eremit und Heldbock 

Mit dem Auftreten weiterer europäisch geschützter Arten/Artengruppen wurde nicht 

gerechnet, auch konnten keine Nachweise während der benannten faunistischen 

Untersuchungen erbracht werden. 

 

Es wurden keine Arten der Roten Liste der Brutvögel Berlins, keine Art des Anhang I der EU- 

Vogelschutzrichtlinie sowie keine streng geschützte Art nachgewiesen. 

 

Ergebnisdarstellung und Bewertung 

Vögel 

Im Ergebnis dieser Untersuchung wurden im Plangebiet das Vorkommen von 23 

Brutvogelarten und zwei brutverdächtige Arten mit insgesamt 65 Revieren nachgewiesen. 

 

Für die überwiegende Anzahl der Arten (16 Arten mit „n“ in Tabelle 214 gekennzeichnet sowie 

den Buntspecht) sind Beeinträchtigungen, die zu einer Verschlechterung des 

                                                
20 Fachbeitrag Fauna mit Empfehlungen zum Artenschutz–Endbericht vom Dezember 2015, 

Landschaftsplanungsbüro AVES ET AL 
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Erhaltungszustands der lokalen Populationen im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatschG führen, 

nicht zu erwarten. Diese Arten sind für Berlin/Brandenburg als sehr häufige bis häufige 

Arten, mit insgesamt günstigem Erhaltungszustand eingestuft. Es ist davon auszugehen, 

dass die lokalen Populationen sowie die Lebensstätten durch den Verlust einzelner 

Brutplätze nicht beeinträchtigt werden. 

Zur Vermeidung des Eingriffs von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs.1 BNatSchG soll im 

Rahmen des Bauungsplanverfahrens Folgendes berücksichtigt werden:  

• Gewährleistung einer Bauzeitenregelung, d.h. keine Abbruch- oder 

Räumungsarbeiten sowie Baustellen einrichtende Arbeiten im Zeitraum 01. März bis 

30. September. Sofern die Bautätigkeit außerhalb der Fortpflanzungszeiten 

begonnen wurde und in Teilen während dieser Zeit fortgeführt werden muss, ist eine 

ökologische Begleitung erforderlich.  

• Die Beseitigung von Gehölzbeständen ist entsprechend § 39 BNatSchG nur 

außerhalb der oben genannten Zeiten zulässig. Sind Gehölzräumungen innerhalb der 

Fortpflanzungs- / Vegetationszeiten notwendig, bedarf es einer Befreiung vom Verbot 

des § 39 BNatSchG sowie vorheriger Kontrolle bzgl. des Vorkommens geschützter 

Arten durch eine nachweislich fachkundige Person. 

 

Die mit xx in Tabelle 214 gekennzeichneten 8 Arten nutzen Höhlen oder Halbhöhlen als 

Nistplatz. Eine Beeinträchtigung dieser Art erfolgt hauptsächlich durch den Verlust an 

geeigneten Brutmöglichkeiten. Als Nahrungsflächen sind die angrenzenden Bereiche auch 

weiterhin geeignet. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die lokale Population sowie 

Lebensstätten durch den Verlust einzelner Brutstätten nicht beeinträchtigt werden. 

Die Baumhöhlen und höhlenartigen Brutplätze dieser Arten an Gebäuden gelten als 

dauerhafte Lebensstätten und sind demnach ganzjährig geschützt. Eine Beseitigung dieser 

Brutstätten darf nur erfolgen, wenn diese unbesetzt sind und ein entsprechender Ersatz 

geschaffen wird (z. B. Anbringen von Nistkästen). 

Primär sollte immer der Erhalt der Brutstrukturen im Vordergrund stehen. Das wird bei 

Umsetzung der Planung nicht immer möglich sein. Um das Eingreifen von 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen (§ 44 Abs. 5 BNatSchG) auszuschließen, sollen 

vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen für die in Tabelle 214 xx bezeichneten Arten durch 

Anbringen artspezifisch geeigneter Ersatznistkästen (Verhältnis mind. 1:1) vor Beseitigung 

der bisher genutzten Strukturen an Bäumen und Gebäuden im unmittelbaren Umfeld 

(Plangebiet) umgesetzt werden.  

Bei der Fällung der Höhlenbäume sind artenschutzrechtliche Ausnahmeanträge nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG (oder Befreiung nach § 67 BNatSchG) bei der zuständigen 
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Naturschutzbehörde zu stellen. An Gebäuden bedarf es keiner Ausnahme bzw. Befreiung, 

hier genügt die Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde.  

 

Der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötung) BNatSchG kann durch eine 

Bauzeitenregelung und eine ökologische Baubegleitung zur Kontrolle der Regelungen 

überwunden werden. Gleiches gilt für die Vermeidung erheblicher Störungen während der 

Fortpflanzungszeit (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, Störungsverbot), die zu einer 

Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führen können. 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population soll zumindest durch 

Gewährleistung einer Bauzeitenregelung vermieden werden, d. h. keine Durchführung von 

Abbruch-, Räumungs-, Baustellen einrichtende Arbeiten sowie Gehölzbeseitigungen im 

Zeitraum 01. März bis 30. September. Sofern die Bautätigkeit außerhalb der 

Fortpflanzungszeiten bereits begonnen hat und in Teilen während dieser Zeiten weitergeführt 

werden muss, ist eine ökologische Baubegleitung erforderlich.  

Ebenso ist die Beseitigung von Gehölzbeständen entsprechend § 39 BNatSchG nur 

außerhalb der oben genannten Zeiten zulässig. Sind Baumfällungen innerhalb der 

Fortpflanzungs-/Vegetationszeiten unumgänglich, bedarf es einer Befreiung vom Verbot des 

§ 39 BNatSchG sowie einer vorherigen Kontrolle bzgl. geschützter Arten durch eine 

nachweislich fachkundige Person. 

Die Sicherung der Vermeidungsmaßnahmen und Ausgleichsmaßnahmen werden im 

Städtebaulichen Vertrag geregelt.  

 

Fledermäuse 

Die Fledermausfauna wurde bisher zwischen Juni und August 2015 untersucht.  

Alle Begehungen (nächtliche Kartierung) erfolgten zu Fuß, entweder auf Transekten bzw. 

ohne festgelegte Streckenführung. Die Transektkartierung mit Hilfe von Fledermausdetekto- 

ren dient der Erfassung von Fledermausarten, Jagd- und Transfergebieten, Quartieren und 

artspezifischen Verhaltensmustern. 

Mit Hilfe dieser Kartier- und Aufzeichnungsmethoden sollen möglichst alle Fledermausarten, 

die zu unterschiedlichen Zeitpunkten ihre Quartiere verlassen, erfasst werden. 

Im Verlauf der 2015er Untersuchung konnten zwei Fledermausarten festgestellt werden, die 

das Plangebiet zur Jagd nutzten oder es überflogen (Tab. 314). Quartiernachweise oder 

Hinweise darauf gelangen nicht. 

Hauptsächlich handelt es sich hierbei um einzelne Zwergfledermäuse, die auf dem gesamten 

Gelände jagten. Darüber hinaus konnten einzelne Abendsegler nachgewiesen werden, die 

das Gebiet überflogen bzw. selten und vereinzelt über dem Gebiet jagten. Die Bedeutung als 

Nahrungshabitat wird im Gesamtkontext als gering eingeschätzt. Die geplante Neubebauung 
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des Gebietes wird keinen Negativeffekt auf die Fledermausfauna im Plangebiet und in der 

Umgebung haben (i.d.F. bspw. auf Quartiere des Abendseglers im Botanischen Garten 

Berlin, unveröffentlichte Nachweise T. Teige), da keine Vollversiegelung der Fläche geplant 

ist. Grünflächen mit Baum- und Heckenstrukturen bleiben erhalten und werden ergänzt. 

Im Baum- und Gebäudebestand konnten keine Quartiere nach- gewiesen werden.  

Einzelne Bäume bieten mit Spalten und Höhlungen ein geeignetes Quartierpotenzial für die 

nachgewiesenen Fledermausarten. Am Gebäudebestand befinden sich vereinzelte 

geeignete Spaltenstrukturen, die als Quartier für Fledermäuse in Frage kommen könnten 

(bspw. Zwergfledermaus). Das Potenzial an Quartierstrukturen wird insgesamt aber als 

gering eingeschätzt und es wird nicht von Wochenstuben- und/oder Winterquartieren 

ausgegangen. Einzelquartiere von z.B. Männchen oder Zwischenquartiere sind denkbar, der 

Nachweis dieser Quartiere ist jedoch sehr schwierig zu führen, da häufige Quartierwechsel 

von Einzeltieren zu unregelmäßiger Nutzung solcher Quartiere führen.  

 

Auch hier können Verbotstatbestände nach BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungen) im 

Zusammenhang mit Gebäudeabbruch, Gebäudesanierungen und Baumfällungen durch eine 

Bauzeitenregelung (Arbeiten im Winterhalbjahr zwischen 01 Oktober und 28. Februar 

entsprechend § 39 BNatSchG) vermieden werden. 

Vor Gebäudeabbruch bzw. Gebäudesanierungen sind die vereinzelt vorhandenen 

Spaltenstrukturen auf möglichen Besatz durch Fledermäuse zu untersuchen, um das Greifen 

evtl. artenschutzrechtlicher Tatbestände, wie des Tötungsverbots, auszuschließen. 

Sollten dabei Einzelquartiere festgestellt werden, sind zeitnahe Ersatzmaßnahmen wie das 

Anbringen von Fledermauskästen an bestehenden oder neuen Gebäudestrukturen bzw. an- 

deren Bauwerken oder Bäumen im Nahbereich notwendig (Verhältnis 1:2). In solchen Fällen 

bedarf es keiner Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG, es besteht jedoch eine 

Anzeigepflicht bei der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde. 

 

Baumhöhlen 

Im Verlauf der bisher durchgeführten Untersuchung wurde der Baumbestand auf potenzielle 

und vorhandene Baumhöhlen- und Spalten untersucht. Die Kartierung von Höhlenbäumen 

erfolgte auf Grundlage der vorhandenen Baumbestandsaufnahme (Karte 

Vegetationsbestand und Baumliste). Abgesucht und dokumentiert wurden alle vorhandenen, 

höhlenbildenden Stämme. Als Höhlenbäume in diesem Sinne gelten Baumstämme mit 

relevanten, geräumigen Strukturen — die als Nistplätze für Brutvögel (Spechte, Stare, 

Meisen etc.), als Quartiere für Fledermäuse und als Lebensstätte des Eremiten (Großhöhlen) 

dienen könnten. 
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Baumhöhlen gelten als „dauerhaft nutzbare“ Lebensstätten und unterstehen damit den 

Zugriffsverboten gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG. Zur Fällung vorgesehene Höhlenbäume 

sind diese durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zu ersetzen (Anbringung von 

Ersatzniststätten / Ersatzquartieren). Dabei spielt es keine Rolle, ob ein aktueller Besatz 

nachgewiesen wurde. Vielmehr gilt es, dass für alle in Bäumen ermittelte Höhlen Ersatz 

geschaffen wird (Verhältnis Kleinvögel i.d.R. 1:1, bei Fledermausnachweisen bzw. -eignung 

1:2). Im Weiteren ist zeitnah vor Fällungen, durch fachkundige Personen, der mögliche 

Besatz mit geschützten Arten (z.B. Vögel, Fledermäuse) zu untersuchen. In Tabelle 4 und 

Karte 2 des Fachbeitrags Fauna14 sind die Bäume aufgeführt, in/an denen sich solche 

Strukturen befinden. 

 

Auf Grund der Vegetationsperiode (Untersuchungszeitraum Juni / August), sind 

möglicherweise nicht alle Höhlenstrukturen gefunden worden. Darüber hinaus kann die 

Rindenstruktur von alten, starkstämmigen Robinien (Robinia pseudoacacia) ein hohes 

Potenzial an geeigneten Höhlen und Spalten aufweisen. Der direkte Nachweis ist mit der 

Standardmethode meist schwer zu führen. Vor Fällungen ist das zu beachten (auch wenn 

Tab. 4 solche Bäume nicht aufführt14), und es sind entsprechende Kontrollen im Vorfeld 

auf ggf. anwesende Fledermäuse durchzuführen. Die Anwesenheit von Vögeln und deren 

Entwicklungsformen ist auszuschließen, indem Fällungen im Zeitraum vom 01. Oktober bis 

28. Februar (entsprechend 5 39 BNatSchG) erfolgen. Grundsätzlich sind für die Fällung von 

Höhlenbäumen artenschutzrechtliche Ausnahmeanträge nach § 45 BNatSchG (oder 

Befreiungen nach § 67 BNatSchG) — getrennt nach Artengruppen, also jeweils für Vögel 

und Fledermäuse, ggf. weitere Arten — bei der zu- ständigen unteren Naturschutzbehörde 

zu stellen. 

 

FFH - Holzkäferarten 

Im Untersuchungszeitraum konnten keine Nachweise oder Hinweise auf das Vorkommen 

von Eremit und/oder Heldbock im Plangebiet erbracht werden. Insofern können Vorkommen 

des Heldbocks ausgeschlossen werden. Für den Eremit ist nach dem gegenwärtigen 

Kenntnisstand festzustellen, dass die Höhlenbäume für die Art derzeit keine Bedeutung 

besitzen. 

 

Zauneidechse 

Hinweise oder Funde, die auf ein Vorkommen der Zauneidechse hindeuten, die nach FFH- 

Richtlinie zu den streng geschützten Tierarten gehört, konnten nicht erbracht werden. Auf 

Grund des hohen Versiegelungsgrades und des Fehlens von geeigneten Strukturen zur 
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Eiablage (offene Sandflächen) ist das Vorkommen der Zauneidechse innerhalb der Grenzen 

des Planungsgebietes nahezu auszuschließen. 

 

Pflanzen und Biotope21 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde 2014/ 2015 eine flächendeckende 

Biotoptypenkartierung mit Erfassung der Bäume und Hecken einschließlich einer Bewertung 

des Baumbestandes innerhalb des Plangebiets durchgeführt. (Bestandserfassung und 

Bewertung Einzelbäume und Biotoptypen einschließlich Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung, 

Bericht vom 29.03.2016) 

 

Biotoptypen: 

Die im Plangebiet vorliegenden Biotoptypen nach Kartieranleitung Berlin bestehen neben 

den Einzelbäumen, fast ausschließlich aus artenarmen Zierrasen und Strauchpflanzungen 

unterschiedlicher Ausprägung. Die gärtnerisch angelegten Vegetationsflächen verwildern auf 

Grund der unterlassenen Pflege zunehmend. 

 

Rasenflächen 

Die Biotoptypen der artenarmen Rasenflächen lassen sich nach Zier- /Scherrasens 

weitgehend ohne Bäume (GZAO / 05162) und mit locker stehenden Bäumen (GZAG / 

05162) differenzieren.  

Die ehemals regelmäßig gemähten Rasenflächen im Plangebiet entsprechen der typischen 

Scherrasengesellschaft frischer bis trockener zumeist nährstoffarmer Standorte. In 

Teilbereichen findet sich eine ausgeprägte Moosschicht. Jahreszeitlich konnten nur einige 

typische Gras- und Staudenarten erfasst werden.  

Innerhalb der aufgelassenen Rasenflächen ist eine zunehmende Naturverjüngung 

insbesondere von Gehölz-Pionierarten festzustellen. 

 

Einzelbäume und Baumgruppen 

Hierunter fallen für das Plangebiet Einzelbäume sowie einschichtige und kleine 

Baumgruppen in städtisch geprägten Bereichen die auf versiegelten Flächen stehen, unter 

den Rasenflächen oder als Pflanzungen angelegt wurden. Als Untertypen werden 

unterschieden: besonderer Solitärbaum (BEB / 07151), sonstige Einzelbäume (BES / 07152) 

und einschichtige oder kleine Baumgruppen. 

 
                                                
21 Bestandserfassung und Bewertung Einzelbäume und Biotoptypen einschließlich Eingriffs- 

Ausgleichsbilanzierung, Erläuterungsbericht vom 29.03.2016 und Freiraumkonzept mit Baumfällung vom 

29.01.2016, Büro für Landschaftsplanung und Freiraumgestaltung- PLANGRÜN 
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Gärtnerisch gestaltete Freiflächen mit und ohne Einzelbäume 

Die hierunter fallenden Biotoptypen lassen sich für das Plangebiet nach Strauchpflanzungen 

(PHS / 10272), Hecken mit Formschnitt (tlw. aufgegeben) (PHH / 10273), 

Wechselbepflanzungen (PHW / 10275) und Hochbeete (PHK /10277) unterscheiden. 

 

Ein Teil der als Hecken angelegten Gehölzpflanzungen sind durch fehlenden Formschnitt 

kaum noch zu erkennen. Andere Gehölzflächen sind bereits fast undurchdringlich 

durchwachsen, insbesondere durch den hohen Anteil mit Dornen bewehrter Gehölzarten. 

Wenig genutzte befestigte Flächen werden sukzessive von Bodendeckern überwuchert. 

 

Baumschulen und Gartenbau 

Innerhalb des Plangebietes findet sich ein eingefriedeter Bereich mit ungenutzten 

Gewächshäusern das dem Biotopuntertyp Gartenbau unter Glas (ALG / 11252) zugeordnet 

wurde. Das unbefestigte Umfeld der Gewächshäuser ist bereits erheblich zugewachsen. 

 

Biotoptypbewertung 

Die flächendeckende Bewertung der im Untersuchungsgebiet vorkommenden Biotoptypen 

beurteilt deren Bedeutung für wildlebende Pflanzen und Tiere nach unterschiedlichen 

Wertstufen. 

Da im Rahmen der Bestandserfassung die Einordnung in Biotoptypen keine differenzierte 

Aussage über den Wert einzelner Flächen für den Arten- und Biotopschutz trifft, wird eine 

Bewertung unter Verwendung der nachfolgenden Kriterien, für die im Untersuchungsgebiet 

vorkommenden Biotoptypen durchgeführt. (Tabelle 3, Landschaftsplanerischer Fachbeitrag) 

Für die Kriterien: 

 Lebensraumbedeutung mit Nutzungsintensität, Biotoptypischen Vegetationsstruktur und  
Vorkommen Rote-Liste-Arten, 

 Seltenheit und Gefährdung, 

 Regenerationsfähigkeit, 

 Natürlichkeit, 
 
wurden zur Bewertung Punkte vergeben, wobei 

6 - 9 Punkte einer geringen Bedeutung, 

10 - 12 Punkte einer mittleren Bedeutung, 

13 - 15 Punkte einer hohen Bedeutung, 

16 – 18 Punkte einer besonderen Bedeutung entsprechen. 

 

Die Biotoptypen im Plangebiet sind durch die bebauten Flächen und die 

Erschließungsflächen stark anthropogen geprägt. Mit Ausnahme des Baumbestandes sind 
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alle Biotoptypen und deren Lebensgemeinschaften innerhalb kurzer Zeit wieder herstellbar. 

Die Vegetationsstruktur ist durch gärtnerische Anpflanzung, mit Ausnahme der 

Naturverjüngung von einigen Gehölzen infolge der aufgegebenen Pflege stark anthropogen 

geprägt. Die Ziergehölze, Bodendecker und Stauden sind zumeist nicht heimischer Herkunft. 

Das gilt auch für einen großen Anteil des gepflanzten Nadelbaumbestandes wie Douglasie, 

Schwarzkiefer und Serbische Fichte. 

Die gärtnerisch geprägten Biotoptypen haben auf Grund der kurzfristigen Regeneration, der 

geringen Naturnähe und Artenarmut nur eine geringe Bedeutung für den Biotop- und 

Artenschutz. 

Der Baumbestand hat auf Grund seines Alters und der Dauer seiner Wiederherstellbarkeit 

eine mittlere Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz. Einigen langsam wachsenden, 

besonders alten heimischen Solitärbäumen wie Buchen, Linden, Eichen wurde eine hohe 

Bedeutung zugeordnet. 

Das Plangebiet ist weitgehend durch seine ursprüngliche Nutzung geprägt. Die 

Freiraumstrukturen des ehemaligen Krankenhausgeländes sind überwiegend erhalten 

geblieben. Der Grad des menschlichen Einflusses auf den Vegetationsbestand ist 

entsprechend hoch. Die Vegetation innerhalb des Plangebietes entstand zumeist durch die 

Anpflanzung von Gehölzen und Ziersträuchern sowie durch die Anlage von Rasenflächen. 

Ein Vorkommen von Pflanzenarten der Roten Liste bzw. Anhang IV b) FFH-Richtlinie ist 

durch das Vorhaben nicht betroffen. 

 

Geschützter Baumbestand 

Insgesamt wurden 306 Einzelbäume mit einem Stammumfang ≥ 30 cm, gemessen in 130 cm 

Höhe, erfasst und dokumentiert. Davon sind gemäß Berliner Baumschutzverordnung 98 

Bäume geschützt. Insgesamt 61 Bäume wurden mit landschaftsbildprägendem Habitus 

eingestuft, von denen bereits 36 Bäume gem. BaumSchVO geschützt sind. Weitere 25 

Nadelbäume (Douglasie, Schwarz-Kiefer etc.) sind durch ihre Fernwirkungen auf das 

Landschafts- bzw. Stadtbild, insbesondere durch ihr Längenwachstum von besonderer 

Bedeutung. 

166 Bäume (54%) wurden als gesund bis leicht geschädigt, 82 Bäume (27%) als leicht bis 

mittelstark geschädigt, 29 (9%) Bäume als mittelstark bis stark geschädigt, 11 Bäume (4%) 

als stark bis sehr stark geschädigt und 3 Bäume (1%) als sehr stark geschädigt bis 

absterbend/tot eingestuft. 

Der überwiegende Anteil des geschützten Baumbestandes ist relativ alt und angepflanzt. 

Infolge der unterlassenen Vegetationspflege ist durch Versamung ein zunehmender 

Gehölzaufwuchs zu beobachten. Diese Naturverjüngung betrifft insbesondere die 
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Rasenflächen in denen sich bereits schnell wachsende Baumarten wie Birke, Götterbaum 

und Robinie etablieren konnten und Stammumfänge von mehr als 30 cm erreichen. 

 

Biotopverbund und biologische Vielfalt 

Innerhalb des Plangebiets verfügen die linienförmigen Gehölzstrukturen entlang der 

Grundstücksgrenzen und Erschließungswege über eine kleinteilige 

Biotopverbindungsfunktion. Die biologische Vielfalt der Biotope ist durch die stark 

anthropogen beeinflusste Gehölzauswahl und artenarmen Rasenflächen stark 

eingeschränkt. 

 

Gesamtbewertung 

Durch den Erhalt eines hohen Anteils des Baum- und Gehölzbestandes und 

Wiederherstellung bzw. Neuanlage von Vegetationsflächen können Beeinträchtigungen im 

Biotopverbund und der biologische Vielfalt weitgehend vermieden werden. 

Umweltauswirkungen über das Plangebiet hinaus sind nicht zu erwarten. 

 

Auf Grund des bereits hohen Versiegelungsgrades (58 %) kommt dem Planungsgebiet nur 

eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut Pflanzen und Biotope zu. Lt. Kartenwerk des 

Umweltatlas (FIS-Broker, Kartendarstellung Biotoptyp: Biotopwert) wird der Biotopwert und 

das Konfliktpotential zu Veränderungen im Plangebiet als klein dargestellt.   

 

Schutzgut Boden  

Das Plangebiet, am Rande der Grundmoränenhochfläche des Teltows gelegen, zeichnet 

sich nicht durch geologische und geographische Besonderheiten aus. 

Der Untergrund wird durch pleistozäne Lockergesteine, d. h. geringmächtige 

Hochflächensande über Geschiebemergel, zum Teil auf Aufschüttungen geprägt. Die im 

Planungsgebiet vorkommende Bodengesellschaft (Pararendzina + Lockersyrosem+ 

Regosol) ist durch die bebaute und stark versiegelte Flächen charakterisiert. Sie entwickeln 

sich sowohl auf jungen Abtragungsflächen aus natürlich anstehenden Gesteinen als auch 

auf Flächen aus anthropogen geschütteten Materialien. 

 

Lockersyroseme, Regosole und Pararendzinen aus anthropogen geschüttetem Material 

durchlaufen die gleiche Bodenentwicklung wie aus natürlichen Gesteinen. Ihr 

unterschiedliches Ausgangsmaterial wird durch die Bodenform, z.B. Regosol aus 

Geschiebesand bzw. Regosol aus Trümmerschutt, beschrieben. 

Die Böden des Berliner Stadtgebietes sind durch intensive anthropogene Eingriffe infolge 

Besiedlung, Abriss von Gebäuden, Kriegszerstörungen (2. Weltkrieg) sowie Baumaßnahmen 
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gekennzeichnet. Einerseits gibt es großflächige Aufschüttungen von Trümmerschutt, 

Schlacken und Bauschutt, andererseits Abtragsflächen infolge von Baumaßnahmen 

(Straßen, Bahntrassen) sowie den Abbau von Kies, Sand und Ton in Tagebauen. Daher sind 

Lockersyroseme, Regosole und Pararendzinen im Berliner Stadtgebiet weit verbreitete 

Böden. 

 

Für die Bodenart des Feinbodens wird Mittelsand angegeben. Durch den hohen 

Versiegelungsgrad (58%) ist der Boden in seiner Filter-, Puffer- und Transformationsfunktion 

eingeschränkt.  

 

Gesamtbewertung 

Der hohe Versiegelungsgrad beeinträchtigt bereits die Funktionen des Bodens. Die 

Empfindlichkeit des Schutzgutes Boden gegenüber baulichen Veränderungen ist durch die 

bereits vorhandenen Beeinträchtigungen und mit der geplanten Beschränkung versiegelter 

Flächen für Nebenanlagen und Stellplätzen (Tiefgarage) als gering zu bewerten. 

In der Planungshinweiskarte zum Bodenschutz der Senatsverwaltung Umwelt, Verkehr und 

Klimaschutz (UVK) werden die im Geltungsbereich vorgefundenen Böden mit einer mittleren 

Schutzwürdigkeit eingestuft. 

Das bedeutet, dass Eingriffe vermieden oder ausgeglichen werden sollen. Entsprechend den 

Planungshinweisen (2015) leitet sich die Kategorie „Mittlere Schutzwürdigkeit“ aus mittleren 

Bewertungen für die Regelungsfunktion für den Wasserhaushalt und gleichzeitig für die 

Puffer- und Filterfunktion des Bodens ab. 

Um den Nettoverlust an Bodenflächen und Funktionen weitgehend zu vermeiden, ist im 

Plangebiet die Verwendung wasser- und luftdurchlässiger Bodenbeläge für innere 

Erschließungswege und eine Niederschlagswasserversickerung durch ein Mulden-Rigolen-

System bzw. freiauslaufende Versickerung (Grünsaum) geplant.  

Die im Rahmen der ökologischen Baubegleitung vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz 

des Oberbodens und des Grundwassers (siehe hierzu: Städtebaulicher Vertrag) sind 

zwischen dem Bauherrn und der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen und die 

Dokumentation ist dieser zu übergeben. 

 

Schutzgut Wasser  

Es befinden sich weder Trinkwasserschutzgebiete noch Oberflächengewässer im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes 6-33.  

Gemäß den Ausweisungen der Flurabstandskarte [Abbildung 2, Umweltatlas Berlin 2009] 

beträgt der Grundwasserabstand im Untersuchungsbereich zwischen 10 bis 20 m. 
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Die Grundwasserneubildungsrate wird mit 150-200 mm/a angegeben. Das langjährige Mittel 

der Verdunstung wird ebenfalls mit 150-200 mm/a dargestellt. Der Gesamtabfluss aus 

Niederschlägen beträgt 350 bis 400 mm/a. 

Die Wasserdurchlässigkeit ist sehr hoch, das Filtervermögen des Bodens ist somit als  

gering zu bewerten. Der Umweltatlas (Wasserversorgung der Böden, 2005) stellt eine 

mittlere Wasserversorgung für Pflanzen dar. 

Auf Grund des hohen Versiegelungsgrades treffen diese Angaben für das Plangebiet jedoch 

nur sehr bedingt zu.  

Das auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser, das bisher in die Kanalisation 

eingeleitet wurde, soll zukünftig auf dem Grundstück versickern. Hierzu liegt das 

Fachkonzept zur Versickerung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück vor, dass die 

Machbarkeit der Maßnahmen bestätigt. Im Städtebaulichen Vertrag hat sich der Bauherr zur 

Umsetzung des Konzepts verpflichtet.  

 

Gesamtbewertung 

Der hohe Versiegelungsgrad auf dem gesamten Gelände und die teilweise Einleitung des 

Niederschlagswassers in die Kanalisation verhinderte das Eindringen von 

Oberflächenwasser in den Boden bisher weitgehend.  

Mit der geplanten Niederschlagswasserversickerung wird ein massiver Eingriff in den 

Wasserhaushalt vermieden. Ebenso wird verhindert, dass die Verdunstungsrate sinkt. Ein 

Verzicht auf die Versickerung würde einen massiven Eingriff in den Wasserhaushalt 

bedeuten. Die Grundwasserneubildung würde deutlich heruntergesetzt.  

Die Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser gegenüber einer baulichen Veränderung wird 

somit als gering bewertet. 

 

Schutzgut Klima/Luft  

In der großklimatischen Betrachtung liegt der Untersuchungsraum in der gemäßigten 

Klimazone im Übergang vom maritimen zum kontinentalen Klima. Im Berliner Umweltatlas 

werden die mittlere Jahrestemperatur mit ca. 9,0 - 9,5 °C und die mittlere jährliche 

Jahresniederschlagsmenge mit ca. 631 mm angegeben.  

Bei der Betrachtung der stadtklimatischen Zonen liegt das Plangebiet in der Übergangszone 

von Bereichen geringer Veränderungen zu Bereichen mäßiger Veränderungen gegenüber 

Freilandverhältnissen. Planungsrelevante Kaltluftentstehungsgebiete bzw. Kaltluftschneisen 

kommen im Untersuchungsraum nicht vor.  

Kleinräumig betrachtet stellt das Planungsgebiet einen Belastungsbereich 

(Krankenhausstandort mit hohem Versieglungsanteil) dar, die Belastungskategorie nach 

VDI-Richtlinie (Verein Deutscher Ingenieure) wird als weniger günstig dargestellt. Im Berliner 
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Umweltatlas aufgeführte Planungshinweise beschreiben das Plangebiet als Siedlungsraum 

mit geringer, in Einzelfällen mäßiger klimatischer Belastung. Es besteht eine hohe 

Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivierungen.  

Auch der südliche Nahbereich des Planungsgebietes ist durch Bebauung, Verdichtung und 

Versiegelung gekennzeichnet. Von den südlich angrenzenden gewerblichen Nutzungen 

(BAM Gelände) gehen keine relevanten Emissionen aus.  

 

Gesamtbewertung  

Die klimatische Situation unterliegt auf Grund des bestehenden Bebauungs- und 

Versiegelungsgrades einer starken Beeinträchtigung. Die Empfindlichkeit des Schutzgutes 

Klima/Luft gegenüber den baulichen Veränderungen ist aber durch die vorhandenen 

Beeinträchtigungen als gering zu bewerten. 

 

Schutzgut Orts- und Landschaftsbild  

Die Umgebung ist durch ortstypische Siedlungsstrukturen mit angeschlossenen parkartigen 

Gärten charakterisiert, wobei die Bauformen durch unterschiedliche Baujahre 

gekennzeichnet sind. Nördlich und westlich grenzen freistehende Einfamilienhäuser mit 

Hausgärten an das Plangebiet, während östlich des Plangebiets Villen und Stadtvillen aus 

der Zeit von 1870 bis 1945, in parkartigen Gärten das Straßenbild prägen. 

Im Süden befindet sich das unter Denkmalschutz stehend Gelände der Bundesanstalt für 

Materialprüfung mit seinen Einzeldenkmälern. 

Die Bebauung des Umfelds ist durch zwei- bis dreigeschossige, freistehende Einzelgebäude 

geprägt. Großbauformen finden sich nur im Plangebiet selbst (Krankenhausgebäude). 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-33 ist auf Grund der geschichtlichen Vornutzung 

des Militärkrankenhausstandortes mit seinen bedarfsgerechten Funktions- und 

Nebenanlagen aus dem Jahr 1974 eine Vorbeeinträchtigung durch die flächenhafte 

Versiegelung und in Bezug auf das Umfeld wenig integrierte Bebauung, festzustellen.  

 

Gesamtbewertung 

Geplant ist ein innovativer Forschungsstandort, der sich in Größe und Struktur von der 

umgebungstypischen Bebauung absetzt.  

Die Planung sieht eine Konzentration der Gebäudeneubauten im Nahbereich des 

umgebauten Klinikgebäudes vor. Damit kann eine Vielzahl der bestehenden Pflanzflächen 

und Gehölze, die entlang der Grundstücksgrenze das Straßenbild prägen, erhalten werden.  

Es ist eine Vorbeeinträchtigung durch die bestehenden Anlagen (teilweise nur als 

fragmentarische Bauhülle vorhanden) auf dem Krankenhausstandort festzustellen.  
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Allerdings wirken die großzügigen Pflanzflächen entlang der Grundstücksgrenze optisch als 

grüne Sichtbarriere. 

Die Empfindlichkeit des Schutzgutes Landschaftsbild gegenüber baulichen Veränderungen 

wird lt. Darstellung im Umweltatlas infolge vorhandener Beeinträchtigungen innerhalb des 

Plangebiets als gering bewertet. Allerdings sind die Auswirkungen gegenüber dem 

angrenzenden Denkmalbereich als hoch einzustufen. 

 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter  

Im Plangebiet selbst befindet sich keine bauliche Anlage die als Denkmal ausgewiesen ist. 

Im näheren Umfeld sind zahlreiche Kulturgüter vorhanden (Abschnitt I, 2.7 Denkmalschutz).   

 

Gesamtbewertung  

Bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung des Geländes durch neue technische 

Anforderungen sind auch die Forderungen des Umgebungsschutzes der 

denkmalgeschützten Anlagen und Ensemble zu beachten. 

Um eine wirtschaftlich sinnvolle Neubebauung, unter Wahrung des Umgebungsschutzes zu 

realisieren, wurden unter Einbeziehung der Fachbehörde Regelungen zu Form, Farbe und 

Gestaltung geprüft.  

Die städtebauliche Grundstruktur des Technologie- und Gründungszentrums soll einem 

Campus entsprechen, bei dem der öffentliche Raum, die Gestaltung der Freianlagen sowie 

die Architektur der einzelnen Gebäude eine gestalterische Qualität aufweisen, die sich 

nachhaltig von herkömmlichen Misch- oder Gewerbegebieten abheben. 

Der städtebauliche Vertrag zwischen dem Bauherrn und dem Bezirk Steglitz-Zehlendorf 

enthält hierzu einen Gestaltleitfaden, der einvernehmliche Rahmenbedingungen für die 

baulichen Anlagen, die eine weitestgehende Einheitlichkeit in der Erschließung und der 

äußeren Gestalt beinhalten, festschreibt. 

2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustand s bei Durchführung und bei 

Nichtdurchführung der Planung 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 

Im Folgenden werden Prognosen hinsichtlich der Entwicklung des Umweltzustandes der 

Schutzgüter auf Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgestellt. In der 

Prognose werden die voraussichtlichen bau-, anlage- und betriebsbedingten 

Umweltauswirkungen dargestellt. 
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Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und Gesundheit  

Gesundheit: 

Während der Umsetzung der Baumaßnahmen sind im Untersuchungsraum 

Beeinträchtigungen durch Transport- und Baustellenverkehr sowie durch die 

Baustelleneinrichtung selbst zu erwarten. Mögliche baubedingte Lärm- und Stoffemissionen 

(z.B. Staubentwicklung) werden auf Grund der Flächengröße des Plangebietes und der nur 

temporär auftretenden Auswirkungen als nicht erheblich bewertet.  

Zur Bewältigung der Konfliktsituation zwischen dem bestehenden Wohngebiet und den aus 

Gewerbelärm bestehenden Belastungen durch das heranrückende Gründungs- und 

Forschungszentrum werden den Flächen im Plangebiet Emissionskontingente zugeteilt, 

deren Umsetzung gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichern. Darüber hinaus sind im 

Städtebaulichen Vertrag Regelungen zum Betriebskonzept enthalten, die Störungen in den 

Abend- und Nachtstunden, sowie an Sonn- und Feiertagen ausschließen. 

Bei Umsetzung der Planung ist mit einer Erhöhung des auftretenden Ziel- und Quellverkehrs 

in dem nahe gelegenen Siedlungsbereich der Fabeckstraße zu rechnen.   

Die betriebsbedingten Auswirkungen der hiermit verbunden Lärmemissionen wurden 

vertiefend im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens untersucht. (Anlagen 1 und 2 der 

Begründung, Verkehrs- und schalltechnische Untersuchungen). Im Ergebnis dieser Prüfung 

ist festzustellen, dass an den nächst gelegenen schutzbedürftigen Wohnhäusern 

(Fabeckstraße gegenüber der Zufahrt ins Plangebiet) nur geringe, praktisch nicht 

wahrnehmbare Pegeländerungen durch das Vorhaben verursacht werden, die keine 

Änderung der Planung erfordern.  

 

Auswirkungen im Hinblick auf Altlasten:  

Die Ergebnisse der Auffüllungsproben, die teil-und bereichsweise die obersten 

Bodenschichten umfassen, zeigen für die geplante gewerbliche Nutzung keine 

Überschreitung der Prüfwerte der BBodSchV für die Parameter MKW, PAK, Schwermetalle 

und Pflanzenschutzmittel (letztere nur im Bereich der Bohrung C 2-Gewächshaus 

untersucht). 

Das vom Schadstoffgehalt ausgehende Gefährdungspotenzial wird eher gering sein und 

kann durch technische Maßnahmen (Aufbringen von Mutterboden) nach der Bebauung 

vermieden werden, so dass ein großflächiger Abtrag der Auffüllung nicht erforderlich wird.  

Bei Einhaltung der Forderungen und durch Aufbringen von Mutterboden ist auch eine sichere 

Gestaltung der Flächen für sensible Nutzungen (Kinderspielflächen, Versickerungsflächen) 

möglich. 

Hierzu erfolgen im Rahmen der Bauausführung in Abstimmung mit den Umweltbehörden 

weitere Untersuchungen. 
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Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Tiere: 

Um die Bestandsituation der im Gebiet lebenden Arten im Plangebiet angemessen zu 

berücksichtigen, ist ein weitgehender Gehölzerhalt an den Grundstücksrändern mittels 

geplanter Festsetzung zu Bepflanzung, Erhalt und Pflege sowie Sicherung geplant. Die 

Gestaltung großer zusammenhängender grüner Randbereiche im Plangebiet als 

Lebensraum für gebietstypische Vogelarten lassen keine besonders schweren Auswirkungen 

auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere erwarten.  

Auch die Bedeutung als Nahrungshabitat wird im Gesamtkontext als gering eingeschätzt. Die 

festgestellten Fledermausaktivitäten führen im Zusammenhang mit der Umsetzung des 

Bebauungsplans zu keinen artenschutzrechtlichen Tatbeständen. Die geplante 

Neubebauung des Gebietes würde auch keinen Negativeffekt auf die Fledermausfauna der 

Umgebung haben (i.d.F. bspw. auf Quartiere des Abendseglers im Botanischen Garten 

Berlin, unveröffentlichte Nachweise T. Teige), da keine Vollversiegelung der Fläche geplant 

ist, Grünflächen mit Baum- und Heckenstrukturen erhalten bleiben und wieder geschaffen 

werden sollen. (Ergebnisbericht Fauna)22 

Bei Umsetzung der Planung lassen sich Baumfällungen aber nicht vermeiden. Eine 

geeignete Methode um Ersatzquartiere für höhlenbewohnende Tierarten (Vögel, 

Fledermäuse, Insekten, etc.) zu schaffen, besteht in der Anbringung von geeigneten 

Nisthöhlen um den Tieren auf diese Weise ein Quartier anzubieten. Im vorhandenen Umfeld 

ist ein ausreichend geeignetes Nahrungsangebot vorhanden. 

In dem Städtebaulichen Vertrag sind diese Maßnahmen (Beseitigung von Gehölzbestand 

sowie das Anbringen von Ersatznistkästen als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) zum 

Schutz der lokalen Populationen und ihrer Lebensstätten vertraglich gesichert und der 

Bauherr ist verpflichtet diese fristgemäß umzusetzen. (Monitoring durch die Fachbehörde 

Naturschutz)  

 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurden von der Berliner 

Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e.V. (BLN) Hinweise zum Artenschutz vorgebracht.  

Zum einen wurden Maßnahmen zu einer größtmöglichen Reduzierung des tödlichen 

Vogelschlags gefordert und zum anderen sollen insektenfreundliche, warmweiße 

                                                
22 Fachbeitrag Fauna mit Empfehlungen zum Artenschutz–Endbericht vom Dezember 2015, 

Landschaftsplanungsbüro AVES ET AL  
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Leuchtmittel (Natriumdampf-Niederdrucklampen oder bevorzugt LEDLampen) im Plangebiet 

eingesetzt werden. 

Der Bauherr wird hierüber informiert, um die Anregungen bei der Ausführungsplanung und 

Baudurchführung zu beachten.  

Da es sich hierbei um repräsentative Gebäude mit großen Glasfassaden handelt, bietet sich 

beispielsweise Vogelschutzglas an, welches das UV-Licht reflektiert und für Vögel zum 

erkennbaren Hindernis wird. 

Die Umsetzung der Hinweise kann im Rahmen einer Baugenehmigung durch 

Nebenbestimmungen der unteren Naturschutzbehörde erfolgen. 

 

Biotop und Pflanzen: 

Das Vorhaben ist mit einem Eingriff in den Baumbestand, durch die Fällung von 

mindestens 55 gem. BaumSchVO, geschützten Bäumen verbunden. Weitere 34 Bäume sind 

auf Grund ihrer Standorte im Nahbereich von geplanten Gebäuden und 

Erschließungsflächen gefährdet. 

Für erforderliche Baumfällungen gelten die Bestimmungen der Berliner 

Baumschutzverordnung in der zum Zeitpunkt des Fällantrags geltenden Fassung. 

Durch den Erhalt eines hohen Anteils des Baum- und Gehölzbestandes und 

Wiederherstellung bzw. Neuanlage von Vegetationsflächen können die Umweltauswirkungen 

auf den Biotopbestand auf ein Mindestmaß reduziert werden. Durch die grünordnerischen 

Festsetzungen im Geltungsbereich sind keine erheblichen oder nachhaltigen 

Beeinträchtigungen zu erwarten. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden  

Im Zuge der Durchführung der Planung sind Maßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz 

zu ergreifen, die insbesondere einen fachgerechten Einbau bzw. eine fachgerechte 

Entsorgung des Aushubs umfassen. Die im Plangebiet festgestellten Bodenbelastungen sind 

fachgerecht zu entsorgen, mögliche Auffälligkeiten sind zu dokumentieren und ggf. 

erforderliche Schritte einzuleiten. 

Durch die Planung sind keine erheblich negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

zu erwarten. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Durch die Planung sind keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut 

Wasser zu erwarten. Im Vergleich zum Bestand wird erheblich mehr Niederschlagswasser 

auf dem Grundstück versickert. Unter Bezug auf den Fachbeitrag Niederschlagsversickerung 

vom 06.12.2016 ist die Machbarkeit der Versickerung des Niederschlagswassers auf dem 
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Grundstück nachgewiesen. Dies gilt insbesondere für eine nachzuweisende Altlastenfreiheit 

der Versickerungsbereiche. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft 

Das lokale Kleinklima wird durch eine optimierte, aufgelockerte Bebauungsstruktur unter 

Berücksichtigung der Planungshinweise zum Stadtklima (Dachbegrünung) verbessert.  

Durch die Planung sind keine erheblich negativen auf das Schutzgut Klima/Luft zu erwarten.   

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Durch die räumliche Nähe zu den auf dem Grundstück Unter den Eichen 44/46 

ausgewiesenen Kulturgütern (Denkmal) sind Beeinträchtigungen auf das Ortsbild durch das 

Planvorhaben nicht auszuschließen. Hierzu wurden im Verfahren unter Einbeziehung der 

Fachämter Maßnahmen zur Minderung (mittels Form, Farbgebung, Gestaltung) entwickelt. 

Mit dem weitestgehenden Erhalt der Straßen begleitenden Grünkulisse werden erhebliche 

bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild gemindert. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter  

Durch den Abriss der Gebäude und Lagerhallen kommt es nicht zu erheblichen 

Beeinträchtigungen von Sachgütern. 

 

Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern 

Die Schutzgüter stehen untereinander in einem zusammenhängenden Wirkungsgefüge. 

Versiegelung führt z.B. zu einem Verlust natürlicher Bodenfunktionen wie der Fähigkeit zu 

Filterung, Pufferung und Abbau oder Umwandlung von Schadstoffen und gleichzeitig zu 

einem Lebensraumverlust für Tiere und Pflanzen. Der Verlust an Vegetation führt zu einem 

Lebensraumverlust für Tiere sowie zu einem Verlust staubbindender Strukturen. 

Wesentliche für den vorliegenden Bebauungsplan zu nennende Wechselwirkungen, bei 

denen durch die Planung Änderungen zu erwarten sind, sind die zwischen den Schutzgütern 

Boden und Wasserhaushalt sowie Boden und Arten und Biotope.   

Unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastung aus dem Bestand und dem 

weitestgehend geplanten Erhalt der bestehenden Grünareale werden natürliche 

Wirkungszusammenhänge (insbesondere Boden-Wasser-Vegetation) nicht erheblich 

nachteilig beeinflusst.  

Derzeit beträgt der Versiegelungsgrad 58 % (29.170 m2); nach Realisierung der Planung 

können einschließlich Nebenanlagen, Stellplätzen und privaten Verkehrsflächen insgesamt 

32.972 m2 der Flächen versiegelt werden Die Auswirkungen der Zunahme von rd. 7,5% 

versiegelter Bodenfläche ( 3.802 m2) sollen durch Grünordnungsmaßnahmen kompensiert 
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werden (Gründächer, Pflanzbindung und örtliche Versickerung des Niederschlagswassers 

der Dachflächen).  

Schutzgutübergreifend ist das Maß der Versiegelung von natürlichen Böden durch 

Überbauung mit einer Reihe von Auswirkungen auf den Naturhaushalt und den Lebensraum 

des Menschen verbunden. 

Durch das Vorhaben werden teilweise bestehende Vegetationsflächen durch Bebauung und 

Herstellung von Verkehrsflächen versiegelt und andererseits werden durch 

Entsiegelungsmaßnahmen im Bereich bisher bebauter und versiegelter Flächen neue 

Vegetationsflächen geschaffen. Mit dem Vorhaben werden Teile des Plangebietes dauerhaft 

als Freiflächen gesichert mit entsprechend positiven Auswirkungen auf alle Schutzgüter. 

Der Erhalt großer zusammenhängender Vegetationsflächen und die festgesetzte 

Dachbegrünung (60 % aller Dachflächen) sorgen durch Verdunstung, O2- Produktion und 

Staubbindung für positive Auswirkungen auf das Klima. 

Durch die dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück nimmt 

die Grundwasserneubildung im Gebiet wieder zu. 

Es ist davon auszugehen, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen infolge der 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern durch Addition oder Potenzieren der 

Wirkungen auftreten.   

 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der  Planung 

Für den Bereich des Plangebiets wurde auf Grund des Aufstellungsbeschlusses zum 

Bebauungsplan 6-33, dessen Geltungsbereich das Grundstück des ehemaligen 

Krankenhauses umfasst, der Flächennutzungsplan geändert und stellt nunmehr eine 

Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Technologie“ dar. Für eine 

Krankenhausnutzung an diesem Standort gibt es keinen Bedarf mehr. 

Die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

erfolgt aber unter der Annahme, dass auf den Flächen der ehemalige Krankenhausstandort 

erhalten bleibt und dem heutigen Standard gemäß entwickelt würde. 

Für das Plangebiet wird daher auch bei Nichtdurchführung der Planung von einer baulichen 

Nutzung ausgegangen, deren Umweltauswirkungen sich folgendermaßen prognostizieren 

lassen:   

• Zur Konfliktlösung aus der Lärm- und Verkehrsbelastungen sind zum Schutz des 

Wohnumfelds ebenfalls Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, die auf Grund des 

urbanen Gefüges überwiegend als passive Schallschutzmaßnahmen an der Fassade 

oder durch Gebäudeanordnung auszuführen sind.  

• Die Grundstücksflächen könnten durch Nebenanlagen, Hof- und Lagerflächen weiter 

versiegelt werden. Für Fauna und Flora wäre mit negativen Auswirkungen zu rechen.   
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• Grundwasser: Das anfallende Niederschlagswasser kann nur auf schadstofffreien 

Böden über belebte Bodenschichten versickert werden. Bei bestehendem 

Altlastenverdacht muss die Beseitigung des Niederschlagswassers weiterhin über die 

Regenwasserkanalisation erfolgen. 

• Schadstoff emittierende Anlagen sind aus Rücksichtnahme auf das bestehende 

Wohnumfeld im Plangebiet nicht zulässig. Negative Auswirkungen auf das Klima und 

die lufthygienische Situation sind hier nicht zu erwarten.  

• Das städtebauliche Erscheinungsbild der baulichen Anlagen aus den 70-Jahren 

würde keine Vermittlerfunktion zu den sich anschließenden Baustrukturen 

übernehmen und damit nicht zu einer positiven städtebaulichen Neuordnung 

beitragen. 

Ohne eine bauliche Nutzung würde sich eine sukzessive Entwicklung der Ruderalvegetation 

auf den ungenutzten und über einen längeren Zeitraum sich selbst überlassenen Flächen 

weiterentwickeln. Die zunehmende Verwilderung des Grundstückes durch mangelnde Pflege 

hätte zwar positive Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 

würde aber gemäß Landschafts- und Artenschutzprogramm den Entwicklungszielen als 

Parkraumsiedlungsbereich nicht entsprechen. 

2.3. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerun g und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 

Zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf die 

Schutzgüter werden Maßnahmen erforderlich, die im Verfahren bereits näher erläutert 

wurden (Entsiegelung, Dachbegrünung, Pflanzgebot, Altlastenbeseitigung und dezentrale 

Niederschlagsversickerung). 

2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Die Krankenhausnutzung wurde aufgegeben, weil kein Bedarf mehr daran bestand. Eine  

gewerbliche Nachnutzung ist in den letzten Jahren nur in kleinen Teilbereichen erfolgt.  

Als Planungsalternativen für eine Nachnutzung der Fläche wären der Neubau eines 

allgemeinen Wohngebiets oder Einrichtungen für soziale Zwecke planungsrechtlich denkbar. 

3. Naturschutzrechtliche Eingriffsbetrachtung 23 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsbetrachtung beinhaltet eine Bewertung und Bilanzierung 

des vorhabenbedingten Eingriffs und der erforderlichen Kompensation: 

                                                
23 Bestandserfassung und Bewertung Einzelbäume und Biotoptypen einschließlich Eingriffs- 
Ausgleichsbilanzierung, Endbericht vom 29.03.2016 und Freiraumkonzept mit Baumfällung vom 29.01.2016, Büro 
für Landschaftsplanung und Freiraumgestaltung- PLANGRÜN) 
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3.1 Methodik 

Die Methodik entspricht dem vereinfachtem Verfahren zur Bewertung und Bilanzierung von 

Eingriffen im Land Berlin (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin, Juni 

2012 – Aktualisierung Mai 2013). 

Das Verfahren zur Ermittlung von Kostenäquivalenten geht zum einen von fiktiven 

Wiederherstellungskosten stellvertretend für die Funktionen und Werte des Arten- und 

Biotopschutzes als Bemessungsgrundlage für die Kompensationsermittlung aus. 

Stellvertretend für den Boden-, Wasser- und Klimahaushalt wird zum anderen mit einem 

Versiegelungskostenansatz gearbeitet. 

Des Weiteren werden Bäume, die unter die Baumschutzverordnung (BaumSchVO) fallen, 

gemäß den Regelungen der BaumSchVO bilanziert. 

Bei dem Kostenäquivalent handelt es sich nicht um eine Ersatzzahlung. Die Berechnung 

eines Kostenäquivalentes ist mit der Ermittlung des Kompensationsumfangs mit 

Wertpunkten gleichzusetzen. 

Der Unterschied besteht darin, dass die Bilanzierungseinheiten, auf deren Grundlage 

Wertverluste und Wertsteigerungen einander gegenübergestellt werden, nicht mehr ordinale 

Wertstufen oder Wertpunkte sind, sondern fiktive Herstellungskosten, der 

Versiegelungskostenansatz und die Ausgleichsabgabe nach der BaumSchVO. Anstelle der 

Schwere des Eingriffs oder nach dem Umfang verloren gehender Werte und Funktionen des 

Naturhaushalts wird die Höhe der Kompensation nach den o.g. Komponenten bemessen. 

Auch beim Verfahren zur Ermittlung von Kostenäquivalenten sind die artenschutzrechtlichen 

Belange zu beachten, insbesondere bezüglich der Ausnahme von den Verbotstatbeständen 

in § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

Die Berechnung des Gesamtkostenäquivalents gliedert sich in die Ermittlung der biotischen 

Komponenten aus: 

- fiktiven Wiederherstellungskosten und Ausgleichsabgabe  

- nach der BaumSchVO und der abiotischen Komponenten  

- aus dem Versiegelungskostenansatz. 

Im Hinblick auf das Landschaftsbild wird davon ausgegangen, dass es durch die abiotischen 

und biotischen Komponenten des Naturhaushalts ausreichend abgebildet wird. 

3.2 Eingriffstatbestand 

Bei der Ermittlung des Umfangs der notwendigen Maßnahmen zur Kompensation für den 

durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriff ist die derzeitige planungsrechtliche 

Gebietsqualität und deren Auswirkung auf die Zulässigkeit von Vorhaben zugrunde zu legen. 

Nach dem Maß des geltenden Baunutzungsplans von 1961 ist eine bebaubare Fläche (GRZ) 

von 0,2 und unter Berücksichtigung der max. zulässigen Überschreitung von 50% eine 
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bebaubare Fläche von 0,3 zulässig. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans in einer 

Gesamtfläche von 50.726 m² ist seit den 70-er Jahren im Bestand (Krankenhausstandort)  

wesentlich stärker bebaut und versiegelt worden.  

Nach Überprüfung durch das Büro rsp-Vermessung vom 29.05.2015 wurde eine versiegelte 

Fläche von 29.170 m² (58%) ermittelt, was einer GRZ von 0,58 entspricht. Gemäß § 1a Abs. 

3 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich soweit der Eingriff bereits vor der planerischen 

Entscheidung erfolgte oder zulässig war. Nur eine darüber hinaus gehende Versiegelung ist 

als kompensationspflichtiger Eingriff zu werten.  

3.3 Bestandserhebung 

Die Bestandserhebung zur Ermittlung von Kostenäquivalenten umfasst die vorhandenen 

Biotoptypen, den Baumbestand und den vorliegenden Versiegelungsgrad als 

Ausgangszustand für die Bestandserfassung der Biotoptypen.  

 

Biotoptypen im Bestand: 

Der Biotoptyp 11252 Gartenbau unter Glas wird als versiegelte Fläche erfasst. Mit den sonstigen bebauten und 
versiegelten Flächen werden insgesamt 29.170 m² als vollversiegelte Fläche bilanziert. 
 

Einzelbäume 

Der Baumbestand ist entsprechend der Vorschriften der Berliner Baumschutzverordnung 

(§ 2 BaumSchVO) aufzunehmen. Dabei ist der Baumbestand in zwei Gruppen zu 

unterscheiden: Bäume, die unter die BaumSchVO fallen und Bäume, die gemäß 

BaumSchVO unberücksichtigt bleiben. 
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Von den erfassten 306 Bäumen müssen 211 Bäume vorhabenbedingt gefällt werden. Von 

den zu fällenden Bäumen fallen 55 unter die BaumSchVO mit einem Kompensationsbedarf 

von 104 Ersatzbaumpflanzungen unterschiedlicher Qualitäten nach 

Schadstufenvitalitätszuordnung. 5 Bäume sind auf Grund ihrer 

Schadstufenvitalitätszuordnung 3 (sehr stark geschädigt) und 4 (absterbend bis tot) gem. 

BaumSchVO nicht ersatzpflichtig. Von den verbleibenden 156 Bäumen werden 17 Bäume 

als kompensationspflichtige Einzelbäume nach Kostenäquivalenten mit einem 

Kompensationsbedarf von 21 Ersatzbaumpflanzungen unterschiedlicher Qualitäten nach 

Schadstufenvitalitätszuordnung bilanziert. Die restlichen 139 Bäume werden im Rahmen der 

flächenhaften Biotoptypen nach Kostenäquivalenten erfasst. 

 

Versiegelung 

Mit Umsetzung der Planung können zukünftig maximal 32.972 m2 Fläche überbaut werden 

(einschließlich Privatstraße mit Parktaschen, Wege und Nebenanlagen), damit könnten max. 

65 % der Flächen im Plangebiet versiegelt werden. 

Gegenüber der Versiegelung im Bestand von 29.170 m² errechnet sich eine zusätzliche 

Versiegelung in Höhe von 3.802 m². 

3.4 Prognose des Zustands nach dem Eingriff 

Auf der Grundlage des Bebauungsplans wird der Zustand nach dem Eingriff prognostiziert. 

Für die Berechnung des Kostenäquivalentes werden die Biotoptypen, die von der Planung 

beeinträchtigt oder zerstört werden, der Baumverlust sowie die Neuversiegelung bzw. 

Beeinträchtigung des Boden- und Wasserhaushaltes ermittelt. 

 

Biotope 

Mit der Umsetzung der Planung wird die vorhandene Biotopstruktur nahezu vollständig 

verändert. Mit Ausnahme der zu erhaltenden 95 Einzelbäume mit einem Stammumfang > 

30 cm werden alle Vegetationsbestände verändert. 

Mit der Herstellung der geplanten Gebäude werden alle nicht versiegelten Freiflächen als 

Vegetationsflächen in einer Mindestgesamtfläche von 17.754 m² hergestellt. Das 

Freiraumkonzept sieht zusätzlich Dachbegrünungen in einer Gesamtfläche von 10.386 m² 

(extensive Dachbegrünung 9.203 m², intensive Dachbegrünung 1.183 m²) vor.  

 

Einzelbäume 

Im Plangebiet können von den 306 erfassten Bäumen 95 erhalten werden. Von den zu 

fällenden 211 Bäumen fallen 55 unter die Baumschutzverordnung. Die übrigen 156 Bäume 

sind über die Ermittlung der fiktiven Wiederherstellungskosten zu bewerten, wobei 139 
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Bäume den flächenhaften Gehölzbiotopen zugeordnet und 17 Bäume als Einzelbäume 

erfasst werden. 

 

Versiegelung 

Für die Beeinträchtigung der abiotischen Komponenten wird die Neuversiegelung durch die 

Baukörper und durch die übrigen Anlagen gegenüber dem Bestand ermittelt. Die durch die 

Umsetzung des Bebauungsplans verursachte Neuversiegelung ergibt aus der Differenz 

zwischen der Bestandsversiegelung (29.170 m2) und der geplanten Neubebauung 32.972 m2 

(Gesamtfläche einschließlich Verkehrsfläche und Nebenanlagen) 

Der Versiegelungsgrad einschließlich Nebenanlagen, Wege und Privatstraße umfasst max. 

65% der Gesamtfläche. Im Rahmen der Planung liegt die Neuversiegelung somit bei rd. 

3.802 m². 

3.5 Berechnung des Kostenäquivalents 

Biotische Komponenten des Naturhaushaltes 

Teilkostenäquivalent fiktive Wiederherstellungskosten 

Für die aufgeführten beeinträchtigten Bäume / Biotope wurden folgende fiktive 

Wiederherstellungskosten ermittelt: 

* Das Teilkostenäquivalent für den jeweiligen Einzelbaumverlust orientiert sich an den Zustand des zu 
beseitigenden Baumes gemäß Schadstufen-Vitalitätsbestimmung (Schadstufe 0 = StU 18-20 cm, Schadstufe 1 = 
StU 16-18 cm, Schadstufe 2 = StU 14-16 cm). 
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Für den Baum- und Biotopverlust nach Kostenäquivalenten errechnen sich fiktive 

Herstellungskosten von 137.602,10 €. Für die Planung und Durchführung der 

Kompensationsmaßnahmen werden 10% der Herstellungskosten mit einem Betrag von 

13.760,21 € zum Ansatz gebracht. Hierdurch ergeben sich vorläufige Gesamtkosten von 

151.362,31 € zuzüglich des jeweils gültigen Mehrwertsteuersatzes. 

 

Zeitzuschlag 

Zur Berücksichtigung des Funktionsdefizites auf Grund langer Entwicklungszeiten ist 

zusätzlich zu den fiktiven Wiederherstellungskosten ein Zeitzuschlag zu erheben.  

 

Einzelbäume 

Der Verlust von Einzelbäumen wird im ‘Verfahren zur Ermittlung von Kostenäquivalenten‘ 

entsprechend den Regelungen der Berliner Baumschutzverordnung (BaumSchVO) 

gehandhabt. 

Unter die BaumSchVO fallen alle Laubbäume, die Nadelgehölzart Waldkiefer, die 

Obstbaumarten Walnuss und Türkische Baumhasel mit jeweils einem Stammumfang ab 

80 cm gemessen in einer Höhe von 1,30 m über dem Erdboden. Ersatzpflanzungen haben 

gemäß § 6 Abs. 4 und Anlage 1 der BaumSchVO zu erfolgen. Hierunter fallen insgesamt 50 

Einzelbäume, mit einer Schadstufen-Vitalitätsbestimmung von 0 (optimale Qualität), von 1 

(mittlere Qualität) und 2 (mindere Qualität). Weiteren 5 Einzelbäumen konnte keine Qualität 

mehr zugeordnet werden, da sie bereits stark geschädigt bzw. abgestorben waren. 

 

Baumersatzpflanzungen nach BaumSchutzVO: 

 

Im Plangebiet sind Baumpflanzungen in ausreichender Anzahl vorgesehen um die 

ermittelten Ersatzpflanzungen zu gewährleisten, wobei ausschließlich die Pflanzung von 

Hochstämmen mit einem Stammumfang von 18-20 cm vorgesehen ist. Damit kann die 

Anzahl der Baumersatzpflanzungen entsprechend reduziert werden. Hieraus ergibt sich für 

das Plangebiet ein Pflanzgebot von 94 hochstämmigen Baumersatzpflanzungen mit einem 

Stammumfang von 18-20 cm (textliche Festsetzung Nr. 19). 

 

 

 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 116

Kosten Baumersatzpflanzungen nach BaumSchVO 

 

Abiotische Komponenten des Naturhaushaltes 

Der Ausgleich von abiotischen Beeinträchtigungen wird über einen Versiegelungszuschlag 

stellvertretend für die Funktionen und Werte des abiotischen Naturhaushaltes (Boden, 

Wasser und Klima) ermittelt. Dieser Betrag stellt einen pauschalen Zuschlag für den 

generellen Funktionsverlust der abiotischen Komponenten dar. 

Für die Berechnung des Kostenäquivalentes für die Beeinträchtigungen der abiotischen 

Schutzgüter sind pro m² Neuversiegelung 13 € (Netto) anzusetzen. 

Für die zusätzlich versiegelte Fläche (3.802 m2) beträgt der Betrag 49.426 €. 

 

Gesamtkostenäquivalent 

Das Gesamtkostenäquivalent ergibt sich aus der Addition der Teilkostenäquivalente der 

Biotoptypen, der Bäume und der Versiegelung. Das Gesamtkostenäquivalent stellt den für 

den Eingriff grundsätzlich erforderlichen Kompensationsumfang dar. 

Berechnung des Gesamtkostenäquivalents 

 

 

Biotische Komponenten des 

Naturhaushaltes 

Teilkostenäquivalent fiktive 

Wiederherstellungskosten 

inkl. Planungskosten 

 

151.362,31€ 

Teilkostenäquivalent 

Ausgleichsabgabe gem. 

BaumschVO 

 

 53.768,00 € 

Abiotische Komponenten 

des Naturhaushalts 

Teilkostenäquivalent 

Versiegelung 

 49.426,00 € 

Zwischensumme -netto-  254.556,31,31 € 

Aktueller Mehrwertsteuersatz 
von 

19%  48.365,70 € 

Gesamtkostenäquivalent  302.922,01 € 

 

Die fiktive Geldsumme über 302.922,01 € entspricht den Wertpunkten, welche die Höhe des 

Eingriffs bemessen. Um den ermittelten Kompensationsumfang von 302.922,01 Wertpunkten 

zu kompensieren, werden umfangreiche Pflanz- und Begrünungsmaßnahmen im Plangebiet 

erforderlich. 
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3.6 Kostenschätzung der erforderlichen Kompensation smaßnahmen 

Die nichtüberbaubaren Flächen im Plangebiet sind gärtnerisch anzulegen. Abzüglich der 

Flächen für Nebenanlagen und private Verkehrsflächen verbleiben ca. 35 % der 

Gesamtfläche als Vegetationsfläche. Zusätzlich bieten die bebauten Flächen ein erhebliches 

Potenzial zur Dachbegrünung in einer Gesamtfläche von 10.385 m2.  

 

Kostenäquivalent der Aufwertungsmaßnahmen (Freiraum konzept) 

 

 

Kompensationsmaßnahme 

zur Herstellung von: 

 

Fläche in 

m² /Stk 

 

Herstellun

gs-kosten 

 

Pflegekosten 

 

Gesamtbetrag 

in € 

 

Ersatzbaumpflanzung gem. 

BaumSchVO  

StU 18-20 cm, 3xv. mDb. 

 

 

94 

   

  53.768,00 

Gehölze / Hecken ohne 

Bäume 

 4.603 7,50 €/m² 2,10 €/m²   44.188,80 

Zierbeete1 (Gehölze, 

Stauden, Bodendecker) 

 3586 3,25 €/m² 1,50 €/m²   17.033,50 

Zier1- u. Parkrasen  9.646 1,0 €/m² 0,30 €/m²   12.539,80 

Dachbegrünung2 ca. 10.000 16,00 €/m² 0,90 €/m² 169,000,00 

Zwischensumme     296.530,10 

zzgl. 10% Planungskosten     29.653 

 

Zwischensumme -netto-    326.183 

zzgl. 19% Mehrwertsteuer     61.975 

Herstellungskosten -

brutto 

   388.158 

1 auf Grund des geringen ökologischen Wertes der Zierpflanzungen durch häufige Verwendung nicht heimischer 
Arten werden die Herstellungskosten um 50% auf 3,25 € reduziert, die Pflegekosten werden zu 100% angesetzt. 
2 unter Berücksichtigung der ökologischen Wertigkeit der Dachbegrünung im Verhältnis zu den 
Herstellungskosten, werden diese nur mit 50% (16,00 €/m²) angesetzt. Die Pflegekosten werden nicht verändert. 
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Für das Gesamtkostenäquivalent der biotischen und abiotischen Komponenten des 

Naturhaushalts im Bestand errechnen sich fiktive Herstellungskosten von rd. 302.922 € 

brutto. Das Grünordnungskonzept weist Pflanz- und Begrünungsmaßnahmen im Plangebiet 

mit anrechenbaren Herstellungskosten von rd. 388.158 € brutto aus. 

Somit kann der Nachweis erbracht werden, dass mit den fiktiven Herstellungskosten das 

Kompensationserfordernis von 302.922 Wertpunkten durch die geplanten 

Aufwertungsmaßnahmen im B-Plangebiet von 388.158 Wertpunkten abgedeckt wird. 

3.7 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringer ung der nachteiligen 

Auswirkungen  

Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind die „Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich 

erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes (...) in der Abwägung zu berücksichtigen.“ Damit 

wird auf die Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG verwiesen.   

Vor der Abwägung, ob ein Eingriff ausgeglichen werden kann bzw. muss, ist eine 

Entscheidung darüber zu treffen, ob der Eingriff vermieden oder gemindert werden kann. 

Das gilt insbesondere auch für die Errichtung zulässiger Nebenanlagen im Sinne von § 14 

BauNVO. Grundsätzlich ist es sinnvoll, den Bedarf auf einer bereits vorgenutzten Fläche zu 

decken. Damit wird eine Nutzung weniger beeinträchtigter Flächen vermieden.  

Die Standorte von Bauversorgungseinrichtungen (Baustelleneinrichtungen, Zufahrten) sind 

möglichst innerhalb bereits versiegelter/vegetationsloser Bereiche vorzuhalten. Sie sind 

grundsätzlich flächensparend anzulegen und zur Vermeidung weiterer Anfahrwege im 

Nahbereich der Baustelle anzuordnen. 

Die baulich nicht beanspruchten Randbereiche (grüner Saum) sind auch während der 

Bauphase zu schützen, um nicht zusätzlichen Boden zu verdichten bzw. Vegetationsflächen 

zu beschädigen. 

Bäume und sonstige Vegetationsflächen außerhalb des Eingriffsbereichs sind zu erhalten 

und ggf. ordnungsgemäß vor baubedingten Beeinträchtigungen gem. DIN 18920 „Schutz von 

Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und RAS-LP 4 

„Richtlinien für die Anlage von Straßen; Teil: Landschaftspflege; Abschnitt 4: Schutz von 

Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ (z.B. durch Bauzäune) zu 

schützen. 

Zur Abwendung der Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG und nach § 39 BNatSchG sollten 

Räumungsarbeiten außerhalb der Fortpflanzungsperiode (März bis September) erfolgen.   

 

Gemäß DIN 18915 und RAS-LP 2 und RAS-LP 4 sind autochthone Böden (ursprünglicher, 

an Ort und Stelle entstandener Boden) im Zuge der Entnahme und Ausformung von 
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Böschungen, Mulden und Rasenflächen schichtgerecht und sachgemäß zu behandeln, zu 

lagern, wieder einzubauen und zu lockern. Diese Maßnahme ist allenfalls kleinflächig und für 

tiefere Bodenschichten relevant, da innerhalb des Baugebietes die autochthonen Böden 

nahezu flächendeckend überschüttet und versiegelt wurden.  

Unbelasteter Oberboden ist fachgerecht abzutragen und gem. DIN 18915 zu lagern 

(Trennung von Ober- und Unterboden). Nach Abschluss der Baumaßnahmen ist der 

zwischengelagerte und wieder verwendbare Boden innerhalb der geplanten Grünflächen 

aufzubringen, ggf. ist eine Zwischenansaat im Bereich offener Böden durchzuführen. 

Durch eine regelmäßige Kontrolle während der Bauphase im Rahmen der Bauleitung sind 

mögliche Bodenverunreinigungen und damit potenzielle Verunreinigungen des 

Grundwassers u.a. durch Baufahrzeuge oder -maschinen rechtzeitig zu beseitigen. 

 

Grundsätzlich sind die Baumaßnahmen zügig abzuwickeln. Zum Ausschluss unzulässiger 

Lärm- und Erschütterungsbelastungen sind die einschlägigen Regelwerke zu beachten. 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie der Einhaltung 

der gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien bei der Bauausführung sind keine verbleibenden 

erheblichen baubedingten Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Zur Vermeidung bzw. Minderung negativer Umweltauswirkungen wird im Bebauungsplan 

durch folgende Maßnahmen erreicht:   

• die Nutzung erschlossener Flächen mit guter Anbindung an den ÖPNV, dadurch 

kann die Zunahme des motorisierten Individualverkehrs (MIV) begrenzt werden,  

• Erhalt der Gehölzbestände entlang der Straßen und zu den Grundstücksgrenzen 

• Baumpflanzung an den Verkehrsflächen und Anlegen von Pflanzflächen,  

• zur Einhaltung der Verbote nach § 44 BNatSchG und nach § 39 BNatSchG sollen 

Fäll- und Abrissarbeiten außerhalb der Fortpflanzungsperiode von Vögeln (März bis 

September) erfolgen.  

• Anbringung von geeigneten Nistkästen bzw. Ampeln, 

• Mindestens 60 % aller Dachflächen sind zu begrünen, 

• Örtliche Versickerung des Niederschlagswassers der Dachflächen. 

 

Ökologische Baubegleitung  

Die Überwachung der Baumaßnahmen ist durch eine ökologische Baubegleitung 

sicherzustellen. Ziel der ökologischen Baubegleitung (ÖBB) ist die Sicherung einer 

umweltverträglichen Durchführung sämtlicher Bauphasen. Hierbei sind alle geeigneten 

Maßnahmen zu überwachen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen bei der 

Baudurchführung vermieden oder verringert werden können. Dies betrifft insbesondere: 

 den Schutz des Oberbodens und des Grundwassers, 
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 den Schutz vor Lärm- und Staubimmissionen, 

 den Erhalt und Schutz von Einzelbäumen und 

 den Artenschutz. 

Sämtliche die ökologische Baubegleitung betreffende Maßnahmen und besondere 

Ereignisse sind zu dokumentieren und nach Abschluss der Baumaßnahmen der zuständigen 

Naturschutzbehörde als Nachweis zu übergeben. 

 

Baustelleneinrichtung, Baugerätschaften und Bauweisen sind nach dem Stand der Technik 

auszurichten (geräuschgedämmte, emissionsarme Baufahrzeuge und -maschinen). Dadurch 

werden baubedingte Lärmbeeinträchtigungen und Schadstoffemissionen auf ein Mindestmaß 

reduziert. 

Vor den geplanten Baumfällungen ist zeitnah deren potentieller Besatz mit geschützten Arten 

(z.B. Vögel, Fledermäuse) zu untersuchen. 

Des Weiteren ist vor Beginn der Maßnahme die Umsetzung der vorzeitigen 

Ausgleichsmaßnahmen (3 Nistkästen, vgl. Kap. Fauna) zu kontrollieren. 

Die geplanten Aufwertungsmaßnahmen sind zu erfassen und nach Menge und Qualität zu 

überprüfen.  

4. Zusätzliche Angaben 

4.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung Besc hreibung der wichtigsten 

Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung 

sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 

Die Erstellung des Umweltberichtes erfolgte auf Grundlage des FIS-Broker (FIS – 

fachübergreifendes Informationssystem) der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und der 

Auswertung vorliegender Fachbeiträge zu Flora, Fauna, Lärm und Boden.  

Zusätzlich wurden für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt nachfolgende 

vertiefende Untersuchungen durchgeführt: 

Die Bestandsaufnahme und Kartierung der Einzelbäume und Biotoptypen erfolgte im 

Zeitraum zwischen August 201524  und März 201625 durch das Büro PLANGRÜN Büro für 

Landschaftsplanung und Freiraumgestaltung. Es wurde jeder Einzelbaum mit einem 

Stammumfang ≥ 30 cm mit Angaben zu botanischer und deutscher Bezeichnung, 

Stammumfang, Kronendurchmesser, Baumhöhe, Habitus, Schäden aufgenommen. Die 

Schadstufenbewertung mit einer 5-stufigen Skala erfolgte auf Grundlage der „Empfehlungen 

                                                
24 Bestandserfassung Einzelbäume und Biotoptypen, Büro für Landschaftsplanung und Freiraumgestaltung- PLANGRÜN) Plan 
vom 12.08.2015 (Zwischenbericht) 
25 Freiraumkonzept mit Baumfällung Plan vom 29.01.2016, Büro für Landschaftsplanung und Freiraumgestaltung- PLANGRÜN) 
 



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 121

zur Schadstufenbestimmung von Bäumen an Straßen und in der Stadt“ gemäß 

Forschungsgemeinschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V. (FLL). Zusätzlich 

wurden besondere Merkmale zum Artenschutz und der faunistische, historische und 

gestalterische Bedeutung der Einzelbäume soweit erkennbar erfasst.  

 

Die Erfassung der Biotoptypen erfolgte in Anlehnung an die Kartieranleitung für 

Biotopkartierungen in Berlin (KÖSTLER ET AL 2005) einschl. Erfassung der 

kennzeichnenden und besonders geschützten Pflanzenarten, soweit jahresbedingt möglich. 

Die zur Biotopkartierung vorgegebene Mindestgröße von 500 m² wurde zu Gunsten einer 

realen Bestandserfassung der vorhandenen Vegetationsflächen erheblich unterschritten, 

sodass im Plan der gesamte Vegetationsbestand des Grundstückes flächenscharf im 

Maßstab 1:500 dargestellt wurde. 

Zusätzlich wurde anhand einer beschreibenden Biotoptypenliste und soweit jahreszeitlich 

möglich mit den kennzeichnenden und falls vorhanden mit den besonders geschützten 

Pflanzenarten dokumentiert. (Freiraumkonzept mit Baumfällungen vom 29.01.2016) 

 

Auf der Grundlage der durchgeführten Baumbestands- und Biotopkartierung konnte im 

Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung die potentielle Betroffenheit von besonders 

geschützten Brutvogel und Fledermausarten und deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

nicht ausgeschlossen werden. Die Erfassung dieser Artengruppen erfolgte durch vertiefende 

faunistische Untersuchungen im Zeitraum Mai bis September 201526. 

Die zur Bestandserfassung verwendete Methodik zur flächendeckenden 

Biotoptypenerfassung, die Einzelbaumkartierung sowie die Untersuchung nach geschützten 

Nist-, Brut, Wohn- und Lebensstätten besonders und streng geschützter Tierarten, 

insbesondere Fledermäuse und Vögel, bietet eine ausreichende Datengrundlage zur 

Bestandsbewertung des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. 

4.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung  

Die Überwachung der Einhaltung umweltrelevanter allgemeingültiger Gesetze und 

Verordnungen erfolgt nachgeordnet im Genehmigungsverfahren. Hierbei ist insbesondere 

der Schutz von zu erhaltenden Bäumen zu gewährleisten. Zuständig sind die jeweiligen 

Fachämter – Bauaufsicht, Natur- und Umweltamt  

5. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Auf dem ehemals als Krankenhausstandort genutzten Grundstück soll ein Technologie- und 

Gründungszentrum entwickelt werden. 

                                                
26 Fachbeitrag Fauna mit Empfehlungen zum Artenschutz–Endbericht Dezember 2015, Landschaftsplanungsbüro AVES ET AL 
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In Bezug auf das Schutzgut Mensch - Gesundheit / Lufthygiene ergeben sich bei Umsetzung 

der Lärmschutzmaßnahmen, Beseitigung der Altlasten und Bodensanierungsmaßnahmen in 

sensiblen Nutzungsbereichen keine negativen Auswirkungen. 

Die Auswirkungen der durch Lärm verursachten Beeinträchtigungen wurden im Rahmen 

einer gutachterlichen schalltechnischen Untersuchung festgestellt und die Auswirkungen 

zusammenfassend bewertet. Mit den berechneten Emissionskontingenten kann ein 

ausreichender Schutz vor Störungen und Belästigungen im angrenzenden Wohngebiet 

erreicht werden. Mit den für nachts ermittelten geringen Emissionskontingenten zwischen 42 

dB(A) in der Teilfläche 5 und 50 dB(A) in der Teilfläche 1 sind für die gewerbliche Nutzung 

erhebliche Einschränkungen bezüglich der Höhe und der Richtung der Schallabstrahlung 

verbunden. Geräuschintensive Arbeiten im Freien sind nachts kaum möglich. Auch der 

Liefer- und Ladebetrieb soll auf tagsüber begrenzt werden. Lüftungs- und Klimaanlagen, die 

häufig auch nachts in Betrieb sein müssen − wenn auch in der Regel mit verringerter 

Leistung − sind so auszulegen und zu positionieren, dass die durch die Geräuschkontingente 

vorgegebenen Immissionsbegrenzungen an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten 

werden. 

Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen werden an den nächst gelegenen 

schutzbedürftigen Wohnhäusern (Zufahrtsbereich Fabeckstraße) nur geringe, praktisch nicht 

wahrnehmbare Pegeländerungen verursacht werden. 

 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine Schutzgebiete bzw. geschützte 

Bestandteile gem. §§ 23 bis 30 BNatSchG. Ein Teil des Baumbestandes unterliegt dem 

Schutz gem. § 2 der Baumschutzverordnung Berlin. 

Die Biotoptypen im Plangebiet sind durch die bebauten Flächen und die 

Erschließungsflächen stark anthropogen geprägt. Die gärtnerisch gestalteten Flächen haben 

eine geringe bis mittlere Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz und sind bei Verlust 

innerhalb relativ kurzer Zeiträume wieder herstellbar. 

Mit der Umsetzung spezifischer Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen unter Beachtung 

naturschutzrechtlicher Vorgaben sind derzeitig keine erheblichen negativen 

Umweltauswirkungen für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zu erwarten.  

Durch den Erhalt eines hohen Anteils des Baum- und Gehölzbestandes und die 

Wiederherstellung bzw. Neuanlage von Vegetationsflächen können die Auswirkungen der 

Planung auf den Biotopbestand auf ein Mindestmaß reduziert werden.  

Durch die grünordnerischen Festsetzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans kann 

ein hoher Grünflächenanteil dauerhaft gesichert werden. 

In der abschließenden naturschutzrechtlichen Eingriffsbetrachtung ist festzustellen, dass 

durch die umfangreichen Entsiegelungsmaßnahmen, Dachbegrünungen und wegen der auf 
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den entsiegelten Flächen stattfindenden Begrünungsmaßnahmen keine zusätzlichen 

Kompensationsmaßnahmen erforderlich sind. Auch die große Zahl an Baumneupflanzungen 

kann die erforderlichen Fällungen ausgleichen. 

 

Zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität und zur Vermeidung von 

Gefährdungen der lokalen Population können im Rahmen des Vorhabens vorgezogene 

Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) erforderlich werden. Die zu bestimmenden Vorkehrungen 

zur Sicherung des Erhaltungszustandes der lokalen Populationen erfolgen unter 

Berücksichtigung artspezifischer Lebensraumanforderungen auf der Grundlage der 

beauftragten spezifischen faunistischen Bestandserfassung- und -bewertung. 

Im Städtebaulichen Vertrag wird geregelt, dass zur Sicherung von Fortpflanzungsstätten für 

Höhlen- und Halbhöhlenbrüter spezielle Nistkästen bzw. Nisthilfen an Altbäumen im 

Plangebiet vorgehalten werden.  

Im Rahmen der Ausführungsplanung sind Maßnahmen vorzusehen, die eine Reduzierung 

des tödlichen Vogelschlags erreichen (z. B. sichtbare Markierungen, reflexionsarmes oder 

vogelsicheres transparentes Glas). Da Insekten durch künstlichen Lichtquelle ausgiebig 

gefährdet werden, die zur Verletzungen, zum Tod oder zur Störung des Tag-/Nachtrhythmus 

führen können, sollte insektenfreundliches warmweißes Leuchtmittel (Natriumdampf-

Niederdrucklampen oder bevorzugt LED-Lampen) eingesetzt werden. Ein entsprechender 

Nachweis ist im Rahmen des nachgeordneten Verfahrens durch den Bauherrn vorzulegen. 

 

Durch die örtliche Versickerung des Niederschlagswasser und die geplante intensiven bzw. 

extensive Dachbegrünung wird das Niederschlagswasser zukünftig wieder stärker lokal 

zurückgehalten bzw. auf den Grundstücken zur Versickerung gebracht, was die 

Wasserbilanz verbessert. 

Durch die Entsiegelungs- und Begrünungsmaßnahmen kann erwartet werden, dass 

mikroklimatische Effekte, wie eine lokale Aufheizung verringert werden. 

Durch die räumliche Nähe zu den unter Denkmalschutz stehenden Kulturgütern sind 

Beeinträchtigungen nicht auszuschließen. 

Auf Grund der bestehenden Vorbelastung im Plangebiet und der im Gestaltleitfaden 

vorgegebenen Verpflichtungen bei Umsetzung des Vorhabens lassen sich die mit der 

Planung verbundenen Auswirkungen auf ein Minimum beschränken.  
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IV.  Auswirkungen   

1. Auswirkungen auf Wohnbedürfnisse und Arbeitsstät ten 

Mit der Umsetzung der Planung werden keine wesentlichen nachteiligen Auswirkungen auf 

die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Geltungsbereich und außerhalb erwartet. 

Durch die Planung erfolgt kein Eingriff in die Sozial- und Bevölkerungsstruktur des 

Plangebiets. Insoweit sind für die Planung keine sozialen Maßnahmen erforderlich. 

2. Auswirkungen auf Haushalt und die Finanz- und In vestitionsplanung 

Im Bebauungsplan 6-33 sollen Festsetzungen getroffen werden, die keine unmittelbaren 

Ausgaben Berlins zur Folge haben. Im Rahmen der Trägerbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 

BauGB äußerte die Senatsverwaltung für Finanzen nach Abstimmung mit der 

Haushaltsabteilung keine Bedenken gegen die Festsetzung des B-Plans.  

3. Sonstige Auswirkungen 

Im Bebauungsplan 6-33 sollen Festsetzungen getroffen werden, die positive Auswirkungen 

auf die nachhaltige Entwicklung haben können. Ein Technologie- und Gründungszentrum 

kann den Wirtschafts-, Wissenschafts- und Forschungsstandort Berlin nachhaltig stärken 

und weiterentwickeln.  

Maßnahmen zur Sicherung der Planung (Veränderungssperren) waren bisher nicht 

erforderlich.  

4. Nachhaltigkeitsziele des Bezirks Steglitz-Zehlen dorf  

Mit Bezirksamtsbeschluss vom 08.04.2008 wurden die Nachhaltigkeitsziele für das 

Bezirksamt beschlossen. Als besondere Ziele einer nachhaltigen Stadtentwicklung werden 

darin der sparsame Umgang mit Grund und Boden und der Erhalt zusammenhängender 

Grünflächen sowie die Verdreifachung des Fahrradverkehrs im Bezirk 1990 – 2020 und die 

Beseitigung von Hindernissen für die verstärkte Nutzung von umweltfreundlichen und 

gesundheitsfördernden Mobilitätsarten aufgeführt. 

Am 10.2.2015 beschloss das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf die Weiterentwicklung seines 

Zukunftsprogramms „ Steglitz-Zehlendorf 2100 – Nachhaltigkeitsziele für den Bezirk“. Zu den 

Handlungsschwerpunkten gehören u.a. der Klimaschutz sowie eine nachhaltige 

Stadtentwicklung durch einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden, der 

Verkehrsvermeidung und den Erhalt von Grünflächen. 

Durch das Nachhaltigkeitsprogramm sollen der CO2-Ausstoß im Bezirk gesenkt, die Nutzung 

alternativer Verkehrsmittel gefördert, der Energieverbrauch gesenkt werden. 
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Radverkehrsanlagen sind auf öffentlichen Verkehrsflächen im Plangebiet nicht vorhanden. 

Allerdings bieten die ruhigen Wohnstraßen eine gute Verbindungsmöglichkeit zum S-

Bahnhof Botanischer Garten bzw. Lichterfelde West und zum U-Bahnhof Dahlem Dorf.  

Auf dem Grundstück sollen in ausreichender Zahl Unterstände für Fahrräder errichtet 

werden. 

Mit den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans wird so keine Verschlechterung der 

Situation begründet.   

 

Die Zielsetzung des Bebauungsplans 6-33 entspricht einer zukunftsgerechten 

Stadtentwicklung, bei der der Innenentwicklung der Vorrang einzuräumen ist.   

Durch die geplanten Festsetzungen von Pflanzbindungen und der Versickerung des 

Niederschlagswassers der Dächer, kann das Niederschlagswasser großflächig im Gebiet 

erhalten werden.  

Als weitere Maßnahme zur Vermeidung starker sommerlicher Temperaturaufheizung ist eine 

Dachbegrünung vorgesehen. Im Verbund mit den bereits vorhandenen privaten Grünflächen 

wird eine Verschlechterung des kleinräumigen Klimas vermieden. 

 

Der Bauherr hat sich zum Ziel gesetzt, durch Bildung, Forschung und Transfer einen Beitrag 

zur nachhaltigen Entwicklung der Stadt zu leisten. 

Um zur Bekämpfung der globalen Erderwärmung beizutragen, hat sich der Bauherr das Ziel 

gesetzt bis zum Jahr 2030 klimaneutral zu werden. Um dieses Ziel zu erreichen, will er seine 

CO2 –Emissionen senken und zum Ausbau erneuerbarer Energien beitragen. Die 

Themenfelder sind Energieeffizienz, regenerative Energien sowie Förderung einer 

klimaschonenden Mobilität (Regelungen hierzu erfolgten im Städtebaulichen Vertrag). 

 

V.  Verfahren  

 

Mitteilung der Planungsabsicht  

Mit Schreiben vom 17. Juli 2013 wurde gemäß § 5 AGBauGB der Senatverwaltung für 

Stadtentwicklung und Umwelt und gemäß Artikel 13 Landesplanungsvertrag der 

Gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg mitgeteilt, dass das Bezirksamt Steglitz-

Zehlendorf beabsichtigt, für das Grundstück Fabeckstraße 62 / Kamillenstr.43 den 

Bebauungsplan 6-33 aufzustellen. Dem Schreiben lag eine Begründung mit Übersichtsplan 

bei, in der die Erforderlichkeit und Entwicklung der Planungsüberlegungen dargelegt wurden.  

Mit Schreiben vom 31. Juli 2013 teilte die Gemeinsame Landesplanungsabteilung die Ziele 

und Grundsätze der Raumordnung für den Bebauungsplan mit und stellt fest, dass die 
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dargelegte Planungsabsicht zum derzeitigen Planungsstand keinen Widerspruch zu den 

Zielen der Raumordnung erkennen lässt. Mit der Festsetzung des Technologie- und 

Gründungszentrums könne die nationale und internationale Bedeutung der Metropole als 

Wirtschafts-, Wissenschafts- und Forschungsstandort ausgebaut und weiterentwickelt 

werden.  

  

Mit Schreiben vom 20. August 2013 teilte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Umwelt mit, dass gegen die Absicht den Bebauungsplan aufzustellen (vorerst) Bedenken 

bestehen, da der Bebauungsplan aus dem FNP nicht entwickelbar ist. Die beabsichtigte 

Festsetzung eines Sondergebiets „Technologie- und Gründungszentrum“ sei nicht aus der 

FNP-Darstellung Gemeinbedarfsfläche (Zweckbestimmung Krankenhaus) entwickelbar. 

Daher werde derzeit die Durchführung einer FNP-Änderung geprüft. Bei der Weiterführung 

des Verfahrens ist daher eine Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde bei 

SenStadtUm erforderlich.  

 

Weiterhin wurde mitgeteilt, dass: 

-    das Bebauungsplanverfahren nach § 6 AGBauGB durchgeführt wird, da aus Sicht der 

dringenden Gesamtinteressen Berlins ansonsten keine Bedenken bestehen.  

  

-   regionalplanerische Festlegungen des Flächennutzungsplans (textliche Darstellung 1) 

nicht berührt sind und Ergebnissen eines vom Senat beschlossenen städtebaulichen 

Entwicklungskonzepts oder einer vom Senat beschlossenen sonstigen städtebaulichen 

Planung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB oder einer beschlossenen Entwicklungsplanung 

gemäß § 4 Abs. 1 AGBauGB nicht widersprochen wird.  

 

FNP-Änderungsverfahren 

Mit Schreiben vom 24.10.2014 teilte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

mit, dass parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans 6-33, Fabeckstraße 62/ 

Kamillenstraße 43 ein Änderungsverfahren des Flächennutzungsplans (Lfd. Nr. 05/14; 

Einleitungsbeschluss 28.07.2014) durchgeführt wird.  

Der Senat von Berlin hat am 23.06.2015 die FNP-Änderung 05/14 "Nachnutzung ehemaliges 

US-Hospital Fabeckstraße" beschlossen (ABl. Nr. 28 vom 10.07.2015, Seite 1449).  

Die Änderung des Flächennutzungsplans Berlin in der Neubekanntmachung vom 05.Januar 

2015 (Abl. 31), zuletzt geändert am 09. Juni 2016 stellt nunmehr die Flächen im Plangebiet 

als „Sonderbaufläche“ mit der Zweckbestimmung „Technologie“ dar. 
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Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans 6-33  

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat in seiner Sitzung am 24.09.2013 die 

Aufstellung des Bebauungsplans 6-33 gem. § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des 

Baugesetzbuches (AGBauGB) beschlossen.  

Das Bebauungsplanverfahren wird als reguläres Verfahren mit Umweltbericht durchgeführt.  

 

Bekanntmachung Amtsblatt  

Der Beschluss des Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf von Berlin vom 24.09.2013 über die  

Aufstellung des Bebauungsplanes 6-33 wurde im Amtsblatt für Berlin Nr. 49 vom 08.11.2013 

auf Seite 2327 bekanntgemacht. 

 

Vorstellung des Masterplans 

Am 29.01.2015 wurde im Foyer des ehemaligen Krankenhauses Fabeckstraße 62 die 

städtebauliche Studie zur Entwicklung eines Technologie- und Gründungszentrums 

(Masterplan) durch den Bezirksbürgermeister des Bezirks Steglitz-Zehlendorf vorgestellt.  

Die Einladung richtete sich an Interessenten aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und 

Verwaltung aber auch an die Anwohner. Die Veranstaltung erfolgte unabhängig und ohne 

Einfluss auf die Verfahrensschritte gem. § 3 und § 4 BauGB. 

 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange und  

nach § 4 Abs. 1 BauGB  

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden die 

Behörden und TÖB, deren Aufgabengebiet durch die Planung berührt wurden mit Schreiben 

vom 08.07.2015 beteiligt. Dabei wurden insbesondere die Behörden und Träger öffentlicher 

Belange ausgewählt, von denen Beiträge zu Umweltaspekten und bedeutende Hinweis zum 

Plangebiet erwartet wurden, die die Grundsatzentscheidungen zum Planverfahren und zum  

Planinhalt beeinflussen konnten.  

Insgesamt wurden 38 Behörden und Träger öffentlicher Belange angeschrieben, von denen 

29 schriftlich Stellung genommen haben. 

Nach Auswertung der eingegangenen Äußerungen zur frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB wird das 

Bebauungsverfahren mit einer Änderung (Erhalt der Grünstruktur im südlichen 

Grundstücksbereich durch Wegfall eines Baukörpers) in seiner Konzeption weitergeführt. An 

dem Planungsziel wird festgehalten.  
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Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte im Rahmen einer Offenlage vom 

02. November bis zum 02. Dezember 2015. Es ging eine schriftliche Stellungnahme der 

Berliner Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e.V. ein, in der eine Ergänzung des 

Umweltberichts nach einem „Verfahren zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im 

Land Berlin“ angeregt wurde. Dem wurde entsprochen und der Umweltbericht im Abschnitt 

III/3 -naturschutzrechtliche Eingriffsbilanzierung- um das „Verfahren zur Ermittlung von 

Kostenäquivalenten“ ergänzt. 

 

Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 

Die Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, wurden mit Schreiben vom 

17.08.2016 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb der 

gesetzlichen Frist aufgefordert. Von den 51 beteiligten Stellen haben sich insgesamt 29 

Beteiligte schriftlich geäußert.  

Die eingegangen Hinweise und Anregungen wurden zur Kenntnis genommen und in den 

Abwägungsprozess eingestellt.  

Die Ergebnisse der fachplanerischen Ermittlungen und Korrekturvorschläge wurden in die 

Begründung eingearbeitet.  

 

Die Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg äußerte sich im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit für die Raumordnung erneut zu der Planung:  

Der Entwurf des Bebauungsplans entspricht den Zielen der Raumordnung. Die für die 

Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung sind angemessen berücksichtigt. 

Zur Begründung wurde auf die Mitteilung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung vom 

31.07.2013 verwiesen.  

Die Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt 

haben, nicht wesentlich geändert wurden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Dem Hinweis der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe, die Bezeichnung 

„FUBIC“ für das geplante sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie 

und Gründungszentrum“ in der Begründung zu übernehmen, wird nicht gefolgt. Hierbei 

handelt es sich um eine Angebotsplanung, deren planungsrechtliches Nutzungskonzept auf 

der Rechtsgrundlage § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 2 BauNVO zu 

begründen ist. 
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Die vom Umweltamt vorgebrachten Hinweise zur Fassadengestaltung (Albedo, 

Verschattung) sowie die Verpflichtung des Bauherrn je 100 m² BGF Büro- bzw. 

Geschäftsfläche mindestens einen Fahrradstellplatz gebäudenah unter- und oberirdisch 

einzurichten, sind Bestandteil des Städtebaulichen Vertrags. Die daraus resultierende große 

Zahl an Fahrradstellplätzen ist ein sinnvolles Instrument, um den Radverkehr in Berlin weiter 

zu stärken. In Bezug auf die räumliche Nähe der Universitäts-, Wissenschafts- und 

Forschungsstandorte und die damit verbundenen kurzen Wege bestehen somit ableitbare 

Chancen, eine umweltfreundliche Mobilität (Fahrrad) zu fördern.  

Dem Hinweis des Umweltamts, die Anzahl der zulässigen Stellplätze zu reduzieren, um 

indirekt Einfluss auf das Verkehrsverhalten zu nehmen (Anteil des motorisierten 

Individualverkehrs auf 20% zu senken) wird nicht gefolgt. 

Das Verkehrsverhalten der im Sondergebiet zukünftigen Firmen und Nutzer ist schwer 

abzuschätzen. (Siehe hierzu Abschnitt 3.6: Erschließung, Verkehrskonzept)  

Unter Berücksichtigung der Einbindung des Standorts in das Netz des öffentlichen 

Personennahverkehrs wurde der Anteil des motorisierten Individualverkehrs an der 

erwarteten Verkehrsmittelwahl mit 30% (Besuchern und Beschäftigte) angenommen. 

Für die Nutzungen im Plangebiet sind Stellplätze in ausreichender Zahl herzustellen.  

Geplant sind 150 bis 180 Stellplätze im ersten Untergeschoss des Hauptgebäudes 

unterzubringen. Weitere Stellplätze sind innerhalb der privaten Verkehrsfläche zulässig, so 

dass innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 280 bis 300 Park-/Stellplätze den 

Nutzern, Besuchern und dem Lieferverkehr zur Verfügung stehen können. Der durch die 

Nutzung zu erwartende Stellplatzbedarf kann so im Plangebiet aufgenommen werden. 

Eine Reduzierung der Stellplätze im Plangebiet würde den Druck auf den Parkraum im 

öffentlichen Straßenland erhöhen, mit negativen Folgen der Belästigung durch Suchverkehr 

im benachbarten Siedlungsbereich und Beeinträchtigung der Wohnruhe durch Verkehrslärm.  

Die Parkplätze im öffentlichen Straßenland stehen allen Anrainern gleichermaßen zur 

Verfügung. 

Weitere Hinweise (Nachnutzung Heizhaus für Kita, Ausführung der Parkflächen auf der 

privaten Verkehrsfläche) wurden im Begründungstext ergänzend erläutert. 

Im Plangebiet ist eine fußläufige Durchwegung geplant, deren Ausgestaltung Bestandteil des 

Städtebaulichen Vertrags ist. Das Gelände soll den Nutzern und auch der Öffentlichkeit als 

Parkanlage zur Erholung dienen. Radwege zu Gunsten der Allgemeinheit sind nicht 

Bestandteil des Bebauungsplans. Die Begründung wurde entsprechend korrigiert. 

 

Die Hinweise und Korrekturvorschläge des Umweltamts zum Thema Boden / Altlasten 

wurden in der Begründung ergänzt bzw. entsprechende Änderungen vorgenommen. 
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Im Rahmen dieser Stellungnahme (Umweltamt und Wasserbehörde) wurden 

Überarbeitungen der fachplanerischen Untersuchungen zum Bodenschutz und zur 

Versickerung des Niederschlagswassers gefordert.  

Von Seiten der Berliner Wasserbetriebe wird darauf hingewiesen, dass, sofern bei 

Starkregenereignissen über einen gedrosselten Ablauf in die öffentliche Kanalisation 

eingeleitet werden soll, die vorhandenen Regenwasserkanäle aufgrund ihrer begrenzten 

Leistungsfähigkeit vorrangig für die Entwässerung der öffentlichen Straßen und Plätze zur 

Verfügung stehen. Mit Einschränkungen der abzunehmenden Regenabflussmengen von neu 

zu erschließenden Grundstücksflächen in die Kanalisation ist zu rechnen. Für 

Starkregenereignisse, die über den Bemessungsvorgabe des Kanalnetzes liegen, kann 

sowohl aus technischen als auch aus wirtschaftlichen Gründen kein vollständiger 

Überflutungsschutz geboten werden. Daher ist ausreichender Objektschutz gegen 

auftretenden Rückstau aus der Kanalisation bzw. oberirdisch abfließendes Abwasser zu 

gewährleisten.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-33 (ohne öffentliche Verkehrsflächen) ist 

nunmehr eine vollständige Versickerung des Niederschlagswassers geplant. Hierzu wurde 

durch den Bauherrn ein Fachkonzept vorgelegt, dass die Machbarkeit von Maßnahmen 

(Mulden-Rigolen-System und freiauslaufende Versickerung) im Plangebiet nachweist. 

Das Fachkonzept Niederschlagswasserversickerung und die Sicherung im 

Bebauungsplanentwurf (Begründung und Städtebaulicher Vertrag) wurden dem Umweltamt 

und der Senatsverwaltung Umwelt, Verkehr und Klimaschutz,  Wasserbehörde am 

02.01.2017 erneut zur Stellungnahme vorgelegt. Gegen die Ausführung der Maßnahmen 

bestehen seitens der beteiligten Behörden keine Bedenken. 

Die Verpflichtungen zur Umsetzung sowie auch Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers 

bei Ausführung (im Bereich belasteter Böden) sind Bestandteil des Städtebaulichen 

Vertrags. 

In der Begründung wird darauf hingewiesen, dass im Bereich von Aufschüttungen der Boden 

ausgetauscht werden muss. Dem Bauherrn ist dieser Sachverhalt bekannt und auch, dass 

bestimmte Bereiche (z. B. Keller des Hauptbaukörpers) gegen drückendes Wasser geschützt 

werden müssen. 

 

In den Stellungnahmen der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Grundstückseigentümer  

Unter den Eichen 44/46) und der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung (Mieter 

des Grundstücks Unter den Eichen 44/46) wird einer gemeinsamen Erschließungsstraße von 

der Straße Unter den Eichen widersprochen.  

Die Möglichkeit der Erschließung von der Straße Unter den Eichen wird nicht weiter verfolgt, 

da sie eine privatrechtliche Vereinbarung und eine Sicherung der Privatfläche zu Gunsten 
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Dritter (Baulast) voraussetzt. Der Planentwurf muss nicht geändert werden, da die 

Erschließung des Plangebiets weiterhin über die Fabeckstraße gesichert ist. 

Erneute Beteiligungen der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Abt. 

Verkehr und der Verkehrslenkung entfallen somit. (Stellungnahme Sen UVK, Abt. Verkehr) 

 

Von Seiten der Berliner Feuerwehr wurde erneut darauf hingewiesen, dass sich keine 

Löschwasserentnahmestelle der Berliner Feuerwehr auf dem Grundstück befindet. 

Der Bauherr ist im nachgeordneten Verfahren verpflichtet, einen Nachweis über die 

Bereitstellung von Löschwasser im erforderlichen Umfang vorzulegen (Brandschutzkonzept). 

Auf dem Gelände des ehemaligen Krankenhausstandorts befindet sich ein Hydrant, dessen 

Betriebsaufnahme zu prüfen ist. 

 

Hinsichtlich der der Belange der Vattenfall Europe Wärme AG wurde darauf hingewiesen, 

dass das Planungsgebiet durch die Fernwärme erschlossen ist und die Trasse mit 

Wärmeübergabestation unmittelbar auf dem zu bebauenden Gelände liegt. Die Lage der 

Trasse ist aus dem beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Es ist erforderlich, das 

Vorhandensein der Fernwärmetrasse bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. 

Die Vattenfall Europe Wärme AG hat Interesse das geplante Technologie- und 

Gebäudezentrum mit umweltfreundlicher Fernwärme zu versorgen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Hinsichtlich der das Gebiet querenden 

Fernwärmeleitung besteht für den Bauherrn die Verpflichtung, vor Baubeginn in dem 

betreffenden Bereich die Leitungen neu zu ordnen. Die betroffenen Flächen dürfen bis zum 

Umverlegen der wärmetechnischen Anlagen nur mit leicht zu entfernen Befestigungen 

ausgeführt werden. Die Maßnahmen sind in Absprache mit dem Leitungseigentümer 

vorzunehmen. (Aufschiebend bedingte Festsetzung TF 21, Nebenzeichnung 2) 

 

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Abt. IC, Lärmbekämpfung nahm 

Stellung zum Bebauungsplanentwurf sowie zu dem zugehörige Schallgutachten des 

Akustiklabor-Berlin Nr. FAB 15.116.01 P vom 14.04.2016: 

Es ist vorgesehen auf dem Gelände des ehemaligen Krankenhauses ein Technologie-und 

Gründerzentrum zu errichten. Das Gelände ist bis auf die südliche Richtung von 

Wohnbebauung umgeben. Im Süden werden die Flächen durch die Bundesanstalt für 

Materialprüfung genutzt. Für das zukünftige Technologie- und Gründerzentrum wurde 

sachgerecht eine Geräuschkontingentierung erarbeitet, die die gewerblich verursachte 

Vorbelastung berücksichtigt. 

In Bezug auf die Festlegung im Bebauungsplan, kein Zusatzkontingent in Richtung BAM-

Gelände zu berücksichtigen, wurde darauf hingewiesen, dass die Festlegung der 
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Immissionsorte in der Kontingentierung auch eine Bindung der Gestaltung der Nachbarschaft 

mit sich bringt, die ein Heranrücken von sensibler Bebauung an das B-Plan Gebiet oder eine 

Anhebung der Empfindlichkeit weitgehend ausschließt.  

Die Festlegung in der Kontingentierung enthält eine Bindung zu der ausgeübten Nutzung als 

Technologiestandort und der baulichen Gestaltung der Nachbarschaft. 

Ein Heranrücken von sensibler Bebauung (Wohngebiet, Krankenhaus) an die südliche 

Grenze des Plangebiets ist derzeit nicht vorgesehen. 

Zu dem Nutzungskatalog der Sonderbaufläche „Technologie“ gehören aber neben reinen 

gewerblichen Nutzungen auch Bereiche mit einer höheren Empfindlichkeit gegen Lärm (z. B. 

Verwaltungs- und Schulungsräume, Gäste- und Betriebswohnungen). 

Für die Vergabe eines Zuschlags zum Emissionskontingent in Richtung BAM – Gelände 

besteht zudem kein begründetes planungsrechtliches Erfordernis. 

 

Vom Naturschutzamt wurde auf die Aktualisierung des Landschaftsprogramms und die darin 

enthaltenen Änderungen hingewiesen. Hierzu wurde die Begründung entsprechend geändert 

und ergänzt.  

Die erteilten Hinweise zu den Einzelbäumen und der Versiegelung wurden beachtet und die 

entsprechenden Passagen in der Begründung (Eingriffs-Ausgleichbilanzierung) korrigiert. 

Die vorgebrachten Anregungen zur Durchführung einer ökologischen Baubegleitung wurden 

als vertragliche Maßnahme in den Städtebaulichen Vertrag aufgenommen. 

Dem Hinweis zur textlichen Festsetzung – Festsetzung Pflanzliste- wird nicht entsprochen. 

Bei der Planung und Durchführung von Baumaßnahmen soll der vorhandene Baumbestand 

soweit wie möglich erhalten bleiben oder Ersatz geschaffen werden. Hierzu wird die 

Verwendung einer Pflanzliste empfohlen (Begründung), deren Arten Bestandteil des 

geplanten Freiraumkonzepts sind (Anlage im Städtebaulichen Vertrag). Durch eine 

Gebietsdurchgrünung, wie sie im Freiraumkonzept als Teil des Städtebaulichen Vertrags 

geregelt ist, sollen positive Auswirkungen auf den Biotop- und Artenschutz sowie 

das Orts- und Landschaftsbild erreicht werden.  

Die empfohlenen Baumarten sind anpassungsfähig gewählt. Alle Bäume sind heimisch und 

dürften an dem Standort gut gedeihen. 

Für die Gestaltung der Anlage sind den Freiraumplanern besonders die Birke und der 

Birnbaum für einen Blüh- und Herbstakzent wichtig. Die Chinesische Wildbirne entlang der 

Fassaden und als Parkplatzbaum ist aus gestalterischen Gründen insofern von Bedeutung, 

da eine flächige Unterpflanzung der Baumscheibe zulässig ist.  

 

Dem Hinweis der Bau- und Wohnungsaufsicht, Fremdwerbung bzw. Großflächentafeln 

mittels textlicher Festsetzung auszuschließen, wird indirekt durch den Städtebaulichen 
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Vertrag entsprochen. Durch vertragliche Maßnahmen soll gesichert werden, dass der 

öffentliche Raum, die Gestaltung der Freianlagen sowie die Architektur der einzelnen 

Gebäude eine gestalterische Qualität aufweisen, die sich nachhaltig von herkömmlichen 

Misch- oder Gewerbegebieten abheben. In diesem Zusammenhang wird auch das zulässige 

Anbringen von Werbetafeln (nur Werbung an der Stätte der Leistung zulässig) geregelt.  

Das Umfeld des Plangebiets ist ausschließlich durch Wohnen geprägt. Auf Grund des 

Störungspotenzials ist ohnehin Fremdwerbung bauordnungsrechtlich (§ 10 Abs. 4 

BauOBln27) im allgemeinen Wohngebiet ausgeschlossen. Sofern zum späteren Zeitpunkt 

hierzu ein Bauantrag eingereicht werden sollte, kann darüber im nachgeordneten Verfahren 

entschieden werden.  

Der Hinweis auf die Grundlage (Niederschlagsfreistellungsverordnung) und Zuständigkeit 

(Wasserbehörde) in Bezug auf die geplante Versickerung des Niederschlagswassers wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Aus der Abwägung der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB ergaben sich keine 

Änderungserfordernisse für den Bebauungsplanentwurf 6-33. 

 

Städtebaulicher Vertrag 

Für die Förderung und die Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele bestand ein 

besonderer Abstimmungsbedarf, der ergänzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplans 

durch vertragliche Maßnahmen zu regeln war. 

Zwischen dem Land Berlin und dem Bauherrn (WISTA-MANAGEMENT GMBH) wurde am 

07. April 2017 ein Städtebaulicher Vertrag unterzeichnet.  

Die vertraglichen Regelungen betreffen insbesondere den Bereich der bauliche Gestaltung 

und Freiraumplanung, das Nutzungskonzept, den Schutz der Nachbarn vor Lärm, das 

Versickerungskonzept (Niederschlagswasser), ein klimaneutrales Energiekonzept sowie die 

Erschließung und öffentliche Durchwegung. 

 

• Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand vom 19. Juni 2017 bis einschließlich 19. Juli 2017 in 

den Räumen des Stadtplanungsamts Steglitz-Zehlendorf statt.  

Während dieser Zeit lagen die Begründung mit Umweltbericht und dem Entwurf des 

Bebauungsplans vom 30. Mai 2017, den umweltrelevanten Stellungnahme (Natur- und 

Umweltschutz, Lärm), den Fachgutachten: Erschließungs-und Energiekonzept, 
                                                
27 Bauordnung für Berlin (BauOBln) vom 29. September 2005 (GVBl. S. 495), zuletzt geändert durch das dritte 

Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berlin vom 17. Juni 2016(GVBL. S. 361) (Inkrafttreten am 1. Januar 

2017) 
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Verkehrsplanerischer Fachbeitrag, Lärmgutachten und Emissionskontingentierung, 

Verschattungsstudie, Landschaftsplanerischer Fachbeitrag, Baum- und Biotopkartierung, 

Versickerungskonzept, Bodenuntersuchung, Fachbeitrag Artenschutz mit Karten sowie das 

Städtebauliche Konzept, das Freiraumkonzept und die Darstellung der versiegelten 

Bestandsflächen öffentlich aus. Während der gesamten Zeit konnten auch die DIN 4109 

sowie der Städtebauliche Vertrag im Stadtplanungsamt Steglitz-Zehlendorf eingesehen 

werden. Zeitgleich wurden der Bebauungsplanentwurf 6-33, der Begründungsentwurf mit 

Umweltbericht, die Fachgutachten sowie das Städtebauliche und das Freiraumkonzept im 

Internet veröffentlicht.  

Die Ämter und Träger öffentlicher Belange wurden schriftlich über die 

Öffentlichkeitsbeteiligung mit Hinweis auf die Veröffentlichung der Unterlagen im Internet 

informiert.  

 

Vor Ort nutzten 3 Besucher die Möglichkeit der Information und Erläuterung.  

Beteiligt mit schriftlichen Hinweisen und Einwendungen haben sich die Berliner 

Landesgemeinschaft Naturschutz e. V. (BLN), die Berliner Stadtreinigung (BSR), das IT 

Dienstleistungszentrum Berlin und der Wirtschaftsverein Berlin Süd-West e.V.  

 

Ergebnis der Abwägung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der 

Stellungnahmen der Ämter und Träger öffentlicher Belange 

Insgesamt gingen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung vier schriftliche Stellungnahmen 

ein. 

Alle im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung vorgebrachten Hinweise, 

Anregungen und Einwendungen wurden sachgerecht geprüft und in den Abwägungsprozess 

einbezogen.  

Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen und Hinweise führen 

zu keiner Änderung der Planung.   

Mit der Planfestsetzung werden keine nachhaltigen Beeinträchtigungen der 

Leistungsfähigkeit  des Naturhaushaltes zurückbleiben. 

 

Informationsveranstaltung  

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung fand am 03. Juli 2017 eine weitere Veranstaltung im 

Foyer des ehemaligen Militärkrankenhauses statt, bei dem die Anwohner und Interessenten 

durch die Bezirksbürgermeisterin von Steglitz-Zehlendorf über die geplante Bebauung und 

Nutzung des Geländes sowie den zeitlichen Beginn der Baumaßnahmen informiert wurden. 

Im Rahmen der Veranstaltung wurde auf die stattfindende Öffentlichkeitsbeteiligung in den 

Räumen des Stadtplanungsamtes Steglitz-Zehlendorf hingewiesen und klargestellt, dass  für 
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Hinweise, Fragen sowie schriftliche Äußerungen zum Bebauungsplanverfahren, deren Inhalt 

im Rahmen der Abwägung öffentlicher und privater Belange zu berücksichtigen ist, das 

Stadtplanungsamt zuständig ist und die Veranstaltung nur informierenden Charakter hat. 

 

BA-Beschluss über das Ergebnis der Abwägung sowie Überweisung der Beschlussfassung 

an die BVV 

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat in seiner Sitzung am 07.November 2017 

den sich aus der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 

untereinander ergebenden Entwurf des Bebauungsplanes 6 –33 gemäß § 6 Abs. 

1 AGBauGB beschlossen ( Beschluss Nr. 151/2017) und ihn zusammen mit dem Entwurf der 

„Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplanes 6 – 33 im Bezirk Steglitz-

Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde“ der Bezirksverordnetenversammlung zur Beschlussfassung 

gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 4 BezVG 28vorgelegt. 

Die Bezirksverordnetenversammlung des Bezirkes Steglitz-Zehlendorf hat mit Beschluss Nr. 

217/ V vom 18.Oktober 2017 dem Entwurf des Bebauungsplanes 6 – 33 zugestimmt und ihn 

insoweit gemäß § 6 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) 

in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Nr. 4 Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG) beschlossen. 

Eine vorherige Anzeige des Bebauungsplanentwurfs bei der für die verbindliche 

Bauleitplanung zuständigen Senatsverwaltung ist gem. § 6 Abs. 2 AGBauGB nur 

erforderlich, wenn der Entwurf des Bebauungsplans dringende Gesamtinteressen Berlins 

nach § 7 Absatz 1 Satz 1 und 3 AGBauGB berührt. Da nach Mitteilung der Senatsverwaltung 

Stadtentwicklung und Wohnen durch den Bebauungsplanentwurf 6-33 keine dringenden 

Gesamtinteressen Berlins berührt werden, kann dieser nach Beschluss der BVV durch das 

Bezirksamt festgesetzt werden. 

 

Festsetzung 

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf hat den Bebauungsplan 6-33 durch Rechtsverordnung 

vom 7.November 2017 festgesetzt. 

 

Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

Die Rechtsverordnung wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt am 23.November 2017 auf 

Seite 572 verkündet. 

 

 

                                                
28 Bezirksverwaltungsgesetz in der Bekanntmachung der Neufassung vom 10. November 2011 (GVBl. S. 692) 
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Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 

2414), das zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017  

(BGBl. I S. 2808)  

 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 

die zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1548)  

 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches (AGBauGB) in der Fassung vom 07. 

November 1999 (GVBl. S.578), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

3. November 2005 (GVBl. S. 692); zuletzt geändert durch das Gesetz vom 23. Juni 2015 

(GVBl. S. 283) 

 

 

 

 

 

Berlin, den  

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin  

Abteilung Finanzen, Personal, Stadtentwicklung 

und Wirtschaftsförderung  

Stadtentwicklungsamt - Fachbereich Stadtplanung  

 

 

 

 

 

Cerstin Richter-Kotowski       Sabine Lappe  

Bezirksbürgermeisterin    Leiterin des Fachbereichs Stadtplanung 
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Textliche Festsetzungen 

 
Art der Nutzung 
 
1. 
Das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „ Technologie- und 
Gründungszentrum“ dient der Unterbringung von forschungs- und technologieorientierten 
Unternehmensneugründungen sowie von anwendungsorientierten Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen.  
 
Zulässig sind bauliche Anlagen für: 

- Forschungsbetriebe, Forschungs- und Laboreinrichtungen und Anlagen zur Entwicklung 
neuer Technologien,  

- Räume für Freie Berufe, 
- Gebäude für Büro- und Verwaltungseinrichtungen, die den Forschungs- und 

Entwicklungseinrichtungen zugeordnet und ihnen gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse deutlich untergeordnet sind sowie universitätsnahe Einrichtungen,  

- Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe, die den Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen zugeordnet und ihnen gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse deutlich untergeordnet sind, 

- Anlagen zur Ver- und Entsorgung des sonstigen Sondergebiets mit der 
Zweckbestimmung „Technologie- und Gründungszentrum“, 

- Schank- und Speisewirtschaften (Kantine, Cafeteria), die der Versorgung des sonstigen 
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Technologie- und Gründungszentrum“ 
dienen. 

 
Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

- Wohnungen und Wohngebäude für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, die den 
Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen zugeordnet sind und ihnen gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind, 

- Wohnungen für Mitarbeiter und Gäste, soweit es sich um vorübergehenden 
Wohnaufenthalt zur Durchführung bestimmter Aufgaben und Tätigkeiten handelt 
(Dienst- und Gastwohnungen), 

- Einrichtung für soziale Zwecke (Betriebskindergarten), die dem sonstigen Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung „Technologie- und Gründungszentrum“ zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet ist. 

 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 2 BauNVO 
 
2.  
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „ Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind nur solche Betriebe und Anlagen zulässig, die die 
schutzbedürftigen Nutzungen im Plangebiet und im benachbarten Allgemeinen Wohngebiet 
nicht wesentlich stören. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 11 Abs. 2 und 15 Abs.1 BauOBln 
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3. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „ Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind Gebäude und Räume für Versuchstierzucht und 
Versuchstierhaltung nicht zulässig.  
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
4. 
Die Fläche B ist für bauliche Anlagen zu nutzen, die der Energieversorgung des sonstigen 
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Technologie- und Gründungszentrum“ dienen. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 
5. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind in der baulichen Anlage „Hauptgebäude“ im ersten Geschoss, 
dessen Oberkante Fußboden unter 51,0 m ü. NHN liegt, nur Stellplätze oder Garagen und 
zugehörige Nebeneinrichtungen zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 4 BauNVO 
 
Maß der Nutzung 
 
6. 
Als zulässige Grundfläche wird die im zeichnerischen Teil festgesetzte überbaubare 
Grundfläche festgesetzt. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 
 
7.  
Bei der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche sind im sonstigen Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „ Technologie- und Gründungszentrum“ die Flächen von 
Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschossen einschließlich der dazugehörigen 
Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen.  
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 2 BauNVO 
 
8.  
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ können im Einzelfall ausnahmsweise Dachaufbauten (wie Lüfter, 
Solartechnik, Schornstein, Aufzugsanlage) bis zu einer Höhe von max. 2,50 m oberhalb der 
Decke des letzten Vollgeschosses ohne Anrechnung auf die festgesetzte Zahl der 
Vollgeschosse zugelassen werden, wenn sie ausschließlich der Aufnahme technischer 
Einrichtungen dienen und mindestens 2,50 m von der Baugrenze zurückgesetzt sind. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB i.V. mit § 16 Abs. 2 und 6 und 
§ 23 Abs. 1 BauNVO  
 
9. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ ist in der baulichen Anlage „Hauptgebäude“ das Garagengeschoss auf 
die Zahl der Vollgeschosse nicht anzurechnen. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 21 a Abs.1 BauNVO 
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Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 
10.  
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind Stellplätze und Tiefgaragen mit ihren Zufahrten nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie auf der privaten Verkehrsfläche zulässig.  
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO 
 
11. 
Für das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Zulässig sind Gebäude, 
deren Gebäudelänge bis zu 125 m betragen darf. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO 
 
12. 
Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind Einfriedungen nicht zulässig. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO 
 
Immissionsschutz 
 
13. 
Anlagenlärm 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind auf den dargestellten Teilflächen F1 bis F7 (Nebenzeichnung 1) nur 
Betriebe und Anlagen zulässig, deren Lärmemissionen soweit begrenzt sind, dass die in der 
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691:2006-12 
„Geräuschkontingentierung“ weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 
Uhr) überschritten werden. 
 

 
Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, 
wenn die Beurteilungspegel Lr tags und nachts die entsprechenden Immissionsrichtwerte 
gemäß TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB 
(Relevanzgrenze) unterschreiten. 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 BauNVO 
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Grünfestsetzungen 
 
14. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „ Technologie- und 
Gründungszentrum“ ist eine Befestigung von Wegen nur in wasser- und luftdurchlässigem 
Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde 
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind 
unzulässig. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 4 BauGB 
 
15. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „ Technologie- und 
Gründungszentrum“ sind mindestens 60 % der Dachflächen extensiv zu begrünen; dies gilt 
nicht für technische Einrichtungen. Der Anteil für technische Einrichtungen darf höchstens 40 
% betragen. Dabei sind Dachflächen von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nicht 
mitzurechnen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 
16. 
Die nicht überbaubare Grundstücksfläche ist gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Die 
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.  
Die Verpflichtung zum Anpflanzen gilt nicht für Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
Wege, Zugänge und Terrassen. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 
17. 
Auf den Flächen mit Bindung für Bepflanzung und Erhaltung ist die vorhandene Vegetation 
bei Abgang in der Weise nachzupflanzen, dass der Eindruck eines grünen Saums erhalten 
bleibt. Die Bindungen für Bepflanzungen gelten nicht für Wege und Zufahrten. 
Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind hier unzulässig. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 
18. 
Im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Technologie- und 
Gründungszentrum“ ist pro 500 m2 nicht überbaubarer Grundstücksfläche mindestens 1 
hochstämmiger Baum mit einem Mindeststammumfang von 18/20 cm zu pflanzen, zu 
erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden 
Bäume sind die vorhandenen Bäume einzurechnen. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 
Erschließung 
 
19.  
Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzung.  
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20. 
Die Flächen a, b, c, d und e sind in einer Breite von mindestens 3,50 m mit Anschluss an das 
Hauptgebäude (Erdgeschoss) und die öffentlichen Verkehrsflächen mit einem Gehrecht zu 
Gunsten der Allgemeinheit zu belasten. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 

Aufschiebend bedingte Festsetzung  
 
21. 
Auf der Fläche A (Nebenzeichnung 2) sind bis zum Umverlegen der dort vorhandenen 
Fernwärmeleitung und Wärmeübergabestation des Unternehmensträgers keine baulichen 
Anlagen zulässig. Die Fläche A ist in Abstimmung mit dem Unternehmensträger nur mit 
leicht zu beseitigenden Befestigungen auszuführen. Die Zugänglichkeit der unterhalb der 
Geländeoberfläche vorhandenen Wärmeübergabestation ist in Abstimmung mit dem 
Unternehmensträger zu sichern. 
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
 
Sonstige Festsetzung  
 
22. 
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans 6 -33 treten alle bisherigen Festsetzungen und 
baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 BauGB 
bezeichneten Art enthalten, außer Kraft. 
 
 
 
 
 
Hinweis 1:  
Bei Anwendung der textlichen Festsetzung Nr. 16, 17 und 18 wird die Verwendung von  
Arten der der Begründung beigefügten Pflanzliste empfohlen." 
 
Empfohlene Pflanzliste für Ersatzpflanzungen 
 
Baumart deutsch   Baumart botanisch  

Spitzahorn    Acer platanoides 

Hainbuche    Carpinus betulus 

Sommerlinde    Tilia platyphyllos 

Silberlinde    Tilia tomentosa 

Winterlinde   Tilla cordata 

 

Baumarten im Randbereich:  

- Acer campestre ‘Elsrijk‘ | Feldahorn  

- Robinia pseudoacacia ‘Semperflorens‘ | Robinie  



Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin   Bebauungsplan 6-33 
  Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
 

 142

- Betula pendula ‘Dalecarlica‘| Geschlitzblättrige Birke  

- Liquidambar styraciflua | Amberbaum  

- Pyrus calleryana ‘Chanticleer‘| Chinesische Wildbirne  

 

 

Hinweis 2 
Die DIN 45691, 2006-12 wird im Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin im 
Stadtentwicklungsamt zur Einsichtnahme bereitgehalten 
 


